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Ger Befr,tt'ungskampf der AngestMen.
Die Angestelltcn der Berliner Mctallindu-

strie hatten den Schiedsspruch vom 8. April
1919 nicht anerkannt, weil darin ihr Mit¬

bestimmungsrecht bei Einstellungen
und Entlassungen nur in folgender, durchaus
ungenügender Weise festgelegt worden war:

Der Angestelltenausschuß kann einer Kündi¬

gnng widersprechen, wenn er der Ansicht ist, daß
die Kündigung erfolgt ist, um den Angestellten
wegen seincr Betätigung auf dem Gebiete der

Politik oder der Vertretung von Berufs- oder

Standesangelegenheiten zu maßregeln. Der An¬

gestelltenausschuß ist verpflichtet, sein Veiveis-

mnrerial bereits in der Verhandlung mit dem

Arbeitgeber zum Vortrag zu bringen. Jst ein

Einvernehmen zwischen Arbeitgeber und Ange¬
stelltenausschuß nicht zu erzielen, so kann Letzt¬
genannter iiiner?halb von drei Tagen nach Beendi¬

gung der Verhandlungen den SchlichtuugsnuS-
'Hu« anrufen. Der Schlichtungsausschnß ent¬

schuldet endgültig.
Betrifft die Kündigung ein Mitglied deS An¬

gestelltenausschusses, fo hnt es Anspruch auf Fort-
sei/'.i'.ic! des Dienstverhältnisses bis zur end¬

gültigen Entscheidung durch den SchlichtungS-
nusschug; auch wenn sich die Entscheidung über

dcn Entlassunffstcrmin hinaus verzögert.
Alle im Absatz 1 bis 4 gctroffenen Bestim¬

mungen gelten nicht, wenn die Kündigung er-

iklgl nnS den iir den tH 70/76 S.G.B, bzw.
tz5 1WI- und ZWc R.G.O. und sz 6«ö B.G.B,

gei^annten Gründen.

T.''lZ diescr Schiedssprlich abgelehnt und

der streik weitergeführt worden ist, ist aus dic

entschiedene Haltung des Zentralverbandes der

Handlungsgehilfen zurückzuführen. Es war

nicht leicht, diesen Streik durchzuhalten und

ihn zu dicsem verhältnismäßig günstigen
Endc zu bringen. Es dars dabei nicht außer

acht gelassen werden, daß die Angestellten dieses
Kampfmittels noch -nicht so gewohnt sind wie

die gcwerblichcn Arbeitcr. Außerdem aber

kommt in Betracht, daß bei dcr Zusammen¬
setzung der Streikleitung in diescr sclbst natur¬

gemäß mancherlei Meinungen und Bestrebun¬
gen durcheinandcrliefen.

Dcr Zentralverband der Handlungsgehil¬
fen war sich darüber klar, welche Bcdcutung
das Mitbestimmunasrecht für die Angestellten
hat, und welche Bedeutung ihm die beteiligten
Kollegen selbst beilegen. Die übrigen Verbände,
namentlich der Deutschnationale Handlungs¬
gehilfenverband, dcr Kaufmännische Verband

von 1858, der Verband der Deutschen Kaus¬
ieute, der Verband deutscher Handlnngsgehilfen
und der kaufmännische Vcrband für weibliche
Angestellte, hatten diese Wichtigkeit des Mit-

bestimmungsrechtes nicht erkannt. Ihre Ver¬

treter waren deswegen — allerdings vergeblich
— dafür eingetreten, daß der vollständig un¬

genügende Spruch, wie er unterm 8. April 1919

formuliert worden ist, angenommen werde.

Diese Tatsache, daß jene Verbände einer

fo ungenügenden Regelung zustimmen wollten,
erregte in einer Sitzung der Betriebs-
Sbleute lebhafte Entrüstung. Die Betriebs¬

obleute entschieden sich für den Standpunkt des

Zentralverbandes der Handlungsgehilfen, dcn

Streik weiterzuführen. Die Streikenden beauf¬
tragten eine

Kommission, beim Reichsarbettsniinistcr
dahin vorstellig zu werden, er solle sich dafür
einsetzen, daß in Kürze eine Verordnung er¬

lassen wcrde, die wenigstens folgendcs be¬

stimmt:
1. Einstellung von Angestcllten. Die Firmen¬

leitung ist verpflichtet, dem Angestelltenausschuß

von jeder beabsichtigten Neueinstcllung vor Ab¬

schluß des Dienstvertrages Kenntnis zu geben.
Erfolgt auf Einspruch des Angestelltenausschusses
keine Einigung mit der Geschäftsleitung, so ent¬

scheidet dcr Schlichtungsausschuß.
2. Kündigung und Entlassung von Ange¬

stellten. Kündigungen und Entlassungen von An¬

gestellten bedürfen der vorherigen Zustimmung
des Angestelltenausschusses. Kommt eine Ver¬

ständigung zwischen Firmenleitung und Ange¬
stelltenausschuß nicht zustande, so entscheidet der

Schlichtungsausschuß.
Der Reichsarbeitsminister Bauer er¬

klärte, daß er zwar zu Punkt 1 bereit sci, den

Wünschen der Angestellten entgegenzukommen,
daß er aber bezüglich Punkt 2 keine Zugeständ¬
nisse machcn könne. Auch seine Erklärung war

nicht gccignct, eine Beendigung dcs Streiks

herbeizuführen.
Am 10. April richtete dann der Bureau-

direktor Krüger dcs Reichspräsidenten an

die Streikleitung ein Schreiben, in dem er riet,
die Arbcit ungesäumt wieder auszunehmen.
Zum 11. April wurden die Arbeitgebcr und

Arbeitnehmer von dcm genannten Bureau¬

direktor geladen, um eine Einigung herbeizu¬
führen. Die Vertreter der Arbeitgeber waren

nicht erschienen und begründeten ihr Fern¬
bleiben damit, weil zil dem am 8. April 1919

gefällten Spruch des Einigungsamtes eine

offizielle Erklärung der Angestellten noch nicht

vorliege. Der Einigungsvcrsuch des Bureau-

direktors Krüger war somit an dem Widerstand
der Unternehmer gescheitert.

Inzwischen bemühte sich der VolIzugs -

rat der Groß-Berliner Arbeiter-

und Soldatenräte um eine Einigung

zwischen den streitenden Partcien. Jn der ersten

Verhandlung am 13. April waren von seiten
der Arbcitgcbcr nur die beiden Syndici, Herr
Dr. Donner und Herr Dr. Oppenheimer, er¬

schienen. Sie erklärten, daß sie irgendwelche
Vollmachten nicht besitzen und lediglich über

den Verlauf der Verhandlungen ihren Auftrag¬
gebern berichten könnten. Ein

Einlgungsvorschlng
dcs Herrn Generaldirektors Brückmann hatte

folgenden Wortlaut:
Die Firmcnleitung ist verpflichtet, dem An¬

gestelltenausschuß van jeder Neueinstellung Kennt¬

nis zu geben. ErfMt auf Einspruch des Ange¬

stelltenausschusses keine Einigung mit der Ge¬

schästsleitung, so entscheidet ein Schlichtungsaus¬
schuß. Nur wichtige Gründe können für die Ver¬

weigerung dcr Neueinstelnlng maßgebend sein,
insbesondere Gründe, wclche gegen die berech¬

tigten Interessen der Angestcllten des Betriebes

verstoßen.
Kündigungen und Entlassungen von Ange¬

stellten bedürfen dcr vorherigen Zustimmung deS

Angestelltenausschusses. Kommt eine Verständi¬

gung zwischen Firnicnlcitung und Angestellten^»
ausschuß nicht zustande, fo entscheidet cin Schlich¬

tungsausschuß. Dns Material zur Begründung
des Anspruches ist bei der Beratung mit dem

Arbeitgebcr vorzulegen.
Die Vertreter der Uniernehmer erklärten,

daß sie in der am folgcndcn Tag stattfinden-
dcn Sitzung ihrcr Auftraggeber diesen Vor¬

schlag unterbreiten und am 14. April mit ent¬

sprechenden Vollmachten ausgerüstet zu Vcr»

Handlungen kommcn würdcn.

Jn dcr Sitznng am 14. April erschienen
nun neben den obengenannten Herren Tr.

Donner und Dr. Oppenheimcr noch drei Ver¬

treter der Unternehmer, die aber wiederum

nicht mit dcn notwendigen Vollmachten aus¬

gerüstet waren und sich lcdiglich für ihre Per¬

son verpflichten wollte:!, für folgende!?
Vorschlag

einzutreten:
Die Vertreter des Vcrbnndcs Berliner Me.

tnll-Jndustrrcller sind in der Lage und be¬

reit, ihre grundsätzliche und für die bestreikten
Betriebe bindende Znst'mmnng zu eincr Rege¬

lung der Mitwirkung des Aiigesteliteiin!!?-
schusseS bei Kündigungen und Entlassungen zu

geben und schlagen für § IS des Schiedsspruchs
vom 8. April 191S folgende Fassung vor:

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Ange¬

stelltenausschuß von jcdcr Kündigung eines An¬

gestellten mit einem GesnmtjnHreseinkommen
von weniger als 10DM Mk. vor deren .in?-

spruch Kenntnis zu geben.
Der A. A. ist bcrechtigk, der Kündigung zn

widersprechen, wcnn er der Ansicht ist, daß wich¬

tige sachliche Grünide der Entlassung entgegen

stehen. Untcr solchen Gründen sind Umstände
zu verstehen, welche dic Entlassung als gegen

die berechtigten Interessen dcr Angestclltenschnft
des Betriebes verstoßend oder als eine unbillige

Härte gegen den betroffenen Angestellten er¬

scheinen lassen. Der Angestelltenausschuß ist

verpflichtet. Gründe und Belvcismaterial bereirs

in der Verhandlung mit den Arbeitgebern zum

Vortrag zu bringen. Jst ein Einvernehmen

zwischcn Arbeitgeber und Angestelltenausschuß
nicht zu erzielen, so kann letztgenannter inner¬

halb von drei Tagen nach Beendigung der Ver¬

handlungen den Schlichiungsnusschuß anrufen.
Der Schlichtungsausschuß entscheidet endgültig.
Betrifft dic Kündigung ein Mitglied des Ange¬
stelltenausschusses, so hat es Anspruch auf Fort¬

setzung dcs Dienstverhältnisses bis zur endgül¬

tigen Entscheidung durch den SchlichtungsnnS-
schuß, auch wcnn sich die Entscheidung über den

Entlassungstermin hinaus verzögert.
Vorstehende Bestimmungen gelten nicht, wenn

die Kündigung crfolgt aus den, in dem § 70 bis

72 HGB, bezw. den 8 133 b und 133 c GO, und

ß L26 BGB. genannten Gründen.

Zur Forderung der Beteiligung des Ange»

stclltenausfchusscö bei dcr Einstellung von Ange-»
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stellten empfehlen die Vertreter des Verbandes

angesichts dcr außerordentlichen Bedeutung der

Frage für die beteiligten Kreise ganz Deutsch¬
lands die Erledigung einer zu diesem Zwecke
besonders einzusetzenden paritätischen Kommis¬
sion zn übertragen. Sie erklären für ihre Per¬
son, ihrcn Einfluß für cine Lösung einsetzen zu

wollen, wclche grundsätzlich dcm Gedanken der

vorgelegten Fassung cntspricht. Diese Verein¬

barungen sollen als Ergänzung dcs Schiedsspruches
vom 8. April gelten und zwar sür die Gel¬

tungsdauer des Schiedsspruches, längstens aber

bis zum Inkrafttreten eines, die einschlägigen
Fragen behandelnden Gesetzes.

Die Angcstelltcn erhalten bei der nächstcn
Gehaltszahlung außer den verdienten Bezügen
eincn Vorschuß in Höhe von rund W Proz. eines

regelmäßigen Monatseinkommens. Der Betrag
gilt zu je eincm Zchntcl als Vorschuß aus die

Beträge dcr nächsten ll) (zehn) Monate. Scheidet
ein Angestellter aus, so gilt der dann noch stehciide
Rest als Vorschuß auf dcn letzten Monat.

In den bezüglich des Mitbestimmungsrechtes
gemachten Zugeständnissen ist keine Stellung¬
nahme des Verbandes zu dcr Frage zu sehen,
ob eine gleiche oder ähnliche Lösung für sie selbst
auf längere Zeit oder für andere Kreise im Handel
unch Industrie auch nur aus kürzere Zeit möglich
ift, und daher zum Vorbild für diese oder für
eine gesetzliche Regelung genommen werden kann.

Auf dicsen Vorschlag konnten die streiken¬
den Angestellten selbstverständlich nicht ein¬

gehen; es blieb ihnen daher, ebenso wie den

gleichzeitig sireikcndcn Bankbeamten, nur

übrig, dcn Kamps in verschärfter Weise fortzu¬
setzen, indem sie die bisher im Streik nicht be¬

findliche Kollegenschaft zur Hilfe aufriefen. Er¬

freulicherweise kann gesagt werden, dah die

übrige Kollegenschaft volles Verständnis für
die Lage dcr ini streik befindlichen Angestell¬
ten gezeigt hat. Aus allen möglichen
Privat-, Gemeinde- und Staats¬
betrieben ginge nbei der Streik¬

leitung Sympathieerklärungen
ein. Doch blieb es nicht nur bci solchen pa-

pierncn Erklärungen, sondern die Angestell¬
ten zahlreicher Privatbetriebe und der Heeres-
bctrieoe traten auch ihrerseits in
den Streik, um den Forderungen der An¬

gestellten der Metallindustrie Nachdruck zu ver¬

leihen. Nach außenhin kam der

Sympathiestreik
besonders dadurch zum Ausdruck, daß infolge
der Arbeitsniederlegung der Wa¬
ren- uud Kaus Hausangestellten
diese Betriebe mehrere Tage geschlossen bleiben

mußten. Unter andern: haben auch die An¬

gestellten der Reichsverficherungsanstalt einen

eintägigen Sympathiestreik durchgeführt. Es

gcht daraus hervor, wie die Angestellten aller

Branchen von der Notwendigkeit des Mit-

bestimmungsrcchts voll durchdrungen sind. Es

darf gehofft werden, daß auch in den übrigcn
Branchen der Kampf um dieses Recht durch¬
geführt werden wird.

Nunmehr griff der R e i ch s m i n i st e r

Bauer ein, indem er die Parteien unter Zu¬
ziehung dcs Herrn Molkenbuhr vom Vollzugs¬
rat zum 18. April, nachmittags 4 Uhr, nach
dem NeickSarbeitsamt einlud. Hier ist es dann

nach elfstündiger Sitzung gelungen, zu fol-
genoer

zu kommen:
Einigung

8 1.

An die Stelle des § 16 Absätze 3, 4 und 6

des Schiedsspruches vom 8. April 1919 treten
bis znm Erlaß eines einschlägigen Gesetzes fol¬
gende Bestimmungen:

Einstellung.
Die Geschäftsleitung ift verpflichtet, dcm An¬

gestelltenausschuß von jedcr Neueinstellung eincs

Angestellten Kenntnis zu geben. Dies gilt nicht
für die Einstellung von General- und Hand¬
lungsbevollmächtigten, von Angestellten in leiten¬
der «t,>ll,,na nnd von Vertretern dcr Firma, die

in das Handelsregister oder Genossenfchafts-
rsgister eingetragen sind.

Gegen jede Einstellung, von der dem Ange¬
stelltenausschuß Kenntnis zu geben ist, kann

dieser innerhalb 6 Tagen Einspruch erheben,
wenn wichtige berechtigte Interessen der Angc-
stelltenschaft oder des Betriebes dadurch verletzt
werden. Die politische Betätigung eines Ange¬
stellten oder seine Zugehörigkeit oder Nichtzu-
gehörigkeit zu einer Organisation darf jedoch
keinen Grund zur Erhebung des Einspruchs ab¬

geben. Gründe und Beweismaterial für den

Einspruch sind bereits in den Verhandlungen mit

der Geschäftsleitung zum Vortrag zu bringen.
Zur Prüfung der Einstellungen bestimmt dcr

Angestelltenausschuß einen Vertrauensmann und

einen Stellvertreter für den Fall seiner Behin¬
derung. Der Vertrauensmann und sein Ver¬

treter müssen mindestens 25 Jcchre alt sein und

der Firma seit mindestens drei Jahren oder bei

kürzerem Bestehen der Firma seit deren Grün¬

dung angehören. Der Vertrauensmann ist ver¬

pflichtet, über die bei Wahrnehmung seiner Auf¬
gaben ihm seitens der Geschäftsleitung gemach¬
ten vertraulichen Angaben Stillschweigen zu be¬

wahren. Verletzt er diese Pflicht oder mißbraucht
er sein Amt in anderer Weise, so kann die Ge¬

schäftsleitung die Bestellung eines anderen Ver¬

trauensmannes verlangen.
Jst über den Einspruch eine Einigung

zwischen der Geschästsleitung und dem Ange¬
stelltenausschuß nicht zu erzielen, so kann letz¬
terer innerhalb drei Tagen nach Beendigung der

Verhandlungen den zuständigen Schlichtungs-
ausschuß anrufen.

b) Kündigung und Entlassung.
Die Geschäftsleitnng ift verpflichtet, dem An¬

gestelltenausschuß von jeder Kündigung eines

Angestellten vor deren Ausspruch Kenntnis zu

geben. Dics gilt nicht für die unter a, Absatz 1,
Satz 2 genannten Angestelltengruppen.

Der Angestelltenausschuß ist berechtigt, der

Kündigung von Angestellten, von der ihm Kennt¬

nis zu geben ist, ohne aufschiebende Wirkung zu
widersprechen, wenn er der Ansicht ist, daß wich¬
tige Gründe der Entlassung entgegenstehen, welche
die Entlassung als gegen die berechtigten Inter¬
essen der Angestelltenschast -des Betriebes ver¬

stoßend, .oder als eine nicht durch die Verhältnisse
des Betriebes bedingte unbillige Härte gegen den

-betroffenen Angestellten erscheinen lassen.
Der Angestelltenausschuß ist verpflichtet, die

Gründe und das Beweismaterial bereits in der

Verhandlung mit der Geschästsleitung zum Vor¬

trag zu bringen. Jst eine Einigung nicht zu er¬

zielen, so kann der Angestelltenausschuß inner¬

halb dreier Tage nach Beendigung der Verhand¬
lungen den Schlichtungsausschuß anrufen. Dieser
entscheidet endgültig.

Betrifft die Kündigung ein Mitglied des An¬

gestelltenausschusses, so hat dieses Anspruch auf
Fortsetzung des Dienstverhältnisses bis zur end¬

gültigen Entscheidung durch den Schlichtungsaus¬
schuß, auch wenn diese sich über den Entlassungs¬
termin hinaus verzögert.

Jn den Fällen der §Z 70—72 des .Handels¬

gesetzbuches, dcr §Z 133 b und 133 c der Gewerbe¬

ordnung und des § 626 des Bürgerlichen Gesetz¬
buches soll, sofern es die Umstände erlauben, der

Angestelltenausschuß ebenfalls benachrichtigt und

ihm Gelegenheit zur Mitwirkung gegeben werden.
Kommt eine Einigung nicht zustande, so ent¬

scheidet das zuständige Gericht.
^ 8 2.

Unter der Voraussetzung, daß die Arbeit an

dem ersten Arbeitstage nach Ostern allgemein
wieder aufgenommen wird, erkennen dic Arbeit¬

geber an, daß der 18. April und die folgenden
Tage als Arbeitstage zu bezahlen sind. Die An¬

gestellten erhalten bei der nächsten Gehaltszahlung
außer den regelmäßigen Bezügen cinen Vorschuß
in Höhe von rund 35 vom Hundert ihrcs regel¬
mäßigen Monatseinkommens. Der Betrag gilt
zu je einem Zehntel als Vorschuß auf die Bezüge
der nächsten zehn Monate. Scheidet ein Ange¬
stellter vor Ablauf dieser Zeit aus, so gilt der

noch stehende Rest als Vorschuß auf den letzten
Monat.

Berlin, den 19. April 1919.

gez.: Ernst von Borsig. Peierls. Arefer. Dr.

Klemperer. Waldschmidt. Schlupmann. Pfeil.

Paul Meher. S. Aufhäuser. Karl Bublitz.
P. Nöthe, Otto Thiel. Willy Hesse. Adolf Trax.
Philipp Wittenberg. Bauer, Reichsarbeitsminifter.
Zur Beglaubigung: Tr. Sitzler, Ncgierungsrar.

In der Vcrsammlung der Obleute vom

20. April find dicse Vereinbartingen im Zu¬
sammenhang mit dem Schiedsspruch vom

8. April angenommen, und die Angestellten in
den Betrieben haben darauf unniittelbar nach
Ostern die Arbeit wicdcr aufgenommen.

Auch der Bankbeamten st reik ging
gleichzeitig zu-Ende.

Gsnniags'arbeii vsrbsisn Z
Die langjährige Vorarbeit des Zentral¬

verbandes der Handlungsgehilfen hat das Er¬

gebnis gehabt, daß durch reichsgesetzliche Ver¬

ordnung die regelmäßige Sonntags»
arbe'it in Kontoren und Läden

verboten ist. Diese am 1. April 1919 in

Kraft getretene, auch sür Versicherungsuntec»
nehmungen, Versicherungsagenten und Spar¬
kassen geltende Verordnung besagt u. a.:

«Im Handelsgewerbe dürfen Ge¬

hilfen, Lehrlinge und Arbeiter an

Sonn- und Festtagen nicht beschäf¬
tigt werden. Die Polizeibehörde kann für
sechs Sonn- und Festtage, die höhere Verwal¬

tungsbehörde für weitere vier Sonn- und Fest¬
tage im Jahre, an denen besondere, Verhältnisse
eincn erweiterten Geschäftsverkehr erforderlich^
machen, für alle oder für einzelne Geschäftszweige
eine Beschäftigung bis , zu acht Stunden, jedoch'
nicht über sechs Uhr abends hinaus, zulassen und

die Beschäftigungsstunden unter Berücksichtigung
der für den öffentlichen Gottesdienst bestimmten
Zeit festsetzen.

Für das S p edi ti o n s- und das Schiffs-
maklergewcrbe sowie für andere Gewerbe¬

betriebe, soweit es sich um Abfertigung und Ex¬

pedition von Gütern handelt, kann die höhere
Verwaltungsbehörde eine Beschäftigung bis zu

zwei Stunden zulassen."
Es ist Aufgabe unserer Ortsgruppen,

überall darauf hinzuwirken, daß die Polizei»
und höheren Verwaltungsbehörden solche Aus¬

nahmen nicht zulassen, da ein Bedürfnis dafür
nicht vorliegt.

Oelwerke Giern-GozmeSsm,
Hamburg.

Die kaufmännischen und technischen Ange¬
stellten der Firma forderten angesichts der Zeit-
Verhältnisse eine entsprechende Erhöhung der

WirtschaftSbeihilfe. Da dis Anaestellten mit ihrer
Forderung bei der Direktion keine Gegenliebe
fanden, legten sie am 15. April um 11 Uhr die

Arbeit nieder. Die Arbeiterschaft des Werkes

trat in einen Sympathiestreik ein. Auf Antrag
der Angestellten machten die Kollegen Zieher und

Ehrenteit vom Zcntralvcrband den Vcrsuch eincr

Verständigung. Von unseren Verbandsvertretcrn

im gemeinsamen Arbciter- und Angestelltcnrat
wurdcn mit der Direktion folgende Vereinbarun¬

gen getroffen:
Die vom Arbeitgeberverband vorgesehenen

Wirtschastsbeihilfcn, bis zu SO« Mk. für die ein¬

zelnen Angestclltcn, glcich ob männlich oder weib¬

lich, sind innerhalb 24 Stunden zahlbar. Früher
gezahlte Sondervergütungen dürfen nicht ange¬

rechnet wcrden. Die ausgestellten Lohnforderun¬

gen finden Erledigung durch die Verhandlungen
mit dem Arbeitgeberverband. Das Arbeitspro¬
gramm der Angestclltenräte, das bisher von der

Direktion nicht anerkannt wurde, soll gesondert
behandelt werden. Maßregelungen auf Grund

des Ausstandcs dürfen nicht stattfinden. An¬

gestellten und Arbeitern ist die Strcikzeit voll zu

vergüten. Ueber die Forderung einer Erweite¬

rung der Wirtschaftsbeihilfe wird neu verhandelt.
Die Arbeit wird am 16. April wieder aufge»
nommen.

Jn eincr gemeinsamen Sitzung der Arbeiter

und Angestellten wurde den Vereinbarungen zu»

gestimmt. Von den etwa 120 Angestellten sind
5 unorganisiert, alle übrigen steigewerkschaftlich
organisiert.



Nr. S - 1919 HandlungS^rhilfeN'Zttrung

her Versicherungsbm^
Vss MitSeftimmungsrecht.

Zwischen dem Arbeitgeberverband deut'

scher Verfickerungsunternehmungen einer»

seitS und dem Verband der Bureauangestett'

ten Deutschlands, den^ Verbaitd der Deut»

scheu Versicherungsbeamten und dem Zen.
tralverdand der Hanölungsgehrlten andere;»

seitS, i,K folgender Vertrag geschlossen
Worden:

In «L«, Fragen dn. Lohn» uicd Arbc,!s»

bedingungen entscheidet die Geschästsleitung unt«

gleichberecht!ßt<!i Mitwirkung deS Angestellte-..

mrsichuss>ss a!«r, wv solcher b^'teht,.
Mehrheit ^ wcchlberechtDgten Angestellten,

Ift ii. einem'Betrietx die Mehrheit d« An,»

gestellten nich; wahlberechtigt, so wirken sämtlick«

Angestellten über 1? Jatir? bei der Tntscheidung
»it.

Kommt eine Einigung nicht zuftanöe, so

scheidet eine paritätische Schlichtungskommissio»^.
bestehend ««5 je zwei Vertretern des Arbeit-

gebers und der Arbeitnehmer. Ws Arbeitgeb«

bzis Arbeitnehmer durch eine der verrragschließen»
der, Organisationen vertreten sind, besteht t«e

SchlichiungSkommission aus je zw« Mitglieder»

dieser Organisationen. Kommt die Schlichtung^

kommissisn zu keiner Einigung, so ift unter Hi»"

zilziehung eine? unparteiischen Vorsitzende» ew

Spruch zu fällen, dem sich beide Parteien zu

unterwerfen haben. Einigt sich die SchlichtuiigD»

lommisfis« nicht über die Person eines Vorsitzern

drn, so ift.das Reichs-LuftichtsanU fi» Privat»

derfrcherutig um Beirennuiig eines unparteiischen

Vorsitzenden zu bitten.

Dem Angestelltenausschuß obliegt die Ueber»

Kachung der Durchführung des abzuschließende»
Tarifvertrages, der bei allen Entscheidungen z»»

gründe zu legen ift.
Kündigungen unb Entlassungen dürfen nur

nach vorheriger Zustimmung des Angestelltcn»

ansschusseS oder bei NichteinigunV nach Zustim»

mung der Schlichtungskommission vongenommen

werden.
Bei Rsueinftellllngen, Beförderungen oder

Versetzung«« ftehi dem Angestelltenausschuß daS

Richt des Einspruchs zu. wen« dir Noueinfdel-

lung, BefSÄ^rnng oder Versetzung gegen berech»

tigte Jnteresi«; der Angeftellten im allgemeinen

verstößt, D« Einspruch muß schriftlich begründet
werden. Ws^d eine Vcrftändigung nicht erzielt,

f« entscheidet die Schlichwngskommission.
Bei alle« Entscheidungen sollen die beson»

bereu Verhältnisse des Betriebes und der Arbeit»

nehmer berücksichtigt werden.

Als Angestellte im Sinne dieses Vertrages

gelier, d» u« Z 11 Nr. 1, 3 und 4 der Verord-

»unz vo« 1^ März 191Ä bezeichnet«? Personen.

Sofern in einem Betriebe ArbeiterausschütZe
bestehen, gelt«n die Vereinbarung«! dieses Ber»

träges sinngemäß auch für diese.
Vorstehender Vertrag wird fofrxrt in Krsfl

gesetzt, und gilt bis zum Inkrafttreten der ge1«ch»

lichen Regelung des Mitbestimmungsrechts de-

Angestellte«' » Fragen der Lohn« und Arbeits»

bebingunge«. Isngftens für die Dauer des Tani»

Vertrages.
Bertin. ves, 17. April 191S.

Düsseldorf.
Zwischen dem Verband für PrivatverfirZdr»

rung (Ortsgruppe Düsseldorf) und dem Zen-
trslverband der Handlmlgsgebilfe« (BsKnrk

Dijsseldorf) wurde »Mtehend« Abkomrn«

vereinbart:
Die Or»grus>pe ds« Arb«itH»H«tz«bauck^S.

.
d» Düsseid«ri« P.^v»^«rZich«uuc!L>W^n^ fKÄ
«uf dein BsS«li der i» Kerlin getrsßfe,«?! B??»

eindsrung«? üb« d« ÄiisZvÄhru«z einer E-«»

schuidungSKiKiVe u«Z! d« pr^Z^fthe«
haltSregel«»^ D» «^chi«nienei> V?rt«rer

Angrst?llK-« «-5!ären fich Zowshl mÄ dsc Zlchlusg
der Entsch«Id»^Sbeihil^e. «IS »uch des prcu>Sz?>
lisch«, M«!««zufchlög» >u«h d^f?« W!c»nm«a

bis zu«, enÄgSWge« Abschluß des T«eisvertr«K^
«nserftanj«» usd giU ^ BbZomMW för bs^Kt

^l«. K, die der Ortsgruppe «ngefchlogs»

nen Gesellschaft«'.-, bis zu d«!> genanntem, Zert-

pun?r als rechtsverbindlich. D« Entscbuldungs-

summen. sowei? sie bisher noch nicht gezahlt
worden sind, sind sofort zur Auszahlung zu brin¬

gen.

Dr? provisorischen Monatszuschlägr gelten
als vorläufig gemährt und sind auf das nach dem

in Aussicht geiwinnienen Tarifverträge zu ge¬

währende endgültig?. Gehalt anzurechnen.

Sollten sieb üb» die Auslegung des Abkom¬

mens ,n einzelnen Fällen Eireitigleiten ergeben,

so haben sich dv Angeftelltimausschüsss mit ihren

Direktionen zur Schlichtung der strittigen Fra.

gen inS Einvernehmen zu setzen. Kaun eine

Einigung nicht herbeigeführt weiden, ss ist ein

EinigungsallSschnsz anzurufen, der aus zwei Ver¬

treter?-, d« Orts.zruppe des Arbeitgeberverbcmdes

Düsseldorf und curF zwei Arbeitnehmern dieser

Ortsgruppe gebildet wird D«Z Am! öe? unpar»

teii sch«!. Vorsitzenden soll d«« Vorfitzenden deS

KaufmannsgeFiriches Düsseldorf Übertrag«, Wer«

denr

Hierzu mird bemerkt, datz der Angestellten«-

ausschutz der Schlesifchen Fene^ei^icherungsgesell»
schaft stich nur un«? der Voraussetzung m-it dem

Abkomnveti «iwerftanden erAärt. daß d« nach
dem Berliner Schiedsspruch stattzufindende
Gleichstellung de? Kriegste.ilnehnrer mit den übri»

gen Angeftellten für die hiesig« Zweigfdell« der

Schlesischen Feuerve^icherungtsgesellschsn uriner-

züglich in die Wege geleitet wird,

D« sich im Lsufe de? Verhandlung» er-

gebends« Eiiigelfrug«'. üb» Anrechnung von

Teuerungszulagen, Monatsbeihilfen uf«., wer¬

den gemäß der vorstehenden Bereinbarungsn der

direkten Erledigung zwischen Angestelltenausfchzzh
und Direktion bzm. dem Spruche des EiniHUNgs»

ambeS überlassen.

Schließlich übernimmt di? Ortsgruppe des

Arlieitgebervcrbandes die VeTpflichtung, ent¬

sprechende Mitteilung über daS heute getätigte
Abkommen an die Drrektionen der Gesellschaften

zu machen, die sich noch wiche für ih« hiesigen

Zweigstellen der Ortsgruppe angeschlossen haben,
die ab» in den heutigen Verhandlungen durch

di« An^ftelltenauSschusse vertreten waren.

Düsseldorf den IS. März 1919.

Mit Ausnahme der Arminia haben alle

Gesellschaften und Generalagenturen die Ent»

schuldungssunlme als auch Äas Gehaltsproviso»
rium. rückwirkeud ab 1. Januar 1319 gezahlt.

München.
dem Thema „Angestellten-

interessen, Betriebsräte, Cszia»

lisierung" befaßte sich eine am 1! April

vom Verband ^e? deutsckMi Versicherungs'

beamten und Zentrawerband der Haird»

lungsgehilsen (Sektion der Versicherungsange¬

stellte«) einberufene stark besuchte Versamm»

lunzz. Als erst« Redner sprach Verbands'

bsamter Dr. W. Bollbrecht: « führ^ eno« fo!»

gendes aus: HZarteipolitisch ftnd wir satzungs^

gemäß neutral-, aber dsr ssÄ der Revolution

entbrannte EnischeidunasKimvf unS d'.e Aus»

einaiidersehuns, du nicht parteipolitisch son»

dern cillgemein-kultiireller »politischer Na»

tur ift — hie KspitcüismuS, hie ^sozinlismus
— kan« uns nit» gleichgültig beijeitik stcben

lassen. D» Prs^kspitallus habe» längst

Partei genommen. Jn Miinchen sind asiablich

der nsilestsn polttnchen Ereignisse durch die

Reaieruns Leitsätze für dv Betriebsrä« er»

lasse« werden: anck » ds? neuen NeichSver»

fssjm?« sollen di? Betriebsrät? verankert wer»

den. Freudig begrüfzen wir d«vrr die Betriebs»

rörs: fte drir««!. l«s dc» freie Miü'estim»

munZsrecht bei K» Gefialtung des gesamten

Dienstvi-tchältnVeH der VeNtcherungs-angeftell»

ten. Wir erwarte» desöriZs auch r«iK allen

deutschem ?öesierungsstell«z die prsttisek'

DurchfÄdvMH des- S^steinS der Betriebsräte

nach deW VorbW des damischen Erlasses.

Welche Befreiung dies ini VersicherungSgeroerd-
beoeutst, werden dicienigei, V^rsicherungsnN'

gestellten am meisten zu würdigen wissen, dn

unter der früheren auberordentlrchen Willkür

de' Unternehiner zu lerd^n hatt,^. Unter dew

Kapitalismus litt nick,? nu.- der Arbeitnehmer,

sondern auck die gesamt? Produktion, Auck de«

Versicherungswesen w>,?e, vor- de, Soziulisie^

ruttg ergriffen werdeu. ohne dech dieser Begzist

fm die BerstcherungSiingestellteu ein Schreck'

gcspensl bedeutet. Ti? Sozialisierun^ raubt

niemand die Existenzgrundlage, i,n sozialisti-

schen Staatr gibt «s ein- derartisr Fra^ fm

d!e Arbeitnehmer nicht n^chr. D'^ übergrosze^

Bezüge der Direktoren imd d:» arbeitslosen

Einkomm«; d?r Auffichtsräte Werder aller-

dings aufhören. Tic Ha;ioh<abe zu? Soziaiisik'

rung bilden die Fochrätk. dic im Einklang mi?

dem gesamten Geweih? ihr? Arbeit durchführen

Zu dem binnen kurzem kommenden ReichstanZ

fü? das Versicherunasgewerbe werde» die B?-

triebsräte iin Namep des Betriebet? Stellung

nehmen müssen, Redner weist auf die Bekannt

machung deS revolutionären Bankrats fü«

Bayern in München hin, wonach d« von des

Bankbeamtenorganisatione?! dem Verband dm

bayerischen Bankleitungen überaebene TarV

vom Ministeriuni des Innern für das gangz

Bankgewcrbe in Bayern genehmigt und sofo«

in Kraft getreten ist. Die neuen Ereignisse br-

dingen, datz wir die kapitalistische Unmoral be»

seitiaen und im Sinne reine: sozialistisch«
Moralanschauungen sittlich geläutert handeln
Der reaktionäre Geist gewisser Berufsangehi>

riger mutz endgültig verschwinden und ihr,
volle Anpassung an die neue Zeit sich voll-

ziehen.
Als zweiter Redner führte Karl Becher!

von der „Volksfürsorge" folgendes aus: WK

Wollen eine neue Ordnung. Der Kapitalismus

hat uns alle in das Elend hineingeführt, ab«

nicht aus dem Sumpf heraus. Die Folgen dkS

Krieges sind geradezu schreckliche. Nur polit>

sch« Kinder können glauben, datz wieder alles

beim alten bliebe. Der Krieg hat uns gezeigt,

dstz die Anhäufung- de-5 Kapitals in einigeze

wenigen Händen inimer weiter vorgeschritten

ist. Wer schafft denn diesen Reichtum? Ar-

beiter und Angestelltc. Wir hatten nicht Tss

an diesen Erfolgen. Redner erläutert in seine?

weiteren Ausführungen die Verordnung üb«!

die Betriebsräte und bespricht ferner die bevor^

siebende Verschmelzung der beiden Organiss--
Konen (V. T. V. uiid Zentralverband) zu eins^

grotzen Einheitsgewerkschaft, Auch andere Ak

«vstelltengruppen, wie der Verband der Bureau

angestellten und di« technischen Verbands

wollen entsprechend dem Geist der neuen ZsH

eine Einigung im Ansch'uh an die freiorgan>

sie?teg Arbeitergewerkschaften, die heute bereit

übe? 4 Millionen Mitglied>'r zählen. Der Zes-

tralverband der Handlungsgehilfen ist in-

zwischen auf fast 15V Mitglieder angemacht

sen' wir sind eine M^rtÄ dis nicht nur in d«

Oeffentlichkeit, sondern auch bei deu Regieruiz

gen respektiert werden mutz.

EiR Setzariikel gegen die KriegsteA

nehmer und die BKgestelltensnSschSss^
Schärfst«' Widerspruch ford«? der Artiks.'

»G-HaltSfrage» dsr W^^cheriingSangeftellten" l«

V«. IS d«' «J^fchrrft für BerM'^mgSwese»''

herauö. I» diese» ArtiKS werden i» urdglau^-

licher- Weis« d« Feldgr««en d« Rsche d«

Z>qichei-unKS«itgest«llt^K sowie u»is»??^ AnoxsteK

Kr^Sfchüffe ^.genxitf«. Anftsu sich «SxektiS

z» b»».i«n. hera?aszufini<N', wie es kommt, dsH

«: de« ZZ«is«» alle? '<^icherungs«?^est«llZs-:

«me gWsze ll«»e«chriedenheit herrscht, t«rwchr m,e«l

die daheimKoliebenen Kollegen gegen die Koi,
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txsgen «ufz>trl»yen. d« fernttzÄ« da» bcrrte SrisaS» i

Sanidwerk ausüben mußten.
Das; mar, » zetzi wugr. den gVidyrauen alle

«röglichen Schlexbiigkeiten und platte ^'«»i^in»

heiten vorzuwerfen, isr ein Beweis für de» rnsra»

lischen Tiefstand «n« «emiffen Sorte »or, Men»

schen, die sick Kd«n immer, an^> lzsuie ««h rrutz
allen BrandwarkenH ihre? Taren, >drer „vö!kisch°
treudei^tscber, ii^finnung" eütnnen, «Zid die rür

fich das alleinige Recht n, Anspruch «echnren.
chren Volksgenossen die Marschrinrte nn wirt-

söiaftliclien unö politische» i/eber, sorzuzerchnen.
Um die unmoralische DenKveise dieser Leute zu

Zennzetchnen. brauchen iv« »u,r den S^H «nzw»

führen, dich di« ^eisgrauen in «Her Lnve dem

Vaterlande und erst in zim^iter .Tinte de» Ver»

sick>erungsgesellsidaiten gedieni baden, die Feld»
Frauen also «uch mcht verlangen können, die¬

selben Bezüge zu erhalten wie d» Daheim-
gebliebenen. K<rnn mari sich «ivaS Wider¬

sinnigeres vor^ellen? Wer demz eine In¬
vasion »erhütet. i«id wer b« damit Natürlich in

erster Lini? bergetra>zen« dafz Herndel und

WanöeZ weiter gediehen? Ohne »Schutz der

Grenzen" kein Arbeite« der Sersickerungsbetriebe.
daS inuß hier deutlich ausgesprochen werden, und

deshalb fordern Wir! leine Zurücksetzung der

KriegSteilnehirce? gegenüber den Zurückge¬
bliebenen. Wie die sonst sachliche »Zeitschrift
iir Versicherungswesen" diesem Schmähart ikel

!cmm geben konnte, ift uns ein Mätsel. Sicher»
kich sind dahinter die reaktionärer- DscchtAieh«
ZN fsrderi.

Damit nicht ffsnug. rempeZt der Verfasser des
Artikels unsere Angeftelltenausschüsse
m nnarialifizierbarer Ärt und Weise an. Sein«

Ansicht nach säßen die größten Schveier, alles faft
nur ungelernte Versich«^iigSbeamte iv den Aus¬

schüssen, alles Leute, d« keine Ahrrung vom Au»

gestelltenrecht arid den BesoldunrKi^Äälitrr^en
hätten, nnd Sie kaum di« Grnndelernente des

Versicherungswesens beherrschen. Nach unsere»
Kenntnissen über Zusammensetzung der Änge»
^elltcnavsschüss? muß hier gleich bcrnsrö wer»

Vkn, daß Aiisscimßmitglieder, di« zehn,
zwanzig u:^> noch inehr Fahr« Dien»
^en der Gesellschaften sieben, schlechthin «cht «ls

KeiusSundurdig knngestiM werden können. Aller»

dings geben wir zu, doch man zu den >«nn Ar»

ZiZelschreiber aufgeftellten Behaupwngen komme»

kann, wenn man nur die sozial« Stellung der

RersicherungZMgeftellten betrachtet. Denn znm
Proletariat, som Standpunkt des Aus¬
beuters und WuSgeberrteren gesehen, muffen wir
die große Schar der deutschen VersicherungSsnge»
Kellten rechnen, und Saß das Proletariat in

TAMMMit und Urrwiffenbeit gehalten Werden

muß. ift 5a «ne Weisheit r«fiofsener Tage,
Kie heute gotKoö reicht mehr cruszuirütze» ift,
Tieser bisher stummen Masse der ^rficheruugs»
beaniten könnte u«rn nachsagen, datz si« «uht
Süiußte, wozu sis «bettet, weirn nicht «uch hver
ü««z Revolution helle Lichtstrahlen in »iek der

Wpfe, °eide? noch nicht i» all«, geschickt
Wtte.

WaS modernes Angeftelltenrecht «?S eine

zeitgemäße Lesaldung für ans bedsiU«t< dr>S Ku
«surteiten muß man nnS üderkiss^r^ d» lvir
Sie Tücken des veralteten WrticitsrerhtZ sm

eigenen Leibs stxüren. und die ?>sch herote vieler»
»rts für eine Besoldung arbeiten müsse«, die ,nir

»t» Trinkgeld genannt ««den muß. Daß Ket
^er Regelung e>?eZ« sür ans ss wichtige» Frage»
isir unsere Geis^cke selbst' >n Hand geicourrnen

haben, ist kein Wunder, wenn wir «nS die Für»
zorge unserer 'Zvigesetzteu für uns «rS früherer
Zeit besehen. J^tzt «-»üfse« »tr selb»
sär unS ssr,zerr. Wir können «n» sch«»
svrftellen, Saßj d?? NM«haltu«H ^Srschsn Di«
Sektionen und Angestellten nicht ks isergnüglich
verläuft wie »chunsls. «lS msn nur bitten,
sber beileibe »»cht fordern dürfte. Zfür dieses
derrneinrliche ^«schrei" ü«»> die Diretrioaen sehr
LMpftndlich.

Wen» der Verfasser des Arrit?!? wir!-
Ache Lage de? VeirsicherungSMgefteL«?, keruren
Ssüu«, » lzäiüe den Dir,.tti«,««« Vin»
s^chl xrrÄNgio innsien^ NnS predrgi z»«n tag»
»glich: Seid ««sichtig, «eMrSet a«h. Ke» De»
Kaud d» NmeonelMu:»««». A> <K lstr «ns

Mldft mrs« Dr«»i> KK^ufsl.» sollten! SVar«m
Hört j»»n » irgend«! diese« Warnruf
,'ür dsS «»der« L««er? Wuiirrm findet

'^ie Gmsicht zu?Äm«id den söringen M'.'.t irnd

saffLN. ^.^?r sur«, Volksgenossen, euren Äuge»
Kellten. Sag iie eiii? men schenwördige Eristenz
führen können, beleillgt sie am Ertrage der Ar¬

beit, hört 'örc Meinung bei chren Angelegen»
Heiken Wenn diese Gedanken Wurzeln sussen
töninters, iv izatien »in Äzne Streits un-: ohne
sonstige Erschütierungeü die gedeihlich» Zu»
sqininenarbe« ^Vrel Lobn und wenig Arbeit"
ist nicht unsere 'i^role sondern gerechte, aus¬

pichende Biezahluno für unsere Arbeit. W i r

aioilen k, >«,r uiedr die W>sj^nrherr»
schalt e^!i^<?iiie«. sonder» Dir V«>l»

felKZj MiiraZen «nd mitruien
a » unseren H >> i -iz i ck e n. Das ist unser Ziel.

Diese Tn«rnckl«ng rft nicht o«Hr aus?,ub«iten.
Hmficbti«^ Ardeltgeder baden S«feK auch schon
ertanm. dorsn der S<!men, den, die Mevolrrtion
säsre, ging cruf «nd die daraus entsprungene
Fracht w.ichst Moushörlich, Wen?, der Artikel»

fchreitiei. oieiz«, die Leistnngssadigteit der Ge-
K'llscdaften sowie die L»mgmu.t chrei Leiter batte»
«n» naturlÄi» Grenz»!, so geben mi? An» zum
ersten Punkt als «rktändige Mensche» Recht,
Min Aveir?» Vunikt i>rlten s«.r Hrn entgegen,
auch die Langmut der Angestellter:
hatsine Grenzc! Ärssen die Leiter es auf
die Kraftpiot« ankommen, auf tne physische Ge»
«»lt. so Kefteht u. s. lein Awerfel, auf wessen
Seite brii t«esem Messen der Kräfte der Sieg
Killen wird. Und deshalb, Kollegen^ llaßt Euch
K»cht durch dercrrtigr HetzartÄe! gsgeneinandei
«usspieleiii, fteht geschlofke« beiein»
«nder usd sammelt all« Kräfte zum
Kampf, der »nZ »sch bedsrfteht.

Bus öer Msusreiörsnchs
!n Berlin.

Auf Grund unseres am S. März ein»
gereichten Tarifenrwurfes sollte bis zum
Ilt. März mit dem Verein der Brauereien Ber»
KnZ und Umgegend in Berdanötungen ein»

getreten u-erden. Infolge der Märzunruhen
mutzte dieser Termin wieder nm 8 Tage ver»

schoben Werden. Als die Verhandlungen end»

lich aufgenomnren Wurden, erklärten die Ar»

bertgeber. daß diefe Forderungen daS weit»

gedendfte fei. was jennüs einem Unternehmer
vorgelegt morden wäre. Man machte uns einen
Gegmvorschlag, der auf unseren Entwurf gar
niaÄ einging. Ein m einer Angestelltenver»
sammlung gefalzter Beschluß machte eS der

Tariskommtssion zur Pflicht, über diesen Vor¬

schlag von Arbeitgebers«!«! nicht zu verhandeln.
Vielmehr sollte die Kommission neue Entwürfe
fertigstellen. Binnen 3 Tagen wurde ein neuer

Vorschlag aufarbeitet «nd S«n Verein der
Brauereien zugestellt. Bei de» nächsten Ver»

dondlungen ieglen irnL die Arbeitgeber ein

neues SchnZ^tücZ t»r, daö muzefäh? auf uns?»
rM Grundlagen u^fget-aut Mr, wenn auch
Sie Gei>i!!Sscüze dolllg 'ndlSlutabe! roaren.

Äus der Seite. So die «Behält» sei technischen
Beamten stehen sollten, glänzte «ns eine leere

Stelle entgegen. Man hatte schon vorher oer»

sucht, die technischer, Angestellten aus dem Ta»
rit herauszulassen. Auch jetzt wollte man mie»

der gesonderte Abrnachungen treffen. Dies

seiieiterte !»Hoch an unserem bartnöckigen Wider»

stunde, da Vir die Trennung Ser technischen
c^n den knusmäiinischen Angestellten, die man

K isern durchgesetzt darte. auf ?«nen Fall zu»

geben konnten. Unsere Kollegen dränaten
immer mchr Wf Abschluß den Verhandlungen,
iind »ir trefzen dre Unternehmer nicht im

Zweifel, Kifz unS an der Beschleunigung der

Lerbandlungcn lehr gelegen sei.
Am !l>. Kpril tsuroe darauf bffchlossen,
üm rräckzsten Tage über d?e °echnischer> An»

,«stellten weiter oer^ndelt K«rden sollte. Kurz
»ur Beendigung dres« Sitzung erklärten Sie

Unternehmer, daß sie lich m chren Reihen über
sie Gehälter der technischen Angestellten, über
t^ren Gruppierung «un fich iiunmehr einig

r»rr, Äerhiruvt noch nicht «nterkrilten hatte.
Da riß unsere? VcrhandKmgswmmiss'gn die
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Geduld: in einer Sonderberatung wurde ein
Ultimatum beschlossen und dieses vis Sonn»
abend, den 18. April, mittags 11 Uhr. befristet.
Äls das Ultimatum den Arbeitgebern borge»
tragen wurde, mar ihre Empörung groß und
man erklärte, es nicht bsintworten zu Wollen
und zu können. Man bot uns Verhandlungen
am Montag an, während wir auf dem Ulti"
matum bestehen blieben,

Jn einer von 15lX1 Personen besuchten
Versammlung im Böhmischen Brauhaus am
II. April wurde vom Kollegen Schmidt ein¬
gehender Bericht erstattet und mit allen gegM
52 Stimmen beschlossen, sofort dis
Arbeit niederzulegen und nicht
eher wieder aufzunehmen, bis dis
Forderungen des M i t b e st i in m u n g S»
rechtes und die GedaltSforderun«
gen bewilligt seien.

Der Streik wurde vollkommen durch¬
geführt und Montag früh 11 Uhr saß man

bereits wieder am Verhandlungstisch, Laut

Bekanntgabe der Zentralstreikleitung durften
Verhandlungen nur mit dieser geführt werden,
daher muhte der Gewerkicliaftsbund, der bis
dahin an den Verhandlungen teilgenommen
hatte, das Feld räumen, Montag und DienS»
tag wurde nun verhandelt und unsere Förde»
rungen wurden fast restlos durchgedrückt. Be¬
sonders über das Mitbestimmungsrecht würd«
wie folgt eine Einigung erzielt:

,.Jn allen Fragen bei Lohn» und Arbeits¬

bedingungen entfcheidet unter Zugrundelegung
deS Tarifvertrages die Geschäftsleitung unt«

gleichberechtigter Mitwirkung des Angestellten»
ausschusfeS oder, wo ein solcher nicht besteht, mi<
der Mehrheit der Angeftellten. Kommt eine Eini»

gung nicht zustande, so eritscheidet das Einigung?»
crmt, eventuell unter Hinzuziehung eines unpar»

teiischen Vorsitzenden. Dem Spruch deS Eini»
gungSamteS unterwerfen fich beide Parteien.

Insbesondere, obliegt dem AngestelltenauO»
schuß die Ueberwachung der Durchführung del
Tarifvertrages.

Kündigung und Entlassung dürfen nur nach
vorheriger Zustimmung des Angestelltenaus¬
schusses oder bei Nichteimgung des Einigung!,».
amtes vorgenommen werden.

Vor Neueinstellungen oder Versetzungen «sn

Personal steht dem Angestelltenausschuß daS

Recht deS Einspruches zu, wenn die Neuein»

ftelliing «ch« Versetzung gegen berechtigte Inter»
essen der Angestellten im allgemeinen verjtöl;!.
Im Fall« der Nichteinigung entscheidet da? Eini»
gungsamt.

Der AngeftelltenauSschuß ift berechtigt, bei
der Aufstellung des AcbeitSpluneZ mitzuwirken.

Bei allen Entscheidungen sollen die befvn»
der«, Verhältnisse deS Betriebes uiid der Ange»,
stellten berücksichtigt werden.

Diese Abniachuuge» ftnd vorerst mir für dis
Dauer de« Tarifvertrages getroffen."

Die am Dienstagabend im Böhmische«
Brauhaus versammelten Angestellten nahmen
den Bericht der Verhandlungskommission ent»

gegen, der fast «nstimmige Zustimmung fand.
Jn eurer Resolution wurde beschlossen, die Be¬

dingungen anzunehmen und dre Arbeit sossr!
wieder aufzunehmen.

Bei Druckleuurig des Blattes schweben nun

Verhandlungen einer Redoktionskommission,
die den genaueren Wortlaut festlegen Zollen.
Trotzdem bei Äefen Verhandlungen weitere

Schwierigkeiten Aufgetaucht sind, hoffen Wir,
den «rdgWigen Tarif bald zum ZbiÄIuß LÄ
bringen.

Dus vreußische 5rriegsministe?illM haK»
delte wcihretld des Krieges nach dem Grundsatz,
alle Vorräte für die Armee immer eu^ zwei
Jahre fimaus sicherzustellen. Daß WZ« diese«

Umständen nach d?m militärischen Zusammen?
druch ,ued der rÄch folgenden Demobrlisario»
einer Armee von etwa 13 Millionen WpfM
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Sksenbaft« Mengen von Wa,-?? all« R?i frei

Wurden, deren Bescbaffunsi ein«« großem Teil

her 'KnegSanleibe»MillmrdeZ' verschlungen

hatte, il«itt auf d« Hand. EZ galt nun. diese

zmgeheur«» Vorm!« der ZwilbevölierunH zu»

zufuhren, und zn», im ein« Weise, dir es er»

möglicht hätte, die darin steckenden Werte

Nieder herauszubekommen und die Gegenstände

suf dem geradeste» Wege denjenigen zuzuleiten,
die sie brauchte». Zur Durchführung dieser

Aufgabe würd« da« Keichsverwer»

tungSamt errichtet. Darüber, wie diese«

Keichsverwertungsamt seim Aufgab? auffaßt,

öer folgende Fall Aufklärung geben:
. Um die für das Heer hergestellten Unter»

kunftsdecken im Falle des Friedens besser ver»

Werten zu können, harte das Kriegsministerium
seit mehr als einem Iahn die Deckenfadrikan»

ten angewiesen, d« ferti« gewebten Decken»

stgffe nickt mehr zu Decken zu zerschneiden, son»

idern unzsrschnitten abzuliefern Die Inten»
danturen mutzten s«§ die!? Stosse R Proz.

des Preises der daraus herzustellenden Decken

Zsfort. dsn Rest vsn 10 Proz. erst spät« bei

der endgültigen Uebernahn:» bezahlen.
Du Bestände sn solchen Decken und

Stoffen, die sich vorzüglich z« Damen»Wlnter»

xnänteln eignen und als Eigentum der Heeres»

Verwaltung bei d« Fabrikanten lagerten, mö»

ge» Ansang dieses Jahres etwa 2 Millionen

Meter betragen herben E« hätt? nahegelegen,

tÄese Stoffe, für die die Heeresvennaltung
SZ5 bis 14 Mk. sus eim ganze Decke (also

durchschnittlich etwa S M!. fm ein Meter bei

140 Zentimeter Breite) bezahlte, der Reichs»

bekleidungsstelle zv übergaben damit diese sie

durch die Kommmmwerbändk an die minder»

bemittelten frierenden Frauen verteilen

konnte. Wenn die Reichsbekleidungsstelle auch
dsn horrenden Gewinn von 50 Proz. darauf»

geschlagen hätte, so wären die Frauen immer

noch in d» glücklichen Lage gewesen, brauch»

Äuen Stoff zu einem Wintermantel für zu»

fsmmen etwa 27 MZ. zu erhalten. Allerdings

wären die Schieber und sonstigen Hyänen der

Kriegswirtschaft dabei leer ausgegangen. Und

— andere Gründe kann man sich nicht denken
— daS scheint wohl auch der Grund z« sei».

OZZS dem man diefen Weg nicht wählte.

Die Deckenfabrikanten, die ja erst bei der

Herstellung die iiblichen. ganz gewih nicht ge»

xinge» Heeresliefemntengewinne eingesteckt

hatten, bohrten beim Reichsverwertungsamt

lange, bis diese« nachgab unö die Stoffe

M die Fabrikanten, die sie hergestellt hatten,

gut» Si ef«rpreis« («li«, du ja die Heeres»

Verwaltung auch schon Unkosten darauf hatte:

Bereust) zurück verkaufte. Das ge»

schad in der ersten Hälfte deS Februar. An»

fang Mär, schon wurden fü. dieselben Stoffe

W Grotzhandel bis ,u 2« M! für daS Meter

gefordert und bezahlt. Für eine fertige Mist»

tördeck (Fabrikpreise »Lb Mk und 14 Mk.)

forderte «i» als solide bekanntes Berliner

Warenhaus schon im März 2« Mk.. und in der

gleichen Zeit bot ein Chemnitzer Aufläufer
einem sächsischen Bekleidungsamt 12000« so!»

Her Militärdecken zu 23 Mi. für das Stück an.

Als« innerhalb < Wochen eine Preistreiberei
um IM W0 Proz.I ES ist mit Sicherheit
zu erwartrn. datz die Stoffe nicht eher in die

Hände d« Verbraucher kommen, bis f» den

für gleichartige Stoffe üblichen Schleichhandels»
preis von rund 10» Mi. für da» Meter erreicht
haben. Da»n haben wir auck hier wieder ein»

Mol erreicht, datz saS Volk mrt Hilfe der ober»

st» Sieichsdehörden um ein» 18« Millionen

Mark itAAzzeplündert worden ift. Wer aber

Staubt, daß hie? lediglich em Mißgriff der»K»
Horden vorliegt, d» irrt sich ganz gewaltig. Es

W dss Vrogramm deS ReichSwirt»
schaftSamt». da« zu solchen Ungeheuer»
Scheiten führt. Nach Ansicht imserer ReichA»

regierung ift «ne Gesundunz «nzerer Wirr»

schaft nur möglich, wenn eine weiiestgehende

behördliche Selbswerwaltung (nicht etwa Kon»

ttolle!) der Industrie und des Handels einge>

führt wird. Wie diefe „Seldswerwaltung" au«"

sehen wird, haben die Deckensabrikanten an

diesem, im Vergleich zs den Werten unserer

Gesamtwirtschaft doch immer noch reckt gerina»

fügigen Objekt gezeigte Die AuswucherunK
des Volkes wird unter behördlichen Schuh ge»

stellt und die Mehrwerte, die de» Volke ad-

gepreßt wurden, werden nicht ein« zui Gesun»

düng unserer Reichsfinanzen verwandt, son»

der« wandern in die Taschen d« Fabrikanten,

Großhäirdler, Schieb« und Ketienhändler

Wlihrhaft glänzend sind die Erfolg? des 9 No-

vemberl Vo, dem Kriege waren eS nur dt?

Agrarier, die dir verständnisvolle Hilft der

Regierung b« ihrer Schröpfung des Volksl

genossen. Jetzt werden auch dik Industriellen
unö Händler dieser Gunst teUlxzftig: dafür

iorgt unsere demokransch, Regierung.
Dn Vollzugsrat Kroß»Berlin unö de?

Zentralrat besitzen reichliches Material über d«

Verschleuderung desVolksvermögenSdurch dai

Relchsverwertungsamt Warum wird das nicks

bekanntgegeben?! Das Volk soll sehen, wohin

eS führt, wen» seine obersten Behörden sich als

Vertretungen der Kaplialistencliau» fühlen

Die Gewerkschaften unö die

Brbettsrräte.
lDS« Ze^chiM des Verlxrnds» d» Bure«»'

<rrigefi!ellten entnommen.)

Die deutschen Gewerkschafte» stnH in s?»

grmisationStechnischer Beziehung Wohl kaum

von einer anderen Wirtschaftsbewegung zu

übertreffen Ohne das von ihnen geschaffene

straff zenttaliftische System und die dadurch be»

dingte Organisationsdisziplin tvön es Wohl

kaum möglich gewesen, dem gewaltigen Druck

des industrielle,, Großkapitals vor dem Kriege

auch nur einigermaßen widerstehen zu können.

Dennoch wän eS falsch in einer bestehenden

Organisationsfonn auf alle Zeit erstarren zu

wollen. Der OrganNo^onsaufbcm wird stet«
dem Aufgabenkreis eines Verbandes entsprechen

müssen. Und eS läßt sich nicht bestreiten, daß
mit dem Ausbruch der Revolution den Gewerk»

schaften ein umfassenderes Betätigungsfeld all»

bisher erwachsen ist. Die politisch, Erhebung

der deutschen Arbeiterschaft hatte den Entschei»

dungskampf zwifchen Kapitalismus und Sozia»

lismuS in unmittelbare Nähe gerückt. Wenn

man eS kurz oorher noch als besonderen Erfolg

bezeichnen konnte, die Unternehmer cm den

Verhandlungstisch zu bekommen, s« mußten
wir nach dem 9. November unfer Ziel höher

stecken. Jn den ersten Novembertagen waren

d« politische» und knrtschaftlichen Voraus-

setzungen erkämpft worden, um neben einer

Demokratisierung der politischen Verfassung

auch den BetriebSabsolutismuS aufzuheben.

Jetzt galt eS nicht mehr. Gegensatze zwischen
Arbeitgeber und Arbeitnehmer auszugleichen,
sondern auch seitens der Gewerkschaften den

ausgesprochenen Klassenkamps zu führen, um

daö Privateigentum an den Produktionsmitteln

restlos zu beseitigen.
Es ist nur verständlich, wenn der Stur,

de? Monarchie, der Sieg über den MilitariS-

mus und den Feudalismus auch in den Massen

der Angestellten und Arbeiter in jenen Novem»

bertagen das Vertrauen zur eigenen Kraft

außerordentlich gestärkt hat. Man wird es als

Gewerkschaftler nur begrüßen können, daß auS

dieser Entwickelung heraus in allen Werkstätten

und allen Bureaus die Arbeimehmermassen

eine überaus lebhafte Aktivität entwickelten.

Mehr als je wurden die Massen selbst zum

Träger ihrer sozialen Bewegung und ihre

Stützpunkte VurdM die Betrieb« — bis Ar»

z deitsstöiten — selbst Wenn w diesen fA
, unser Lot? historischen Zeiten daS zentralistisch«
! Prinzip der Gewerkschaften dem Massenwillen

Konzession«, machen mußte. K> ist darin Ki«

Grund zur Klage zu seheir. Die Orga«

nisationsfolm der Gewerkschaft tan«

und darf nie zum Selbstzweck wer»

den. Schlieszlich wußten wir doch schon früher.,

daß das Endziel de» gewerkschaftlichen Klassen»

kampfes mit der revolutionären politische«
Aktion zusammenfallen muß Wenn aber d»

Arbeiterschaft an die Macht kommt, so sammeä

sie sich naturgemäß dort, wo dir Quellen ihres

Kraft liegen, nämlich im Betriebe selbst.

AuS diesen Erwägungen heraus ist «?

nicht verständlich, daß die Ent»

stehung der Arbeiterräte und ihr«

Fortentwickelung in Gewerk-,

schoftSkreifen ss »ie! Mißver»

gnügen hervorgerufen haben, DiL

Arbeiterräte und die Gewerkschaften sind Ar»

beitervertretungeit, deren Ertdziele durchaus
übereinstimmen. Sie brauchen sich gegenseitig
nicht unterzuordnen, aber si? sollen zur gegen,

seitigen Anerkennung kommen.

Innerhalb der gewerkschaftlichen Angs.

stelltenbewegung scheint sich diese Anpassung

zwar nichl reibungslos zn vollziehen, doch hcet

die Arbeitsgemeinsichaft freier Angestelltenv«»
bände für das Zusammenwirken der Betriebs

obleute von Groß»Berlin mit den freien Vc?'

bänden bereits eine Organisation der Gemei»»

schaftsarbeit beschlossen, die den Weg der not»

wendigen Verständigung zeigt. Die Ang««

stellten wären vielleicht scho«

weiter, wenn auch die Arbeiter«

gemerkschaften ihre ablehnend«

Haltung gegenüber denArbeite^

raten aufgeben wollten. Esistbs>

zeichnend für die Lage, daß z. B. bci den Vor»

beratungen für die Verordnung über die Be»

triebsausschüsse lediglich die Vertreter dslZ

freien Angestelltenverbänöe für das bs«

dingungslose Mitbestimmungsrecht eintraten»

während die Vertreter der Arbeitergewerkschaf»
ten dafür nicht zu haben waren. Es murks

dort befürchtet, daß durch das weitgehende Mt»

bestimmungsrecht innerhalb des Betriebes di«

von den Gewerkschaften bisher getätigten tarif»

lichen Abmachungen für das ganze Reich ode<

größere Bezirke »einträchtig! werden könnten.

Dieses Bedenken ist ober nicht stichhaltig. derM

die erhöhten Machtbefugnisse im einzelnen Be,

triebe schließen durchaus nicht aus. daß auch d»

Arbeiterräte überall einheitlich vorgehen unt

gerade die Gewerkschaften als das Bindeglied
dienen. Aber abgesehen von diesen engherzige»
Bedenken ist doch zu beachten, daß in unse°

ren Tagen ein« soziale Revolu«

tion vor sich geht, deren Ergeb«
niV sich nicht in Tarifen «rschöp»

fen kann. Vielleicht haben gerade jetzt dis

Unternehmer ein größeres Interesse an lang»

fristigen tariflichen Bindungen als die Arbeit»

nehmer. Bei aller Wertung der Tarifverträge
darf auch hier das Endziel der Arbeiter» und

Angestelltenbewegung nicht auS dem Auge ver»

loren werden Die Erreichuirg von Kollektiv»

Verträgen ist nur eine Etappe auf dem Weg

zum Mitbestimmungsrecht. Das Festhalten an

bestimmten Organisationsformen für Tarifver»

Handlungen kann nie und nimmermehr dazu

führen, deshalb die Macht der Arbeite? und

Angestellten im Betriebe preiszugeben. Die

gemeinsame Gegenmartsaufgabe der Gewerk»

schaften und der Arbeiter» oder Betriebsrats

ist die Sicherung der von den Arbeitnehmern

ausgeübten Kontrolle der Vroduktion. um so

die eigentliche Sozialisierung vorzubereiten
und durchzuführen. Wenn das Verhältnis d»

Gewerkschaften und Arbeiterräte etwas besstt

wäre, als. es. heute ist, so müßten sich bei Äl
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Vorbereitung der Sozialisierung die Arbeiter

und Angestellten aus den Betrieben und die

GewerkschaftsfuMionäre in der besten Weise

ergänzen. Es scheint ja auch, als sollte sich

zwischen den Bergarbeiterverbänden und den

beteiligten Arbeiterräten bereits ein derartiges

Verhältnis herausbilden.
Es würde zu weit führen, im Rahmen

dieser Ausführungen das ganze Problem der

Betriebs» und Arbeiterräte organisatorisch zu

behandeln. Wahrscheinlich werden die Ange»

stellten» und Ärbeiterausschüsse mit erweiterten

Befugnissen zu Betriebsräten ausgebaut wer»

den, denen in der Hauptsache die wirtschaftliche

Vertretung der Angestellten» oder Arbeiter»

interessen im Betriebe obliegt, während den

Lrbeiterräten die Kontrolle der Produktion und

die Vorbereitung der Sozialisier«««, zufallen
dürfte.

Jn jedem Falle ist keine Zeit zu verlieren,

um zwischen GMerkschaftsbewegung und Räte»

system eine Verbindung zu schaffen, die den

Angestellten und Arbeitern eine weitere Kräfte»

Vergeudung erspart. Die Zusammenfassung
der Gewerkschaften und der Räte bietet freilich

insofern eine Schwierigkeit, als die Arbeiterräte

slle Arbeiter bzw. Angestellten des Betriebes

»mfassen, während die Gewerkschaft immer noch

mit Tausenden von Unorganisierten oder falsch

Organisierten zu rechnen hat. Es wird also

notwendig sein, aus diesen beiden Körperschaft
ten Zwangsorganisationen zu schassen, denen

slle gegen Lohn oder Gehalt beschäftigten Per»

Zonen angehören müssen. Eine derartige
Zwangsorganisation der Arbeit auf öffentlich»
rechtlicher Grundlage wird ohnehin in dem für

jeden konsequenten Gewerkschaftler erstrebenS»
werten sozialistischen Staatswesen unentbehr»

sch sein. S. AufhSuser.

Terrsrisnms.
Der Verband Deutscher Handlungsgehilfen

Sehklagt uranchmal über „5"»'roriSmus". Er

zÄbft aber übt den schärfsten ?ruck auf diejenigen
Heiner Mitglieder aus, die ihn erkannt haben
und ihm daber den Rücken kehren wollen. Kr

Khrieb z. B. irn November 1913 einem Mitgliede:
. . . Sollten Sie jedoch wider Erwarten Ihre

LLStrittserklsrung aufrechterhalten, dann machen
Ski? Sie darauf auftnerkfam, dafz Sie nach ß LL

dsr Satzungen verpflichtet find, den Beitrag bis

5»r«n Ende des Jahres 1919 zu bezahlen, wach¬
send Ihre Mitgliedsrechte sofort erlöschen. Nur

Sserm Sie innerhalb dreier Monate Ihre AuS«

trittserklärung widerrufen, werden Sie wieder

Ä Ihre alten Mitgliedsrechte eingesetzt. Lassen
Si« uns darum recht bald auf beiliegender Karte

Wien Bescheid zugehen.
Mit kollegialer Hochachtung

Verband Deutscher Handlungsgehilfen.
S^ufsvereinigung der kaufmännischen Rnge»

stellten in Handel und Industrie.
Mteilung Organisation.

MMer.

Sin ährrliches Schreiben lautet:

Leipzig, den 23. Nsvember 1313.

Sehr geehrter Herr Kollege!
Wm Irrtümern vorzubeugen, «rächen wir

Wt darauf susmerkfam, das; issei § SS der

Vstzungen Avsirittserllärungen für daS Ende

de« JahreS dis zum 30. September in unseren
Besitz gelangt sein müssen: später eingehende Ab¬

meldungen können nur für das Ende deS nächsten
FichreS vorgemerkt werden. Ihr Brief gelangte
erst «n 21. November in unseren Besitz, und

Annen wir demnach Ihre Austrittserklärung »ur

»och für dsö Tnde des Jahres ISIS

ZMrnerkeN!. , . .

Mit kollegialem Gruß!
Verband Deutscher HandlungZgehilfen,
BeMfsvereinign«g der luirrfinänmiichen
Angeftellten in Handel und Industrie.

Abteilung Organisatisn
I. A.: Müller.

Alfo das Mitglied, das dem Verband den Rücken

kehren, von ihm nichts mehr wissen will, wird auf
Grund von „freiheitlichen", SatzungSbeftimmun»
gen genötigt, noch überein volles Jahr
hindurch Beiträge zu zahlen. Das ift wotS kein

Terrorismus?

Bremsn.
Nachdem, wir in mehreren grotzen sffent»

lichen Versammlungen Interesse für unsere

Bestrebungen wachgerufen und Aufklärung, so»
weit dies im Rahmen einer Mafsenversamm»
lung möglich ist, unter die Kreise der Angestell»
tenschaft getragen hatten, setzten wir mit Zu»
sammentunften in kleinen Kreisen, hauptsäch»
lich mit Angehörigen einzelner Firmen, ein.

systematisch werden alle in Frage kommenden

Betriebe durchgenommen; wir sind mit den

Ergebnissen dieser Veranstaltungen sehr zufrie»
den. So sind seit Januar d. I. etwa WZ Fir»
men bearbeitet worden.

Da wir hier einen Tarif mit der Kammer

für Kleinhandel für die in Frage kommenden

offenen Ladengeschäfte abgeschlossen
izaben, und ein solcher für den Groß han»
d el, Industrie usw. in Vorbereitung ist,
tragen diese Gehaltsabmachungen oft erst einen

provisorischen Charakter; doch ist es selbstver»

ständlich, daß spatere Schlechterstellungen für
die einzelnen Mitglieder nicht eintreten

dürfen.

Trotzdem wir seit November v. I. eine

völlige Umwandlung der Verhältnisse, politisch
wie wirtschaftlich, erlebt haben, freudig begrüßt
von allen wirtschaftlich Abhängigen und beson»
ders von Angehörigen unserer Berufskreise, ent»

blöden sich einzelne Firmenleitungen nicht,gegen
unsere Organisation, welche allerdings zu

unserer Genugtuung die gefürchtetste bei den

Prinzipalen ist, .^oeil sie als einziger Hand»
lungsgchilfenverband eine ausgesprochen ge»

werkschaitliche Kampforganisation darstellt", zu

Hetzen und zu treiben. Sie verstehen nicht, daß
die Angestellten durch den Widerstand der

Chefs angeregt, unserer Bewegung erst recht
Interesse entgegenbringen.

Einen besonders Kassen Fall der Willkür

der Herren Prinzipale wollen wir hier nicht
anzuführen vergessen. Wir hatten kürzlich eine

Betriebssersammlung der Angestellten des

Kaufhauses Bamberger einberufen, wel»

ches ungefähr 1W Angestellte beschäftigt, von

denen ein großer Teil schon bei uns organisiert
ist. An diesem Tage wurde nun eine rege

Gegenpropaganda entfaltet, und war infolge»
desfen der Besuch der Versammlung schlecht.
War doch selbst svr dem Eingange des Ver»

sammlungslotalS eine Verkäuferin der Firma
postiert, um ihre Kolleginnen von dem Besuche
abzuhalten. Unser Kollege Voigt, welcher das

Referat übernommen hatte, machte diesem Ein»

grisf m die Versammlungsfteiheit der Ange»
stellten bald ein Ende und nahm im Verlauf
der Versammlung Gelegenheit, den anwesenden
Herren Abteilungsleitern klarzumachen, daß
unser Verband nicht gewillt ist, sich diese Sin»

griffe gefallen pt lassen und empfahl ihnen,
doch mcht in Gegensatz zu ihren Interessen
zu handeln, sondern mit dafür einzutreten, daß
das Niveau der Handlungsgehilfen gehoben
werde, da auch sie nur Vorteil davon haben
könnten. Schließlich konnten wir auch hier die

noch nicht organisierten Kolleginnen als neue

Mitglieder begrüßen.
«

Der Ali»Mellt«n.Ausschrlß der Hcmsa»L!ohd»
Werke M.»Ges., dem von sechs kaufmännischen
Äusscl^ißuiitgliedern vier dem Zentralverband cm»

gehören, hatte bei der Direktion des Werkes einen

Antrag auf Zahlung einer außerordeMtchen
Teuerungszulage gestellt.

Nach einigen Verhaiidlungen hat die Firma
ihren, Angestellten insgesamt 37S000 Mk. be»

willigt, und zwar werden folgende Beträge ge¬

zahlt: weiblichen Personen dis !? Fahr« !S0

Wark, männlichen Personen bis !? Fshre 209

Mark, weiblichen Personen bis 2» Jahre 240 MZ.,
männlichen Personen bis 20 Jahre 3M M!., weib»

lichen Personen über SV Jahre 430 MZ^ mönn»

lichen Personen über Si) Jahre S2S MZ., männ»

lichen verheirateten Personen 675 ZA., für jedes
Kinö bis IS Fahre 5« Mk.

Die in den Monaten Dezeinber ISIS, Ja»
nuar, Februar und bis 15. März 1S19 neu ein«

getretenen Angeftellten erhalten 50 bzw. 37^,
LS^ 12HH Proz. der obigen Sätze.

Kriegsteilnehmer, welche nach chr« Ent»

laffung aus dem Heeresdienst bei der Firn»
wieder eingestellt sind, erhalten die sollen Bis»

träge.
Im Anschluß an die im Dezember 1918 er»

folgte Regelung der Gehälter, die fich jedoch in»

folge zunehmender Teuerung als unzureichend
erwiesen hat, verhandelt der Angestellt«n»AuSschuß
über einen neuen Gehaltstarif.

Georg Niemeyer, Hsrburg.
Zwischen dem Zentralverband der Hand»

wr»gsgebilfen (Ortsgruppe Harburg) und da

Firma Georg Niemeyer in Harburg, ift fol«
genoe Vereinbarung zur Aufbesserung der Be»

hälter getroffen worden: Es werden erhöht KsS

Gehalt männlicher Angestellter
von SIS MZ. auf 425 MZ.

400 KV«

»ll 4«,

45« 490

281 425

4S« 60«

31« 425

SSS S7S

19S 325

28« 3««

22S 350

20« 85«

»
24« 35« »

zus. von 8882 Mk. «ruf 5396 Mk.

weiblicher Angeftellten»
von 175 MZ. aus 2V« Mk.

90

10«

7«

SO

6«

so

6«

IS«

150

IM

15«

15«

IS«

IS»

zus. von SSS MZ. auf 1250 MZ.

Wen weiblichen Angestellten, di« eu« zw«»

jährige Tätigkeit im Beruf nachweisen können,
ein Mindestgehalt von IS« Mk. Solche, die noch
keine zweijährige Tätigkeit nachweisen können,
sind als Lehrlinge zu betrachten und wie männ»

liche Lchrlinge zu entlohnen, Die im Betriebe

beschäftigten Lshnschreiber uird »fchrsiberinacn
sirK «b 1. April als HKigeftellte zu betrachten und

erhalten Monatsgehälter enitsprechend ser sor»

fteheröd bewilligten Sätze; es kommen fünf
legen und zwei Kolleginnen in Frag:. Ferien:
Wen Angeftellten werden durchschnittlich 14 Z>z,
Ferien gewährt. Kündigung ift uwnsllich,
Die bewilligten Gehälter werden 1ö. Jcunu»
1S19 rückwirkend bezahlt.

Zu bemerken ift fernerhin, daß die Fiir»«
«m 1?. Dezember allen Angestelltcn enre Knt>»

schÄngungssumme bezahlte, und zaxrr für ver¬

heiratete 80« MZ., für ledige 400 Mk.

Zur Warnung!
Fn den Tageszeiwngen erscheinen öfter An»

zechten, durch i-ie man unsere fi^lKnlsZen Krck<

«zgen schröpfen will. So brachte z. A. die «West»
deutfche Vollszeitung" vom 22. Mä.-g tobende«
JmZecat:

Stellungslose!
Kirr wirtschaftlichen Aufbau ««ch Friedens«

schTuß benötige besKmPfchlene Bewerber. Si»,

»nilige Sinfch^begebühr 6 Mk., d« bsi Sngnge»
m«rt M^iK^girtet wird.

Dez Vertrauensmann, für aZadenl., imhn. «.

KrÄf^t. Berufe Dr. C<hort»dann, BeÄi^LichKr»
^ fe^lde, Södtftvatze S.

Wir waimM unsere Leser dringen^, «tf solchen
Seim nicht zu kriechen, sondern die S Ml. seWH
itt der Tasche zu behalten.
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in. Zuni ^S^S in Nürnberg.

Z. Anträge zu? Tagesordnung.
Berits Dcr Verbandstag wolle beschließe?:

»De? Berdandstag möge zu oer Frage des Nöte»

fhstems (Betriebsräte, ihr« Zentralisation nsch

oben, MitI»ftimmu.iigSrecht) Slcllung neh^ierr

ur«? hierdurch zur Lösung dieser Frage?', nn

Sinne der revolutionärer, Angesielltenschafi be>>

tragen."
Königsberg i. Pr. Es wird besittrsgr.

auf die Tagesordnung, de! Verbandstag?^

fetzcn: „Unsere Stellungnahme zu den Gemitz»«'

schasren,"
Lagerhalter in Visenach. Auf die Ta^es»

ordnung de» Verbandstages ist z« setzen: «Uns««

Stellungnahme zu den Genossenschaften."

l!° Anträge auf Aenderungen

der Sstzungen.
Jen«. Wir beantragen die Einsetzung ei«»

S!«:utenöer<?tungskommission, di? dem nächste»

Verbandst«« Vorschläge über zeitgemäße St»,

tritcnänderuüg zu unterbreiten hat.

Der Verbandstag setz: einen Ausschutz et«,

der die Frage der Selbswerwaltung der Orte

zu prüfen und dem nächsten Verbandstag Bericht

zu erstatten hat.

8 1

Dresden. Der Sitz des Verbandes ist t»n

Merlin zu verlegen.
Hamburg. Der Verband hat feinen Sitz

K Hambnrg.
Kattowitz. Der Name der Verbandes ift

gs ändern in: „Zentralverband der Angestellt«

für Sande! und Industrie."
Stuttgart. Der Name des Verbandet ift

zu ändern: „Zentralverband der kaufmännischen

Angestellten in Handel, Industrie, und Versiche»

rungsgewerbK."
8 4.

Berlin. Absatz 1 anzufügen: „Die «»>

fxrüche auf Leistungen des Z. d. H, beginnen mit

tzem Tage der Beendigung der Mitgliedschaft iu

Z»r alten Organisation."
Abiatz L. Reihe 4: ... so genügt eine ent»

st>reche>ide schriftliche Verpflichtung zum Austritt

«n dsn Vorstand bei Abgabe der Beitritt«»

eMärung.
8 «.

Jena. Mitgliedern, die zum Heeresdienst

singezogen sind oder waren und sich vorher ord»

nungsniäszig abgemeldet haben, wird, wenn sie

sich innerhalb sechs Wochen nach Entlastung vsm

Heer? beim Verband wieder anmelden, die Mili»

jörgsit al» Mitgliedszeit angerechnet.

8 7.

Bremerhaven. Die Ortskasfierer bekommen

Mitgliedsbücher mit laufender Rummer, um diese

der. neueingetretenen Mitgliedern gleich aushs«.

digen zv können.

Frankfurt a. M. Verwaltung. Die M«.

«liedsbücher werden in Zukunft nicht mehr ds«:

Hsupivorfta?id. sondern in den Bezirken feäch

«»«gestellt
jlarlsruhe« Alle Ortsgruppen übe? IM

Mitglieder stellen in Zukunft für alle Neun«»

tretenden 5» Mitgliedsbücher selbft aus.

8».
Jen«. Mitgliedsbücher sind Eigentum t«

Mitglied« Bei Austritt wird d» betr. Mri>

gliedsnummer als erledigt zur Kenntnis gebracht,
UV Mißbrauchen vorzubeugen.

LeiPziO. § S ist ^ ftreichen. MitglieÄS»
bücher bet«.

«ruß.
Ber!«.«. Reihe 2: .die schriftlich «folgr«

8 l»

Berlw. Reihe 3 z>° sagen: .schriftlich <n>

Kuzeige^ D» Beitrag muß einschließlich deS

KustrittömunatS bezahlt werden."

S

8 ii.

Berlin. Reihe 4: „Die Streichung nach

§ 11 entbindet nicht von der Beitragsvsiicht nach

s 1«
'

8 is

Hauptvorstand. Der Z 16 erböi? folgende

Fassung: „Die Mitglieder sind verpflichtet, zu

Beginn eines jeden Monate einen Beitrag zu

entrichten, und zwar:

Klafft 4 Jugendlich« bis zum Alter

»M! IS Jahren 0,S« MZ.

Klasse 8 bei einem Monatsgebalt bis

1«' MZ. 8^- .

Klaffe 2 bei einem Monatsgehalt vo»

IM Ml. bis unter 30« M7 S^- .

Klusst ! bei einev, Monatsgehalt von

A» Ml. und darüber 4^- .

Berlin. Dre Mitglieder find verpflichtet,

zu Beginn eines jeden Monats «inen Beitrag zu

entrichten, und zwar:

Klaffe bei einem Monatsgehalt von Beitrag

b unter 60 MZ. S,SS MZ.

4 SV bis unter 100 MZ. 1,20 .

5 ISS bis uru>er 1S0 MZ. 1,S« .

L 150 bis untsr 200 Mk. 2,— .

1 S«0 Mk. und darüber 2LS .

Dresden. Die Mitglied« find verpflichtet,

zu Beginn eines jeden Monats eine« Beitrag

zu entrichten, und zwar:

Klasse bei einem Dienfteinkomme» Beitrag

vo» monatlich
7 unter 4« Mk. 0,00 MZ.

S 4S bi» unter 7« Mk. 1^ .

S 70 bis unter 100 Mk. 1LS .

4 U» bis unter, 15« MZ. I^S .

5 1K0 bis unter 200 MZ. L^- .

S 300 bis unter 250 MZ. .

l 250 Mk. und darüber 3— .

Die Leistungen des Verbandes find entsprechend

zu erhöhen oder den Klassen einzuordnen.
Leipzig. Dir Beiträge find W» folgt fest»

zusetzen: Klaffe 1 — 3^- Ml.

.
2 — 2,«, .

.
S - 2,- .

. 4 - IM .

. b — «M .

Die Unterstützungssätze müssen dementsprechend

erhöht werden.

Bremen. Der Hauptvorstand wrrd beauf»

tragt, den Kantrollbogeiri für den Kassierer ab»

zuschaffen, da diese Einrichtung di? Kassen,

geschäste wesentlich erschwert und eine korrekte

Handhabung nicht möglich ist.

Erfurt. T?r Vorstand wird beauftragt, eine

Vorlage zur Erhöhung der Beiträge und z«r Auf»

befferung der Unterstützungssätze auszuarbeiten
und diese den Mitgliedern zur Urabstimmung zn

unterbreiten.

8 i«

Hauptvorstand, Jn Zeile 1 ist ftsiZ .Bei»

tragSSassen 5 bis 2" „4 bis 2' zu fetze«.

8
Hauptvorstand. Absatz L statt „fünfte' iß

„vierte" zu setzen.
Frankfurt « M. Bestreitung Srt»

licher Ausgaben köniien örtliche Ertrabeiträge

erhoben werden, zu deren Zablsng die Mitglieder

verpflichtet fein sollen. Für die niedrigüe Bei»

tragsklasse darf ein örtlicher Beitrag nicht erhoben

werden.
^ ^

Berlin. Absatz 2 die Worte zu streichen:

.Nach Ablauf von 3 Monalen".

H SS.

Frankfurt «. M. Organe des Ver¬

bandes sind:
») der Verstand,

K) der UiiSichiiß,
c) dis Pres>,kominilsion,
ck> der Verbandstag,

Hsmburg. Der Bezirk Hamburg beantragt

folgend« Satzungsänderungen: Die Ueberschrnt

soll lauten:

„Aufbau deS Verbandes,''

Die vollziehenden Körperschaften des V«s>

bandeS sind:
a) der Verstand,
b) dr^ Beirat,

c) t« Ztu^ichusz,
cl) der Verbandstag

A SÄ.

Berlin. Absatz 3 anzustiften: „Ist. «,

ehrenamtliches Mitglied durch. v»«flich> TöS»^»
k«t oder militärische DienstleiZmn« länger «S

drei Monat« verhindert, sein Mnu cni^Miiden. st?

scheidet er aus und ist wior! eine ZKuwabF Kor«

zunehmen.
Hamburg, Der Vorstand besteht «u«:

dem !. und dem 5Z. Vorsitzenden,
dem 5sassen!wart,
dem Schriitleirer ser VerlmndszeitschriHk,
den Leitern der Reichsfachgruppen,,
dem Leiter der WeckehauptjtelK und

den, Leiter der sozialpolitischen WbteiKi«H

Sämtliche Vorstandsmitglieder werden Ss«

VerlicrndStag gewählt. Ihre Amtsdau«: wästss

t>.S zum nächsten ordentlichen VerbandSW^M,

Scheidet en. Vorstanidsinitglied während d»s>M

Zeit auS, ss hat der Beirat eine Nenwahl dorM>

nehmeir.
Leipzig. Anstellung eines zweiten Vorsitz«»,

de» Der VerbandsvorftaNd fol! «rf 11 P«?

fvnen erböht werden.

Stuttgart. Borstand. Dsr Vorstand K«

Verbandes besteht auH 11 Miichkliedern, bs«

Kassierer, dem Redskteiir der VMbanbszÄtirn«,
dem ^ngendleiter, drei besoldeten Sekretären rs«

v«7 Beisitzern. Die ersteren werden vom V«!««

blzndstage. die vier Beisitzer von dem am SHs
deS Berbaiidcs wohnhasten Mitgliedern auS dere»

Reihen gewählt. Unter den besoldeten Sei»»

kören musz eine Kollegin sein. Die Amtsd«u«

usw.
8 S4.

Hamburg. Der Vorstand führt die «5>

schöfte selbständig, soweit nicht die Satzungen sei«
Wlistkeit «inschränlen. Er ist für seine Geschäfts»

führvdem Beirat und öem Verbandstage v»
antmxsrtlllt!.

Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit Wt«

Der Vorstand hat gemeinsam mi? dem AuS»

Musz die nötigen Beamten anzustellen.
Gauleiter dürfen nur mit Zustimmung düL

S^nrats angestellt inerden.

Die zn besetzenden Stellen der Verbands»

beamten werden in der Vrrbaildszeilschrist auit»

geschrieben
8 «s.

Hamburg. Hinter ß LS einMschatte»»
„VII. Beirats

8 27. TM Beirat besteht auS IS Personen
d« auf dsn. Vcrbandstag gemahlt werden. WÄ

Gaue sind tunlichst zu berücksichtigen.
Der Beir<rt hat die Tätigkeit des Vorstandes!

ziz überwachen. Er hat nach 8 W neue BorftairdS»

mrtgliedcr zu mahlen, uiS> nach Z 24 bei der A»>

nellung neuer Ganleitei mitzuwirken.
Der Beirat hat nach Bedarf, mindestens jes

doch ViertGljährlich, Sitzungen abzuhalten, in den«,

der Vorstand über seine Tätigkeit und seiine MaH,

riahmen zu berichten hat.

8 s?»

Hamburg. Hinter L 27: „VlZ!. Ausschust."
AN« Z 2. wird in ß W aeände.rt.

Erster Adsstz des alten 8 W wird zweit«

Absatz de? neuen K 28, Adsatz 2 alten w«d

Absatz 3 b«> neuen S LS und ivie falK geändert:
Die Ä'.ifgabeu d?S Ausschusses siad:

Beamte nach K S<, gemernssz» mit du«

Vorstand anzi, stellen,

Bsschiverden der Mitglieder K« entscheide»!,-
soweit sie Beschlüsse dss Äi.«fSande^ Kss

SatMrlgsangeleqenheiten ui« die schreib»

weise oer Verbaiid^^itschiist lbetrefsen.

Die Beriisting an den Beir^« und an de«

Verdandstag weLdeli bisrvon nicht bo?

< rührd.
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Leipzig. Sitz des VerbaindSausschusseS noch

Keipzig zu verleg«».
8 2».

Berlin. Reihe S, . . . ^ deren Vorsitzender
der Bestätigung usw,

Reihe 7, Der Vorstand der Ortsgruppen be»

Keht viindeftens usw.

Frankfurt «. M. Der Satz «Ser der Be»

Kütiguttg durch den Verbandsvorstand i«dar.f" ist

zu streichen.
Frankfurt «. O. Der Vorstand der OrrS»

gruppe besteht «US drei Personen, und Kwar aus

dem Vorsitzenden, Sem Kassierer und dem Schrift»

führer, solgende Fassung zu geben,: „Der Vorstand

der Ortsgruppe besteht «uS drei Personen, und

zwar aus dem Lsrsitzenden, bem Kassierer und

dem Schriftführer. Er Zaun nach Bedarf er»

Weiter, werden."

8 S».

Berlin. Wie folgt x» Srwern: ^OrtS-

Zruppen bis zu Sö Mitgliedern haben 70 Proz..
die mit mehr «Ik W0 Mitgliedern S« Proz. usw.

Absatz 2: .70 Proz." statt .80 Proz." zu

setzen.
Frankfurt «. M. Absatz 1: .Die OrtS°

grupperr haben 50 Proz. der vereinnahmten Ver»

bandsbeirräge an den Vorstand abzuführen. Der

Rest darf nur für örtliche Verbandszwecke ver¬

wendet werden. Auf Verlangen des Vorstandes

stnd Abschlagszahlungen zu leisten.

Hamburg. Die Ortsgruppen haben an den

Vorstand abzuführen: Bei emer Mitgliederzahl
Kiö zu LS0 80 Proz.. bei einer Mitgliederzahl bis

zu SM» 60 Proz., bei mehr Mitgliederu 60 Proz.
Z»er Verbandsbeiträge.

Leipzig. § A> soll dahin abgeändert werden,

dah die Ortsgruppen bis zu 2S0 Mitgliedern
70 Proz,, bis zu 1000 Mitgliedern SV Proz. und

Lber l000 Mitglieder 50 Brsz. der Einnahmen
«n den Hauptvorstand abzuliefern habsn.

8 Ss.

Leipzsg. Zu § 3Z ist der zweite Satz zu

^reichen.
H SS.

Hambnrg. Absatz l wie folgt gu ändern:

,Sin außerordentlicher Verbandstag ift einzu»

berufen, wsnn dies vom Vorstand und Beirat

gemeinschaftlich oder von wenigstens dem zehnten
Teil der Mitglieder unter Arrgabe der Tages»
xrdnung beantragt wird."

8 S4.

Berlin. Afatz 2 wie folg, zu öndern: „Auf
Mitgliedschaften bis zu 10 000 Milgliedern ent»

fällt auf je 1000 Mitglieder ein Delegierter, auf

^ weitere 2SS0 Mitglieder ein weiterer Ver¬

treter.

Frankfurt ». M. Die VerdandStage be»

Kehen aus Vertretern der Mitglieder, Für die

Beschickung des Verbandstages ist die Mit¬

gliederzahl am 31. Dezember deS voraufge»
k«ngencn Jahres maßgebend. Auf rolle 1000

Mitglieder entfällt ein Vertreter, auf volle 3000

Mitglieder entfallen zwei Vertreter, auf volle
S000 Mitglieder entfallen 3, auf volle 10 000

«itsallen vier, auf volle IS 000 und darüber ent»

stillen fünf Vertreter.
Die Ortsgruppen mit mindestens 1000 Mit¬

gliedern bilden einen selbständigen Wahlkreis.
Für die Ortsgruppen mit weniger als I0«0 Mit»

zliedcrn werden nach der geographischen Lage
gemeinsame Wahlkreise gebildet, die durchschnitt»
Kch !000 Mitglieder zählen. Der Verbandsvor¬

stand Hai die Wahlkreiseinteilung rechtzeitig auf»
zustellen und nebst einem Wablreglement min»

sestens 8 Wo^er! tor dem Verbandstag in der

Berbandszeitschrift zu veröffentlichen.
Hamburg. Absatz 2: .Auf volle 800 Mit¬

glieder »niMi l Vertreter, auf 1900 Mitglieder
entfallen 2 Vertreter, auf AM Mitglieder 3 Ver»
treter. auf 450« Mitgliedcr entfallen 4 Vertreter,
«uf 7000 Mitglieder entfallen S Vertreter, auf
10 000 Mitglieder entfallen « Vertreter, auf
14 00« Mitglieder entfallen 7 Vertreter, auf
19 W0 Mitglieder entfallen » Vertreter, auf
W000 Mitglieder entfallen 9 Vertreter."

Königsberg. Absatz 2 wie fulgt zu
Andern: „Auf solle 800 Mitglieder entfällt ein
Vertreter. Auf je weitere 4«0 Mitglieder entfällt
ein weiterer Vertreter."

Leipzig. Absatz 2: „Auf volle S00 Mitgli^d^
«üfällt ein Vertreter, auf öMe 15W entfalle»

zwei, «uf i»Le 2500 drei, «if >tO«0 Mitglieder
r-er, auf Mie W00 Mitglieder >ünf, auf volle

AiiZS Mitglieder uird darüber sechs Vertret«.

s «S.

Hamvnrz. Z W wird entsprechend der

Asblsnäriderung des z Z4 Absatz 3 geändert.
Leipzig, ß 35 Absatz 1 und S find die Zahlen

AL) Mitglieder w 500 Mitglieder zu ändern.

Stuttgart, ß 35 ner« Fassung: Die GMur

d«ider> einen sMiständigen Wahlkreis.

8 ««.

KamdurK. An den VerdandStagen nehmen
s?n beratender Stimme leil: Der Vorstand, die

Äsirbeamters, ver Vorrat. t«r Ausschutz.

8 S«.

,
Vrrlin. Tne Generalversammlung de? Be»

S».r?eS Berlin beantragt, daß das Stimmrecht der

Delegierten der Verbands°°Generalversammlungen,
«sdesondere des 10, VerliandstageS. nach Maß»

gäbe der von den Delegierten vertretenen Mit»

s!«der festgesetzt wird.

Frankfurt «. M. Die Abstimmung erfolgt

nsch der Mitgliederzahl der vertretenert Orts»

zcuppen. Bei Bbstimmnibg genügt einfache Stim¬

menmehrheit, doch kann die Auslösung des Zier»

daiideS nur «iit Stimmeumehrheit beschlossen
iverden. Im übrigen regelt dsr Veickandstag
j«ne ^schäftSsrdnung selbst.

8 4!.

Berlin. Der Verbaiidstsg wolle beschließen:
Di? Handlungsgehilsen-Heitung i« Zukunft wö»

ckentlich einmal erscheinen gu lassen. Die Ver»

dandszeitung ift nicht mehr der »Vorwärts''»

Druckerei zu? DrucklsMlng zu üdi^geben.
Dresden. Beschwerden in Angelegenheiten

der Verbandszeitung sind an die Zeitungskommist
sion zu richten. Dieselbe setzt sich aus dem Ne»

dakteur. sowie aus Vertretern verschiedener OrtS»

gruppen zusammen, die jeweilig «zn dem Ver»

bandstage bestimmt werden. Die «inselnen Kom»

missionsmitglieder werden von den bestimmten

Ortsgruppen gewühlt. Die Ksinmiffion «öhlt
sich einen Vorsitzeiiden. dessen Adresse in der

H<mÄlungSgedUfeli^e«Ä!ung bekanntzugeben ist.

Sitzungen finden sriiidestenS <öle sechs Mo»

nats statt. Jn diesen werden die «Wä vorliegen»
den Beschwerden erledigt, über tt, Haltung der

Zeituiuz mit dem Redakteur konferiert, fowie ihm

Anregungen für die künstige ReDakttonsführung

gegeben. Fü? die allgemein« Haltung der Zei»

tung bleibt dsr Redakteur endgültig deni Ver»

dsudstage Ver<mtwortlich.
Der Hauptvorstand und der Ausschuß haben

i»r» Recht, zu den Zeirungskommissionssitzungen
ße einen Vertreter zu entsenden.

Die Gestl>äf«ordzmng gibt fich Äe ZeitungS»
ksmmission selbst.

Hamburg. Die BerbandSzeUschrift wird

s»m Vorstand herMsgegeden und

Beschwerden über d» Berbm'dSzeitfchrift ftnd
k» sen Ausschuß zu richten.

Leipzig. K 4l Absatz ä. ««hl einer Pretz»
wTiMission.

Hauptvorstand. z 4S erhält stzlgende Jas»

jung:
.Lohnbewegungen »nd UrbeilSeinstelluagen

sürfen nur niit Zustimmung des Verbandsvor¬

standes lider d«r Äauleitung unternommen »ser»

den. Dem Antrag ift e«, Situationsbericht bei»

zufügen.
ArbeitseinfteUungen dürfen nu? erfolgen,

werm 75 Proz. der beteiligten AnJefiellbsn sich
l>«für erklärt haben,"

Frankfurt s. M. Start BerbandIvocstano
iK zu setzen: .Oertlicher Vorstarrd". Wssch S ist

streichen.

I SZ.

Jen». Antrag III. sr) Erleichterung in der

Bewi'.rbuiig «m Stellen, d) Offen« Stellen sind
wssrt im VerbandSorgcin zu veröffentlichen.

A SS.

Kiel. t. Anrrag. Fn § W Ser Satzungen
ift als 2. Absatz einzufügen: .Mitglieder, deren

Ehegatten nr der Lage find, ihren Lebensunter»

dult zu bestreiten, sowie solche, die ihre Beschäfti¬

gung aufgeben m der Absicht, aus denk Erwerbs¬

leben auszuscheiden, haben keinen Anspruch aul.
Stellen > o sen un ter stützun g."

8 SA.

Leipzig. Soll gestrichen werden für Ort>

mit eigenem Bureau.

s SS.

Gerlin. Wer in eine höhere B^itraVSkiassS
übergetreten ist, erhält die der höheren Beitrags«
klaffe entsprechende Unterstützung, wenn die Höhe»
ren Beiträge beim Eintritt des UnterftützungS»
falleS sür die letzten S Monate gezahlt stnd.

Wer in eine niedrigere Beirragsklasse über«

tritt, ist vom Tage des Uebertritts nur in dies«
niedrigen Klasse unterstützuiigsberechtigt. Borher
geleistete Beiträge sind nach dem Geldbetrag auZ
die neue BeitragsZIasse anzurechnen.

8 s«.

Berlin. Z «S ist zu streichen.
Jett«. Antrag I. Wer Unterstützungen be¬

zieht, Aleich welcher Art, ist von Beitragszahlung
befreit.

Leipzig. § L« ift zu ftreichen.

8 ss.

Leipzig. Nmziigsunterftützung soll bereits

nach einjähriger Mitgliedschaft wieder ggwährl
werden.

Tuch diese Sätze müssen erhöht werden.

8 so.

Hauptvorstand. Statt in allen fünf KU

setzen: ,in der eisten bis dritten".

Berlin. D«S Wort unverschuldet" ift p,

^reichen.
Jena. Antrag 9. DaS Wort .unverschuK

dst" in Z öS ift zu streichen.

8 «I.

Berlin. Der letzte >scch ift zu streichen.

8 «s.

Hauptvorstand. Absatz 1 zu streichen, das

für zu setzen: „Die Unterstützung ist in öer erftM
Woche nach Eintritt der StelleiilosenunterstützurtE
zu beantragen. Die Auszahlung erfolgt vsn dss

Zweiten Woche ab wöchentlich nachträglich.
Absatz 3 hinter „gewährt": „jedoch nur s»,

lange, «lS das Mitglied noch stellenlos ist."

8 «S.

Hauptvorstand. Die SlMenl«fen>»Nnt«r»
ftützung beträgt in Beirragsklasse 1 täglich 3 M.

iÄSchentlich 21 Mr.), in Beitragsklasse S tösssich
2,5« Ml. (wöchentlich 1b,7S Mk.), in Beitrags.
Lasse 3 täglich 1.5« Mk. (wöchentlich 10FO M!.).

Berlin. Stellenlosenunterstützung: Klasse l

täglich 2L« MZ., Klasse 2 täglich 2^- MZ, Klasse S

täglich 1,50 M?v Klasse 4 täglich 1^- MZ., Klasse S

0.S0 Mk.

Mannheim. Die auf dem S. VerZiandStsg
im Mai 1S14 satzungsgemäß feftgelsgten Untes»

ftützungssätze sind säintlich den verändert«. Zeit»
Verhältnissen «mt^prechend ,u erhöhen. Zn»
Deckung der dadurch entstehenden Mehrausgaben
sind die Verbandsbeiträge im Verhältnis zu de«

neuen Nnterstützungssätzen ju erhöhen.
Dresden. Die statutarischen BeftimmuriHk«

über die Höhe der Beiträge und der Uzrterftützu»,
Zsm ftiid neu zu regeln.

S «7 «nd «8.

H«Lptvorstand. Zu ^reichen,

ß ss.

HsnptvorftKnd, Stall .1, L, S K^d 4"

setzen: «1. L und S". Absatz L und S ftreiche«,
und dafür zu fetzen: ^Die Z?ranken-N,iterstützu:rg
kann erst gezahlt, würden, wenn der Gehaltsbezuzi
aufgehört hat. Sie kann frühestens «ach drei»

möchiger Dauer der Krankheit gewährt werden.

Augsburg. Ausbau däS ttiiterstützungö»,
weseüö durch Gründutig einer gesonderten Kran»

kenkasfe analog anderer kaufmännischer Berbätlda

unter Leitung des Jentraldorstaiides,
Berlin. Absatz 3 anstatt dreiwöchiger «

gweiwöchiger zu setzen.
Dresden. Abstch S ift wie folgt gn ändern:

^Me Unterstützung Zann nach dreitägiger Dauer

der ZkWikheib gcwahrd werden und g 7g ist filiin»
aemäß umzuändern.

Kattowitz. Gründung bzw. AnLliede:mi»z
einer Krantcnkasse.
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Mannheim. Der Absatz 3 «hält folgende

Fassung: „Die Unterstützung kann gewährt wer¬

den, wenn ein Mitglied länger als 7 Tage er¬

werbsunfähig trank ist. Die Unterstützungsberech-

tigung beginnt dann bereits mit dem ersten Tage

der Erkrankung rückwirkend. Bci Erkrankungen

bis zu 7 Tngcn tritt die Unterstützung nicht in

Kraft."
Dic in den ZZ W und 71 festgelegten Unter¬

stützungssätze, sollen, dcn veränderten Lebensver¬

hältnissen Rechnung tragend, erhöht werden.

8 70.

Hauptvorstanö. Absatz 2 hinter „ge¬

währt": „jedoch nur solange, als das Mitglied

noch erwerbsunfähig krank ift".

Berlin. Wer auf die Krankenunterstützung

Anspruch erhebt, hat sie vor Ablauf der Krankheit

schriftlich untcr Beifügung einer ärztlichen Be¬

scheinigung zu beantragen. Aus dcr Bescheini¬

gung muß die erwerbsunfähige Erkrankung er¬

sichtlich sein. Als Ausweis dient auch der Kran>

kenkassenschein.
Die Krankenunterstützung wird nach Maß¬

gabe der beim Eintritt des Untcrstützungsfalles

zurückgelegten Mitgliedschaft und Beitragszahlung

gewährt und nach Ablauf jeder Woche ausgezahlt.

Der Antrag soll in der zwcitcn KrankheitS-

woche odcr bei Ablauf der Gehaltszahlung ein¬

gereicht sein.
s 7«.

Hauptvorstand. Die Krankenunterstützung

beträgt in Beitragsklasfe 1 täglich 1,5« Mk. (wö¬

chentlich 10,6« Mk.). in Beitragsrlasse 2 täglich

1 Mk. (wöchentlich 7 Mk.). in BcitragSklasse 3

täglich 0,75 Mk. (wöchentlich 5,25 Mk.).

Berlin. Krankenunterstützung: Klasse 1

täglich 1,2S MZ., Klasse 2 täglich 1,— Mk., Klasse 3

täglich 0,75 Mk., Klasse 4 täglich 0,5« MI.

Hauptvorstand. DaS Sterbegeld beträgt

fiir Ledige in Beitragsklasfe 1 bis 3 nach un-

nnterbroch-ncr zweijähriger Mitgliedschaft und

Beitragszahlung 50 Mk., nach fünfjähriger Mit¬

gliedschaft und Beitragszahlung 75 Mk., nach zehn¬

jähriger Mitgliedschaft und Beitragszahlung

10« Mk.; für Verheiratete in den Beitragsklassen

1 bis 3 nach ununterbrochener zweijähriger Mit¬

gliedschaft und Beitragszahlung 75 Mk,, nach

fünfjähriger Mitgliedschaft und Beitragszahlung

11« Mk., nach zehnjähriger Mita,!icdjch,ifr und

Beitragszahlung 20« Mk.

Absatz 2 streichen.
>'

Kattowitz. Die Erhöhung des Sterbegeldes.

Itt. Sonstige Anträge.

Agitation.
Berlin. Um eine bessere Durchführung der

Agitation uuter den Privatangestellten im Reiche

gu ermöglichen, beschließt öer Verbandstag, daß

mehrere Agitationsbeamte neu eingestellt

wcrden. Zur Führung der Agitation unter dcn

weiblichen Angestellten wird die Einrichtung

eines Frauenreferates im Hauptvorstand und

die Anstellung dazu geeigneter weiblicher Kräfte

beschlossen.
Für die durchgreifende Bearbeitung drr Lohn¬

frage wird zur Entlastung des Vorsitzenden die

Anstellung eines zweiten Vorsitzenden als not¬

wendig erachtet.
Vremeu. Der Hauptvorstand wird bcaus-

trngt, die Ortsgruppen mehr als bishcr über

die neuesten Zeitereignisse sowie mit Material

über die gegnerischen Verbände zu versehen. Nach

Möglichkeit sollen Erscheinungen früherer Jahre

vermieden werdcn und nur neuestes Material

verwandt werden.

Dcr Hauptvorstand wird beauftragt, zu den

Zeiten dcr Kündigung in den gegnerischen Ver¬

bänden eine größere Agitation zu entfalten und

durch Auslegung besonderer Listen dcn Austritt

aus dicsen Verbänden zu erleichtern.

Frankfurt a. M. Der Hauptvorstand wird

ersucht, geeignete Kolleginnen nls Agitation»-

krnfte einzustellen und jedem Gau eine solche zur

Verfügung zu stellen.
Zur Velebun« dcr Agitation ist im Haupt¬

vorstand eine „Werbe- und Agitationszcutralc"

mit eincm Sekretär hierfür einzurichten, der die

Agitation zu leiten und die Ortsgruppen mit

Material zu versehen bat. Besonders notwcndig

ist die Herausgabe von Broschüren, öie die

Stellungnahme deS Vcrbandes zu allen Ange»

stelltcnfragcn darzulegen haben.

Hamburg. Der Verbandstag beschließt

eine Werbehauptstelle zu errichten; sie hat dcn

Werbestoff zu sammeln und zu verwerten, indem

sie durch Herausgabe geeigneter Schristcn die

Werbetätigkeit unterstützt, Redner vermittelt und

die Presse zu beeinflussen versucht.
Der Vcrbandstag beauftragt den Vorstand,

dem Werbeausschuß die nötigen Beamten zur Ver¬

fügung zu stellen.
Der Verbandstag beschließt, eine sozial¬

politische Abteilung einzurichten. Ihre Auf¬

gabe ist:
s) berufsstatistische Erhebungen vorzu¬

nehmen,
K) Gesetzentwürfe vorzubereiten,
c.) gesetzgebende Körpcrschaftcn zu beein¬

flussen.
Der Verbemdtag beauftragt den Vorstand,

die nötigen Beamten zur Verfügung zu stellen.

HandZungsaehilfen-Zsitung.
Frankfurt a. M. s 41, Absatz 2: „Der

Verbandszeitschrift ist eine Jugendbeigabe anzu¬

gliedern. Beschwerden übcr die VerbandSzcitung

sind an die Pressekommission zu richten."

Jena. Zur Vereinheitlichung sind Filial¬

leiter mit Verbandsorgan zu verschmelzen.

Kattowitz. Absetzung des Redakteurs dcr

VerbandSzeitung Herrn Lange wegen Mißbrauchs

des Blattes zu politischen Zwecken.
Kiel. Betreffend Ausgestaltung der Ver¬

bandSzeitung:

1. Die VerbandSzeitung hat sich in Zukunft

nur mit gewerkschaftlichen uiid wirtschafts-politi-

schcn Fragen zu befassen.
2. Versammlungen sowie rein örtliche Be¬

kanntmachungen dürfen in der Verbanöszeitung

nicht veröffentlicht werden.

3. Berichte über Lohnbewegungen müssen

der Wichtigkeit des .Falles angemessen sein.

Seitenlange Berichte sind untcr allen Umständen

zu vermeiden.
Königsberg i. Pr. Die am 17. 11. 1018

tagende Generalversanünlung des Bezirks

Königsberg beantragt ferner: „Der Verbandstag

wolle beschließen: Er begrüßt die Haltung

unseres Verbandsorgans, das auf dcm geschichtc

lieben Boden dcs KlassenZampfeS ein treuer

Wächter unserer Klasseiiinteressen war und

spricht ihm seine Anerkennung auS."

Stuttgart. Der Vertrag mit dem Lazer-

haltervcrband bezüglich des Filiallciters ist auf¬

zuheben; das Erscheinen des FilialleiterS ist ein¬

zustellen. Die Brancheneinteilung in der Ver-

bandszeitung ist auszubauen.

WZttenberg. Zu Punkt 2: „Die Agitation

für den Verband wird stark erschwert durch die

Tendenz der Zeitung, die sich in Artikeln wie:

„Frauenarbeit und Arbeitslosigkeit" vom

18. 3. 191Ä odcr „Revolution und Reaktion" vom

19. 3. 1019 zeigt. Die Zeitung soll sich angelegen

sein lasscn, eine wirklich gute Fachzeitung sein

zu wollcn, die nllcrdingS auch gclcgeuilich TagcS-

fragcn wirtschaftlicher Art durch Fachleute bc-

hcmdeln läßt. Außerdem wäre cin größerer Aus¬

bau in dcr Art wie die „Werkmeister-Zciwng"
vielleicht empfehlenswert.

Lübeck.' Beschwerden übcr die Vcrbands¬

zeitschrift sind an cinen aus 6 Mitgliedern be¬

stehenden Prcsscaus schuß zu richten. Dcr Presse¬

ausschuß wird von den am Sitze des VcrbandcS

wohnhaften Mitglicdcrn dcs Verbandes gcwählt,

gegen dessen Entscheidung Berufung an dcn Ver¬

bandsausschuß zulässig ist.

Jugendörgnnisaiisn.
Berlin. Dcr Vcrbandstag wolle beschließen:

1. In allen Ortsgruppen sind unverzüglich

Jugendabteilungen zu gründen. Die Jugcnd-

abtcilungcn umfasscn die jugendlichen Mitgliedcr

bis zum'vollendeten 17. Lebensjahre.

2. Für die Jugcndscklionen ist ein Jugend-

seiretär anzustellen, der sich ausschließlich mit

den Jugcndfrageu beschäftigt und die einzelnen

Jugendleituttge,, in ihrer Arbcit unterstützt.

3. Das bishcr von dcn Ortsgruppen Bcrlin,

Braunschweig und Hcnnburg hcrausgcgcbcne

Jugend°„MilteilungSblatt" ist vom Hauptvorstand

gu 'übernehmen und für alle Ortsgruppen her¬

auszugeben. Diese Jugendzeitschrift muß dann

selbstverständlich der neuen Aufgabe entsprechend

ausgestattet werden. Redakteur dicser Zeitschrift
^

ist der Jugcnds.krctnr.
4. Alle zwei Jahre findct cin Jugendtag

statt, zu dem die Ortsgruppen Delcgicrtc ent¬

senden. Für jcde angefangenen 300 Jugend«

lichen (vom 14. bis 17. Jnhrc) wird cin Dele¬

gierter entsandt. Die Delegierten sollen nach

Möglichkeit Funktionäre der Jugendabteilungen

sein. Dic Kosten der Tagung trägt öcr Verband.

Chemnitz. Zur Actreibung dcr Organi¬

sierung der Jugcnd wollc dcr Vcrbandstag be¬

schließen, cin eigcncL Jugcndoreein herauszu¬

geben. Jugendgruppcu sind überall da einzu¬

richten, wo die Möglichkeit dazu besteht,

Leipzig. Für die Gewinnung der Jugend

ist ein besonderes Sekretariat zu errichten. Die

zu errichtende Jugcndschrift hat iin Monat min¬

destens einmal zu erscheine».
Stuttgart. Dic Generalversammlung wollc

die Herausgabe einer Jugendzeitung beschließen.

Gsue.

Hsnptvorstattd. Das Gebiet des Reichs

wird in Gaue eimzeteilt. Zur Führung dcr Ge¬

schäfte wird dcm beamteten Gauvorjichcr ein

Vorstand von sechs ehrenamtlichen Mitglicdcrn

zur Seiie gestellt. Die vicr Beisitzer lvcrden von

den am Sitze dcS GaucS wohnhaften Mitgliedern

aus deren Reihen auf die Dauer von 2 Jahren

gewählt.
Jn öer Ncgcl soll jährlich eine Gaukonfercnz

stattfinden, die ,von den Mitflliedschaften des

GaueS beschielt wird. Ueber die Art der Dele¬

gation werden voni Vcrbandsvorstand Richtlinien

herausgegeben. Mindestens in jedem zweiten

Jahre bat dcr Gauvorst.her auf dcr Gaukonfereuz

über seine Tätigkeit Bericht zu erstatten.

Berlin. Ferner beschließt der Verbandstag

eine Neucinteilung der Gaue in Deutschland.

Zur Führung der Geschäfte wird in jedem

Gau ein Gauvorstand nuS den Reihen der Mit¬

glieder gewählt, der aus fünf Personen bcstchi.

Dcr Sitz deS Gauvorstandes wird auf jedem

Gautag bestimmt. Der Vorsitzcnde öes Gauvor-

staiideö unterliegt der Bestätigung des Haupt-

Vorstandes.
Der Gauvorstand hat die Aufgabe, dic Ver-

vandSiäiigrcit im Gau zu fördern unö für Er¬

richtung von Ortsgruppen zu wirken.

Tic Anstellung von Gaubcamten hat durch

den Hauptvorstand zu erfolgen. Die An-

stcllüiigsb^diliguligen unterliegen der Genehmi¬

gung des nächstcn VcrbandstageS. Die bereits

von früheren Verbandstagen beschlossenen und

im Laufe dcS Kricgcs vcrwaistcn Gaubeanitcn-

posten sind, soweit cS noch nicht geschehen, schnell¬

stens zu besetzen.
Chemnitz. Es wird beantragt: „Dcr Ver¬

bandstag möge beschließen, daß seitens dcs,

Hauptvorstnndes ganz Teutschland in Gaue ein¬

geteilt wird. Zur Führung der Geschäfte soll von

dem Gaubezirk ein Gauvorstand aus den Reihen

der Mitglieder gcwählt werden, der dcr Bestäti¬

gung durch öcn Vcrbandsvorstand bedarf. Der

Vorstand vistebt aus fünf Mitgliedern, und zwar

dem Vorsitzeirde«, dem Kassierer, dem Schrift»

führcr unö zwei Beisitzern. Die Gauleitung hat

die Aufgabe, die Vcrbnndslätinkeit in ihrem Gau

zu fördern, insbesondere auch in den,Bezirken, wo

Ortsgruppen noch nicht vorhanden sind. Jst die

Anstellung eines Gaubcamten erforderlich, so

muß die zu besetzende Stelle in der VerbandS¬

zeitung ausgeschrieben werdcn. Sollte sich die

Anstellung eines Eanbcamten vor Stattfinden

einer <Leneral«erstmt>ml«M öes Verbandes als

notwendig zeigen, so hat die Anstellung in Ge¬

meinschaft scitcns des Hauptvorstandcs, Aus¬

schusscs und GauvorstandeS zu erfolgen. Die end¬

gültige Wahl erfolgt durch öen Verbandstag.

Erfurt. Dcr VcrbanHZtag möge be¬

schließen: Ganz Deutschland wird seitens des

Vorstandes iii Gaue eingeteilt, dessen Geschäfte

von einem Gauvorstand, der aus den Reihen der

Mitglieder öcs GaubczirkI zu wählen ist, und

voin Verbanösrorstemd der Bestätigung bedarf,

geführt werden. Der Vorstand bcstcht aus fünf

Mitgliedern, dem Vorsitzenden, dem Kassierer,

dcm Schriftführer nnd zwei Beisitzern. Aufgabe

dcr Gauleitung ist die Förderung der Verband?«

täiigkeit im Gau und denjenigen Bezirken, wo

Ortsgruppen nicht bestehen.
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Ift ^ Aiiswlbuns eines '^ubeamten er-

forderiick ist tm z?,: besetzen!« 'Stelle <ru?Ka-

schreiben, die W»rbl und« de« Bewerber,!

erfolgt d»nb den VerbmidsvorfKrnd. den Äus-

schuß der, Gauvorstand. Dic endgültige W ^

ftötigung d«! durch die iiächfte GerbanösgMeral»
t^samMlunZ zu erfolgen,

Gers, Der VerbemdStrig wolle defchl'eZzen
bvß feite?«» deS Haupworstandes K«nz Deutfcl>
land tn Gaue eingereiK w«d. Are Führung der

Geschäft? soll von des» Gaubez?rt em Gauvar»

stand den Reche« der MibAteder gemäh?:
werden, der der Bestö5rgu«g durch den Verbcaid?^

borftcrnd t^dsrf. Der Vsrstand besteht au« fü»5
Dtttglieder^?. »rnd znx» dem Vc^iHenden, dem

Schriftnihr« i«id dr«, Beisitzern, Die Gc»>»

Zeitung l>« Aufgabe, die VerbaaiSAätigKi: im

Gau zu fördern, ursdesrmdere auch in denierr-gen
Bezirke:^, c»> OrtsgruPpen noch nicht befischen.
Ist die Anfrelluny eines Gaubemnttn erfinderticK.
fo uiiusz di? z« besetzende Stelle in der VerÄrnöS»

gsrtun^r «lSgeschrieben werben. Sollte sich d«

Anstellun,^ eines Gaubeamten vor Stattfinden
emer Verdandsgene«rIr>ersamm!iMV als not»

wendig zeigen so hat d?e Anstellung m Gemein,

schaft des HrnlptvorftcrndeS, Ausschusses und Gau»

dc^tundes zu erfolgen Die endrMtige W<M er»

frägt durch den Verbandstag.
Jen«. Einteilung des Reiches in Bezirk,

Wahl der Bezirksleiwrig' und des Bezärksl«terS
duwch die Mitgliedschaft.

Königsberg. Es umrb dWmrrcrgt: D«
Verbandstag möge befchEieszem, d<ch feiten» des
Haupworstandes ganz Deutschland «: Gaue ein»

geteilt mrrd Zur Führung der Gefchäfte soll
dsn dem Gaubezirk ein G<iuv«rstand ccu« den

Reihen d« Mitglieder gemählt werden, der der

Bestätigung durch den VerdandSrmrfKrnd bedarf.
Ber Vorstand besteht ouö b Mitgliedern, und zmsr
dsuk Vorsitzenden dem Kassierer, dem Schrift¬
führer und 2 Beisitzern. Die Gimrleirurrg hat
Ke AufMide, die VeiSanÄÄächigkeit in ihrem Gau

D» fördern, insbefmide« auch in denjenigen
Orten, ro? Ortsgruppen «och «icht vorhanden
sind. Ist die Anstellung eines Ganrbeamten er»

forderlich, so muh die zu besetzende Stelle in der

Verbandszeitung ausgeschrieben werden. Sollte

fich die Anstellung eines Gaubeamten vor Statt»

fanden der Verbaiidsgeneralversamrnlung als not»

wendig zeigeik. fo Hot die Anstellung in Gemeinfchaft
seitens des Hauptr«rftandes, Ausschusses und

Asuvrirstarsdes zu erfolgen. Die endgültige Wahl
»wsolgt 'durch den VerbaridstaV.

, Leipzig, Zur gründlichen Bearbeitung der
Zieineren Ortschaften wolle der Berbandstzg be»
schließen, r»? Gaubezirke zu verkleinern. Jeder
Gau tvähK sich einen Gauvorstani, der sich zr»?
Hälfte ans den aur Orte deS Gaubeamten
Wichnenden MtWedern zusammensetzl. Alljähr»
Kch mufz eine NeuwaibF vorgenommen werden.

Nürnberg. Die einzelnen Ortsgruppen
tserden nach ihrer geographischen Lage und unter

K>Mcksichrigung zufammenhängei«der Wirtschafts¬
gebiete Si.- Bezirken vereinigt, di»- i» der Rege!
einen oder mehrere Ree^mngsbezirke umstrss«!
jssobei beispielsweise Bayern in Nord» und Süd-

Kchern zz? teilen wäre.)
An der Spitze eines jeden Bezirkes ftehr ««

Vez«rksvorsw!id, der «ailätzlich des alljährlich
fwttfrndenden Bezirkstages nach Vorschlag der

^^Sgrupp?s? durch einfache SttmmenimehrheÄ zu
wählen ist Ihm oblieg? die Erledigung der Ver°
e>«'dsßeschäfte. msbesondere die Berreibun« der
V»S«ardest die Mnierturrg und der AbschKch
dvri Besoessriigen ufw, Hierzu find ihm durck den
HstlMwrjiand entsprechende Mitte! zu Kckassen
«rS deshai^ die §H 3« und 81 ancSog dem Bar.,
gehenden zr» ändern.

Stuttgart. Die Ortsgruppe» werden «rS«

»Sezmekfichrigunk der zufammeiiihängenden Wirl.
fchaftSgebiet? ^u Gcruen t«r»intg!. Zur Fühnir^
t«r i^u»zr>chöste Wirt? au« t«V zu« G«« gse»
HSMgen O?iSgnrppen des? Gsu4o« ein G««-
bsrftun^ Ü Person«, gWÄHK. WieweÄ für
be» ein«eik«n Dem Gaudsamte arH«st«Len stnö.
»iHchrtdeZ dv» Ge««a^i«rscmlmiu«ß bzw. !s«

sq»^°>rstOizd im E".ii»«7«»chrr»n n« dem A««.
«K- Z« B^eilwrtZt der ei^i^nde«

Nrck, Ke« Ssuvorstrinden d PvSK. Al B»r>

>s»Se« nach Bedarf «BgehcSden.
ib^r W»worstksitde «etÄrt die

Betreibung der miii Glichen unid schriftlicher!
Agi^Mvi«. sowie die Förderung aller Verbands»

aurgozbett im Garb, Im üdrigen reget? der Gau»

oorstcrrt fein« Gefchästr im Mnvernehmen mit

dem Hauptvorstand. <B«u!bea«ite werden im

Einvernehmen mit dem Gauvorstand angestellt
urch vom HauptvolTstazid besoldet. Am iesitze des

HckUVMMftandes können Zem-^komnrissionen für
die i« Verbände vertretenen Berust gebildet
werde« Diese AomMffumen setze» sich zu-

sarnMkn auS den BiMncl>enr«rtr«tern des Haup!»
vorstandet und Mitgliedern der Brarrchenfektionen
am Orte des HauptvvrstMideS Ein Mitglied d?K

Hsslp^vsrfturidek foll u«ö>Kichst Vorsttzender der

Ke»nm'sston sein
Der Zweck der Kommission ist "Entgegen»

irahu« besoridever Würckhe, Föc^eruTv der Or»

garvihsetsn und Agi^aru»^ sowie Pflsge dcr be»

sondsve« Fachinteressen.

Generalkommifsion.
Berlin. Die Gen«^versam»nbu,ng der

Ortsgruppe Grosz-Bevlin verurteilt d« von der

>Miievatit^rri^sion der GeWiSTrsthsst«» während
des Krieges einkZefchtagen« TaKil. die ihre Fort¬
setzung nach der RevoKrtion in den getätigten
zentrale» Arbeitsgemeinstt»fte« findes und ver»

wirst auch insbesondere die Haltung der General»

komrnifsi«, zu der Frage de? Anerkennung des

MÄeftimmiungsrechles d?c Betriebsräte.

GeZireu der SteürmMnhme der Mitglied»
fchÄr Berlin fvrde« die Berliner Generalver»

saanurklunig vom 10, VerbandSdrg, dasz er die

SchelluiMiahn« unser« H^Vtvorftcmdsvertreter
uirterfllcht uiid irrn solche Vertreter zur Wieder»

Wahl guläszt, d« auch in der Vergangenheit, ins.

besondere während des Krieges auf dem klaren
Boden deS KlaffentKrmvfeS rrnter Adlehroung des

berüchtigten Burgfriedens gestrrndeni Haber».
Erfnrt. Die am 13. Sior»ember 191« tagende

Mi»^iej^versam«irlun»z des Bezirks Erfurt be»

aMrägt. auf die Tagesordnureg des Verbands»

tag« zu fetzen: »Die Haltung der General¬

kommifsion und die Scrmeidweife des Corre»

sporkden^latteS". und erfuchz den Verbandstag.
zu besthkieszen: SämSichr Protokoll« der Vor»

ftäuldekanstrenzen der Generalkoinmifsion seit
Kriegsausbruch sind zu veröffenÄichen, WaS für
die Folge ständig bsizudehalten ist. DaS Ve»?

.halten der Gen«»^mm?.ssioi, bei dn Luden»

'dorffspende und ühr Beirret zum, Volksdund für
Freihei» und V<Serland ift veri»rteilen.

Ger«. Der VerlbamdStay foll die Haltung
der GenerMkommiLsisn orisKnlligen weiche die»

seW» be. der Ludendorffspende und dem Beitritt

zum VoWsbund für Freiheit und Vaterland ein»

genommen hat.
Der Verbanidstag kann derselben nicht das

Recht zugestehen, über die KSpie der Mitglieder
hireweg die Organifatirni in eine derartige poli,
tifche «ichtrrng feftMliegen.

Der Verdanidstag w«lle l^chlieszen. die Bei¬

träge cr» die Generaliommiffion ^jnd fo lange zu

sperren, bis deren Austritt aus dem Volksbund

für Freiheit und Valertcmd erfolqt ist.
Jena. Wir fordern den VerFichs Z»e Mit»

glied« der k^rseralZrmrmchfsion der Gewerk»

schaften auf ihre Aemter, i» sie das Vertrauen der

Geweirksthaften nicht mehr besitzen.
SollÜ« die Kommission dieser Forderung nicht

rmchkmrnnen. fo befriSiesK der VerlxrndStagk Bei»

trügr svfoot «, die Generalkommifsion, der Ge»

werrlchmften z» sperren.
KSmigsber» i. Pr. SS wird beantrag:,
d« TageSoidnung des Verlxmdsiaget zu

setzen,: Die Haltung der <^ner»lk«mmissi»n der

Gen«r?schr»ften unk die Schreibweife des Corre»

fpiN^ilKbiatteS.
Ferner wolle der Verbandstag beschließen:

Die Beiträge «s, die GeneralKmmissron siiid so
lange zs sperre«^ bis deren Austritt au^ dem

BoZZRiurÄ für Freihe« un^ Vaterland crfolgt
ist De? Verixi^dsia« kan?> der General»

koimrnfstM nich: das Recht zugestehen, über die

Köpf? der MÄgiieder hinrvc« div Or<vmisatioi«n
in ö»AiRlMter pslÄifcher Richtung festzulegen.

Verschmelzung.
NüSWe«. Der HrrliprvolDand wird becmf»

rrsS. die Verfchmehpin« deS Verbandes der

BuM»«»iVefte«te« mir dem Zen^stvea^lxmid«
der HamdlungSgehilf«, in die Wege zu leiten.

Ersnrt. Der Bezirk Erst«i deantinge: W«
Verfchmetchumz der Ve^inde der H«iidlsu°W,
gedilfen ur« der BWea>iia^°cMelljes ift anf KL

TsgeS«rÄnu«s gv stelle»
Fran?f«rt. Der Nam« des ZenitruS»««

bandes der HarcdlungSg»chilf«» ist K, »ZeiSsss'
verband d« Angestellten' umKuandern unö 5»

Satzungen dcchin zu erwmtsrN. Z«ch der BeittVS
der übriyen Ar^ef.^elltew»Sch«c^ evmötMZB
wird. Der HauptvvrfKsid w«d Ke«uftr««t, mK

anderen, iiuL ^merkschi.Michem Boden stehend«»
Angestellten-Verbänden, wie d«? d« B««s>^
beMiten Bnichbxindw^SgehiVen, BltteosriarsM«
stellten uni! VeiHcherungSbeaniten zum ZrmÄz
einer Verscrrmelzuing in Verbind,MH gu tretm»

db' BerschmeiKung mdglichst rasch voczune!hs»«.
Diese Verdänö« müssen jedoch i« trrzserer Ovg»»«><
scrtion aufgehen, Füe t«ef« Ar^ftellten-SchicÄe«
sind besondere Sektton«» innerhalb des, VcV°
baiides zu bilden.

Halle «. G» Der Verb^rndSKtg wolle Zi»«

scKI besten: Die Gründung eines Einheits»eV
bar^es der HandÄsMgestellten auf steigsw«^
sctxrstlicher Grundlage Es kämen in Betrcx^d!
1, Allgemeiner Verband Deutsch« Baukb»m?l>«

Berlin, 2. Azigeftelltenverbanb des BuchhandeM,
Buch- und Zeitmngsgerr«rbes Berlin, 3. VerbasK
bei Bum»ualigest«llten Deutschlands, BerK«.
4. Verband Deutscher VersichMurigsbeaMT«^
München und b. Zentrawerbanld der, HandlunAls
gehilfen. Berlin, b) Anregung bei der ZenroÄK>
leitung eibiger Verband? zur Durchführung
Punktes s euren gWn»ÄnsaM«n VerbaridLi»K
obiyer Verbände einzuberufen.

Harburg. Die Ortsgruppe Harburg KB

ZnMVlverHarldeS der Haiidlumgsgehilfen erf»»N!
den Verbandst««, auf eir» mr^ichft schnelle «e»>

fchmelzung unseres Verbandes mit dem Verllxnch
der Bureauanyestellten Deiitschlands hinzuwirk«k.
Für urifere Beiwegung, befoiiderS in den kleiner«

Städten, würde die» eir« große ^starkung <K»

deuten. Auch in Hinficht am die jetzt so oft «S»

tretenden Grenzschwi»»rigkeitier., welche sich ««

nicht vermeiden Kissen, ist eine VerschinelMsrH
sehr erwünscht.

Jena. Bui^uangestelltenverband ift
Verll'and der Handlungsgelhilfen zu verschmerz»»».

Kattowitz. Herbeiführung der VerschmkA,
zung mit dem BureauangestelltenMerband.

Leipzig. Der Hauptvorstand wird be»ch>
tragt, die Verschmelzung mit dem Verband dW

Buuxruangesgellten sofort einJuteiten.
Stuttgart. Di? Verschmelzung mit d»

Verbände der Bmreauangeftellren ist möglicW
bald herberzuführen. Verschmelzung-Meswebunge«
rnit den Bankbeamten und Vcrsicherimysan»»«»
stellten sind einzuleiten.

Lohnbewegung.
Berlin. Bei Vereinbarungen oder TarH«

abfchlüssen stnd die Verbaiidsvertceter nur dm«k

l«rechtigt mridende Zusicherriingei>. <rbMgeb«M,
ivenn vorher die Zustimmung der beteiligten A«,

geftellten eingeholt wurde,

Gcra. Es mird b«irvtro?ge. zu befchliesz«««
B?n Be«iirbarungen mit dem Taristrint D»«>

scher Konsumverein« oder bei Tornfabschlüff«
nr« den einzelnen Genossenschaftet^ fteiht den V«^

txrndsrierrreteM «ich: KoS Recht Mi. bindends

Zirsicherungen für d« betreffetideZ' Genoss«»»

schaftsangestellten al^ugeben.. D» Verewbar»«»

gen sind nur MÄ da »or!)eri«en Zusttminuigg
du Gauvertreter abzu schließen.

Königsberg. Resolutisn! Bei Berei»

bavirngen rn« dem A-^famt Deutscher Kons««k
rvieine ode? bei ?ar^«Äbschlüssen mÄ den ««»

zelnen Gen^enschafte,» steh» de« VerdnmdSv«»

tcetern M<hr das Recht zu. bindende Zuficheriing«
für die l««5iligten <^nvssenschaftK-An^fteÄ«»«
abzugeben. Die Vereinbarungen find nur nM

der vorherigen Auftimmuus der GenosfenschastK»
aiigestellten abzuschließen.

Leipzig. Bei Vereinbar!uii>szn oder s«>

TarifabsÄiüssen sirid die VerbaM^rtreter ««

darmi berechr:gZ vinderde Zufichermngen'abs«s
geben> wcrm vorher die Zustimm«'i-V der

reiligten Angestellten eingichoA worden ist.

Znternationals.
Berlin. D~ Verbandst«« wolle SK°

schließen: Die 5i.,chi v!>n Delegierten, die M

den bevorstehenden internatiorVlen Kongress«
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Mwerkschaftlicher Art, dis Jitteressen der Kopf»

«beiter, insbesondere die der Handlungsgehilsen
»nd HamdlungsgehilftiVieir vertreten sollen

d) Die Einberufung eines internationalen

Kongresses der sveigcwerkschaftlich organisierten

Haridlungsgehilsen und Hakidliungsgehilsiiöneiu

Die unter » erwähnten Dsiegievten sollen müss-

Ächft über bvllendete Sprachtenntwisse verfügen

»od Mit den Verhältnissen des AuÄandes ver-

j»sut sein.
Frankfurt a. M. Der Verbandsvorstand

wird ersmcht, fofovr mit den HandlnligSgelhilfeir-
V»tbänden der «ußerderrtschcn Länder,- die »or

KM Kriege dem „Internationalen Händlungs»

ze?MfM^ekr«trrriat" angeschlossen waren, in

Berbilidung zu treten, um die schu«llste Wieider-

susrichtung dW .Internationalen Hanttungs»

»»ehÄfen^Sekretariaits" zu ermöglicheni.

Anstellungen.
Berlin. Om ein einheitliches Zusammen»

«Seiten der «rschiedenen Fachgruppen innerhalb

»miscres Verbandes zu gewährleisten, werden beim

Hcruptvorstcmd Sekretariate errichtet, die als

Aentralstellen bei Führung »sn LohnbeWegungen,

Gm Schaffung vvn Tarifverträgen^ bei der be»

eren Agitation inrrerhalb der betreffenden

gruppe usw. wirken sollen,

chemnitz. Es wird beaMragt: Der Ver»

Sandstag umge beschlieszen, daß für das Reichs-

«biet Wanlderredner angestellt werden. Diese

Men nur in den Großstädten und Industrie»

I^strken Agitation für die AnVestellten «r> Privat»

betrieben treiben, wo eigene OrtSbureccuS nicht

Aeftehen.
Frankfurt. Für den Rhein- und Mringau,

ssmfassend HessenMassau «id Hessen, ist ein

Gaubeamter anzustellen. Als Sitz deS Gau«

Beamten wird Frankfurt «n Main bestimmt.

Karlsruhe. D« Generalversamurlumg

»slle beschließen, Bader» und die linksrheinische

Pjalz werden vorn Wau Südiwestldeutfchlanb ge¬

trennt, für diesen Bezirk wird ein Gaiibeamler

milt dein Sitz in Ka^löru'he angestellt.

Kattowitz. Einsetzung eines BezirlsletterS

für Oberschlesien, ber Besoldung desselben aus

Verbandsmiiteln,

Rostock. Für .Mecklenburg (lschw««, und

Strelitzj isr ein besoldeter Beamter mit d«m Sitz

in "tostock m>,zu steilen.

Stuttgart. Von der Generalversammlung

werden Mindestgehälter für die Ortsbeamten

festgesetzt. Für Württemberg ist ein Gau¬

beamter mit dem Sntz in> Stuttgart anzustellen,

Kriegsonleihe.
Erfurt. Ferner protestiert der Verbandstag

gegen die eigenmächtige Zeichnung von Kriegs«

ausleihe feiteiiS des HairptvorstairdeS.
Gera. Die am 16. April 1S19 tagende Mit¬

gliederversammlung protestiert gegen die Zeich¬

nung von Kriegsanleihe aus Verbandsmitteln

seitens des Haupworstandes!. Sie svrdert, dahin

zu wirken, dah sämÄiche Protokolle der Vor-

sdändekoirserenZeii, der '^n«?ackkommisstmi ver¬

lesentlicht werden.

Königsberg. Die heute am 17. Nrwember

tagende NtttgKedervers<mlinl««g des Zentral¬

verbandes der Handlnngsgehillfen, Bezirk Königs¬

berg, protestiert gegen die Zeichmi'ng von Kriegs¬

anleihe seitens des HauVworstairdes. Sie er¬

sucht, dahin zu «wirken, dasz sämtliche Protokolle

der Vorstandekonferenzen der GeneralkomMission

der Gewerkschaften ve«n^rMcht werden.

Siverse.

Frankfurt a. M. Der Haupworftand wird

ersucht, bei der Regierung bahrn vorstellig zu

werden, dafz die Paragraphen in den Satzungen

der gegnerischen Handlu«gsgehilfeiwerbände, wo¬

nach bei Kündigung der Mitgliedschaft die Mit¬

glieder Wohl ihre Rechte verlieren, aber ihren

Pflichten gegenüber dem Verbände weiter nach¬

kommen müssen, aufgehoben werde,'., da diese

Paragraphen gegen die guten «itten verstoßen.

Ferner müsscn die Bestimmungen verschwiu»

dcn, wonach die weitere Mitgliedschaft einer

HiMtasse abhängig H?macht werden kann von

der weiteren Mitgliedschaft in den «treffenden

Verbünden. Anch dürfen ausgeschiedene Mi»

glieder niclit !>ei einer Hilfskäfse dovpelt be»

steuert wcrden.

Halle. Der Verbandstag wolle beMiegen:

Die ReichSrcgieriNüg ist zu ersuchen, srit gröszter

Beschleunigung eiue Veiordnung über die Ein»

füchrung von gesetzlichen Ferien für alle lauf»

männi schcn Angestellten zii erlassen.

Mannheim. Der Verbandstag wolle K».

schließen, datz zur Führung geioerkschastlicher

Käüipse ein StreirsondS «ngesammolt wird

Nürnberg. Die Gaukonferens b«rnrragt

eine Aenderung unseres Programms durch:

1. Forderung einer früheren Laden- »nd Kontor»

schwßstunde und Propagierung des sreien

SamStagnachMttngS als Vorbediiigung für eine

Verkürzung der Verkaufszeit «nr den S«mstagen.

S. Forderung eines freien halben Wochentags

für das im Verkauf beschäftigte Personal.

3. Forderurry deS aktiven und passiven WcchlrechtS

für die Gehilfen beider Geschlechter vom vollen»

deten 21, Lebensjahre.
GeiwssenschaftHbetriebe haben fich »ich!

immer als die sozialen Musterbetriebe erwiesen,

die sie eigentlich sein sollten.
Das ist für die Gewerkschaften Veranlassung,

ihre bisherige Stellung gegenüber den Genossen»

schaften zu überprüfen und sie künftig als kapitn»

listische Unternehmungen auf genossenschaftlicher
Grundlage zu betrachten.

Das bedingt für die Gewerkschaften bei ein»

tretenden Differenzen die Anwendung geiverk»

schaftlicher Mittel gegenüber den, Geiwssciischasiten

ebenso, wie gegenüber anderen N»ÄW>«dmun««^

ohne jede falsche Rücksicht.

Wahlreglement.
Für die Zusammensetzung des BerbandstageS und die Wahlen der

Aekegierten gelten die Bestimmungen Kn 84 bis 36 der Satzungen.

Danach bilden die Ortsgruppen, die am Sl. Dezember 1918 min»

Ostens 300 Mitglieder einschließlich der Kriegsteillnehiner zählten, einen

selbständigen Wahlkreis (SrÄiche Wahlkreise). Für Ortsgruppen mit

t»eiliger als 300 Mitgliedern werden einschließlich etwa vorhandener Tin»

Mmitglieder nach der geographischen Lage ,.PrMinzial°WaWreife" gs"

«ldet, die durchschnittlich 3«1 Mitglieder zählen.

Für jeden Wahlkreis wird vom Verbandsvorstund ein WahKorstehsr

«nannt. In den örtlichen Wahlkreisen, die in der Wahttreiseinteilung

»nter Nr. 1—LS aufgeführt sind, überiiimmt der Vorsitzende der Orts«

«iuppe die Gesckäfte des Wahlvorsteher». Die Wahlvorsteher der unter

Ar. 26—S3 ausgeführten Provinziab-Wahlkrerss find in der WahNreiZ»

Änteilung bekanntgemacht.

Allgemeine Vorschriften.

Wählbar und wahlberechtigt stnd «ur solche Mirgtteder, d» nicht s»t

H «der mehr Beiträgen im Rückstände, find. Bei Eintritt i« die Wchl»

lüvrfanimlung ftnd die Mit^ieösbücher vorzuzeigen und «ruf die Zahlung

der Beiträge zu prüfen.

Jede» Mitglied darf »ur einen Wimmzett«! und für jeden Kandi¬

daten nur eine Stimme abgeben. Als Kandidaten können nur solche Mit»

«lieber vorgeschlagen und gewählt werden, die in dem betreffeaiden Wahl»

«»ise wohnen. Der Sliminzettel darf höchstens soviel Namen urthaUen,

«lS in dem bk^effonden Wahlkreise Delegierte gu wählen sti-d Stunin»

Mtel mit mehr Rarneii find ungültig.

Die Wahlburftcher lzaSem sofort nach Feststellung des Wahlresults»

Mi Protokoll «i^unehinen, das von mindestens Kv«i hinzuzuAieheiiden

Tchmimengählern miwnteiAeichnet ssi» musz. D^S Vrstockoll mutz d«

Anzahl der <ck»zeaebenen StimmAetteZ, die Namen der «orgsschlagenem

Kandidaten und sie für diese abgegebene Stimmengahl, stsöie die 'Vo

KsmtHrchl dn abgegebenen Stimmen enthalten, AuS dem Protokoll

PMmgial-WahlÄeuse umsz such di« Anzahl der von jeder Ortsgruppe.

^Ser Zahlstelle «der von den Tin^»rNgliedern abgegebenen Stimmz«tt«l

erftchrkch sein. Ferner müssen die zMxihlten Del^iert«> Mter A:ig«S«

der Mitgslievsnummer, des Wohnorts »ud der auf «utstiSsnen Stiauiie»

desoichers angegeben sein. FormuKr« zu dsm ProtoksS «halten Äe

Wahlvorsteher «ugefandt.
Das Btcowrsll, die StMursottel und die dem Wahltwrsteher der Pro»

Ängial^WahlZreife schriftlich Kugegnngenen Wahlrssulwte auS Ortsgruppen

«nd Zahlstellen müssen bis zum 4. Juni beim Veribandsvorstand einge»

Sangen fein. Die gewählten DeleAepten werden in Nr. lg der »Hand»

wngsgehilfm»Zeituria" vom 11. Kini bekann'gemacht. Da« Mandat »nb

sonstiges Material erhalten ldie Delegierten vom Verbandsvorsw.nd As->

gesandt.

S. Oertliche Wahllrsife.

Die Vorschläge der Kandidaten in den Wahlkreisen Nr. 1—W sollen

i» dewseZlben Verfammlung gemacht werden, in der die Wahl dcr Delv»

gierten vorgenommen wird. Jn der Einladung zu der Versammlung muh

diese Wahl als besonderer Punkt der Tagesordnung angegeben nierden.

Die Wahl hat dirrch Stimmzettel zu «folgen. Da» Resultat muß in der»

selben Sitzung u»ter Hinzuziehung von mindestens zwei Mitgliedern fest»

gestellt werden. Als gewählt gelten diejenigen, die die meisten Stimmen

erhalten haben. Bei Stiinmengleichheit soll möglichst in derselben Ver»

fammlung Stichwahl vorgenommen wenden.

O. Prov:ttzia!»WLhlkrs.ffe.
Jn den «nt« Nr. S3—SS aufgeft'chrten Wahlkreisen sind Av«SchZZ

Kandidaten Ks^vschlagen. Die Vorschläge ver Ortsgruppen und Z«A>

stellen find deni Wahworfteher des betreffenden Wahlkreises bis s.

kchriftckich einzureichen, spät« emgeheuoe Vorschläge siird ungültig.

Der Wahds«rZteber ist verpflichtet, die Namen der vorgeschlagenen

Kandidaten «t«t SrHabe des Wohnorts und der Mirgliedsnummer bis

fpäteftcirS S. >c« bem Vorstände mitzuteilen. Tie Vorschläge werden ??I

Nr. 10 d« ,H«»d^ggs^hi!>«i-Zeitumg" vom 14. Mai veröffentlicht.

Ruch «fsizMr Bekanntmachiing si»d die Delegierten aus den Reihen

Ker für den be^essfsnd«, Wcchlrreis vorgeschlsgenen Kandidaten gil wählen.

Feöe Ortsgruppe «nd zede K^dlsteüe muß die Watst in einer Mitglicder»

sers^imlung »iÄe!z S^«mHettel ^rnehmen. Iii Ortsgruppen »nd

SaUsteKen, die mshrere tseiZ voneiMZnder liegende Orte urnfsss°n, und

dadurch den Mitgliedern d«c Bestich einer Wochentagsversammlung u?i»

möglich ist, fM d« BerstsnmKing an sinem Sonntag adgehsbtcn werden.

Das siesuK«^ h«r Wahl «it dem Wahl5»rsteher unter Beifügung d«

«tiMmzetiel zsit dem VeiMerk suf dem Briefumschlag »Wahtresjrltat^ ÄS

fpäteftenS A. ZK« «nguifraden. Die «VinAelmirglieder missen ihre»

Sti«uZkZ«ttel «»K S«Fabe d«S Namens »nd der MitgliedsniMmer «n des

für He srrst«nb»V«> W<chK»s^Kher «besfslls SiS spätestens 21. V!ai ein»

senden. Sp«-i« «i^ufie»ö» ResuttcckL Zäunen nicht mehr Zterücksichtig.

»erden.

Dn WahSr,mjft»der öffnet diese Brivfe «m 1, Juni «n Beisein von

UiindeftenS zw« Mligliedern und stellt mit bissen sofort das Gesamt»

refuSmt fest. lDenjenige Kandidat gUtells««rl?äh!!t,der die meisten Stunmen

erhalten hat. Bei StirnMengleichheir entWeidet duö LoS, das der Wahl»

Vorsteher AU Wehen hat.
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WahlZreissinöeilung.

Oertliche Wahlkreiss.
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Glieder «i>> die Or«»

gruspe Vegefack . . .

Staai Anhalt und t»n

Provinz Sachse«
die Ortsgruppen «dr«.
Aschttsleben, Calbe. HsZ-
berstadt Oucdlinburs.
Stensai, Tungerrnuss«
und Witteiiderg , , .
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Breslau, Äörlitz, Hirsch¬
berg u.id Waidcnsilrg .
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Ucbertrag

Ortsgr. GSrlitz, Hirsch,
berg. Wslocuburg . .

Provinzen Posen und Oft»

preuhcu ob« Königs»

berg und von West»

preutzen die Ortsgruppe
Dirfch»u

Provinzen Pommern und

Wejtpreichen ohne Dir»

schau

Dn brsndenblirgische Ne»

gterungsbezirt Frankfurt

Wahlvorsteher

Mar Alsu»

Kaüs'.vitz
RathLussn, S I

Mai Scüi'.g
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Paul Lang«
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Magdeburq, Halle, Mrr»
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suit

W!ll«Im MaichieZ

Rüstringen (Olddz.j
Vrevi« Str. «S

K Ortsgruppe Magdeburg
uns Einzelmitglied» du

Provinz Sachsen . . .

L7 Ortsgruppen Hall« «t. T..

McisevuiH. Weihemtei»

Ortsgruppe» Erfurt uns

Gotha

ss Sachsen- Weimsr-S!sena«,
Sachsen > Coburg ° Gotö«

ohne die Orisgruvv«
Gotha, Schwarzdurg.
Svndn»hs«se». OrtS»

gruvv« TiitzZ . , .

Sachsen-RUenbMki
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seid. Dortmund . . .
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Düsseldorf. Elberseld.

Essen. SaardriKte».
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Wahlvorsteher

Heinrich Hsdv,
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l»«z Hstle,

MüZzlfrr, A

Pnul Bach
Mssdebi»,

GeorgendlaH ZS

Jot, Schwei!«t

HvLe a. K.
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Wilhelm Boss«
E>furt

lm gelben Gut ZS

Olts Papst
Jena Lichtenhsi«

Muhlensir. S»IN

Uebertrag 78

Otto Jänick«
Bttenburg

Poschnet«^:rs».SU

LouiZ Opitz
»»»-DedschrsiH

Oststr. 7

Willy Hausse
Bochum

SteMftr, 1ZII

Hugo Neurohr
Hamborn
Smumstr.»
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44

45

Kte bsyerifch« Pfsiz. von

der Ryeinprovwz die

Onsgruppen Sa»»^

brtickeu. Wetzt«. Staat

Hege» .ohn« die Orts»

griippe'Ofsenbach . . .

Provt»z Hessen » Rsffaj,
ohne die Ortsgruppen

Frankfurt o. M.. Mainz,
Wiesbaden, vorn Staat

Hessen dte Ortsgrupp»

Ofsenbvch
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47
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iahlkrei,

Nebertrag 73

Ortsgruppe»
Wieddllve»

Mainz,

Staat Bilden

Staat Wilittenib»», und

von Bayern di« Orts»

gruppe« Augsburg,
ScmPkm. Würzburg .

Staat Bayern ohne die

Ortsgruppen Augsburg,
Kernpten, Würzburg uiid

ohne dt« bayerische
PssU

Wahlvorsteher

Fritz Haagma?!«
LiibuügShafcu a. Sis^

Si'gftiedsK.»

Joh, KSmdZn
Csffel

Bahnhossir. 1«

(VottsblsttZ

PH. Sott«««

Mainz
Varbarosssrtnz

Nr. 25/27

Friedrich XSpp«
KrirlsNihr <BsÄ«°Z
Siuppurrer Str. IS

Franz DspZ
Wirrzburg

Zellerstt. 14

51

52

Vom Staate Sachsen die

jireiehauxtincumschaften
Bauherr. Dresden. Leip»

zig ohn« di, Orts»

gruppen Dresden, Letp»

zig. Nies«. Meiben,
Grobenyaiii

Vom Staate Sachsen di«

Ortsgr. Ries», Meifzen,
Großenhain

Vom Staate Sachsen die

Kreishauvtmaniischcrft
Zwük«, oh,« dte Orts»

gruppe Aue

SS Vom Staate Sschse» dt«

Kreishoupttilannschaft
tZHemilitz. von dcr Kreis»

hlliiptmaniischaft Iwickau
dte Ortsgrupp« Aue und

ohn« di« Ortsgrupp«
Chemnitz
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Ludw. Ehrensb«g«
RegenSdurg
WeinmarU Z

Wax GnaueZ

ZiU»u
Prlnzenf». »

Maz Faber
Gröba b. Ries«
G.E.G.-Seiseililib,,

«rthur Thiem«
Zivickau i. S».

Dorothtenstr. 2S

«rthur G»i
An« I. Erzgeb.
Schlnchthofstr. ,

(Konisch

Die Bewegung in Hamburg.
Eine RieZenversammIung der kaufmänni»

schen und technischen Angestellten Hamburgs

fand am Freitag, den 11. Avrrl. in d« Börse

statt. Zum Punkt 1 der Tagesordnung: „Was

lehren uns die Angestelltensireiks in Berlin

und Lübeck?" referierte Weingörtner vom

Deutschen Werkmeisterverband. Er wies daraus

hin. dafz in beiden Orten durch die Schuld des

Unternehmertums der Frieden Mischen An»

gestellten und Unternehmern gestön ser. Die

Angestellten hätten lediglich das Bedürfnis ge»

habt, ihr? Gehalts» und Arbeitsbedingungen

den Zeitverhättnisscn entsprechend anget«fzt zu

sehen. Das unbelehrbar? Unternedriiertum

hatte geglaubt, den berechtigten Wünschen der

Angestellten nicht Siechnung trag?n zu müssen.

Die Folge seien die Streiks gewesen und ihr

Verlauf beweise, dafz durch die Geschlossenheit
und Einigkeit de? Angestellten auch diese zum

Ziele gelangen können.

Zu Punkt 2 der Tagesordnung: „Das

Ergebnis dcr Verhandlungen mit dem Arbeit»

geberverdand" referierte Flügger vom

Bund der technisch-industriellen Beoniten. Er

KneS daraus hin. dafz bereits seit Januar 1913

zwischen der Arbeitsgemeinschaft freier Ange»

stelltenverbände und dem Arbeitgeberverband

Verhandlungen übcr die Schaffung neu« Ge»

Halts- und Arbeitsbedingungen schweben. Dn

Arbeitgeberverband hat eine Taktik verfolgt,

die stch lediglich als ein Verschlevpungsmanö»
der bezeichnen läszt. Trotzdem sei es gelungen,

einen Rohmen»TarifveNrag zustande zu drin»

gen. dei wenigstens dte allgemeinen Fragen
einer Regelung entgegenführt. Aber auch der

Abschluß des Rahmen»Tarifvertrages. der

zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ver»

einbart war, lieh wochenlang auf sich warten.

Am 10. März bereits sei der Nahmen»Tarif»

vertrag fertiggestellt, und eS bedürfte über drei

Wochen, bis sich der Arbeitgeberverband bereit

erklärte, auch nur die formelle Unterzeichnung

vorzunehmen. Das EinvListändiiis der Arbeit»

gobcr, den Vcrtrag anzuerkennen, traf einen

Tag nachdem ein. als die Angestelltenverbäiide
bereits ein Ultimatum gestellt hatten. All«

Mitglieder hatten schon einen neuen Vertrag

angeregt, dessen Forderungen weitergingen als

die des Rahmenvertrages. Hier handelte es

sich um die Festsetzung der Arbeitszeit aus

42iH Stunden in der Woche. Festsetzung von

Mindestgehältern. Regelung der Ueberstunden.

Bezahlung des Urlaubsanspruchs uud des Mit»

bestimmungsrecht» der Angestcllten.
Ehrenteit vom Zentralverband der

Handlungsgehilfen überbrachte zunächst die

Grüsz? der im Streik befindlichen Berliner An»

gestellten, die sich geschlossen hinter die Ham»

burger Kollegen stellen. Er gab bekonnt, daß

bei einem eventuellen Streik die Angestellten

uicht allein ständen, sie könnten vielmehr da»

mit rechnen, die Sympathie seitens der gewerk»

fchaftlich organisierten Arbeiterschaft im vollen

Umfange zu besitzen. Er widersprach alsdann

lebhaft der Behauptung des Arbeitgeberver»

baiides als auch des Gewerkschaftsbundes kauf»

männischcr Angestelltenverbände, nach welcher
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die ftch der Arbeitsgemeinschaft freier Ange»

steNtenverbände angeZchlvsZeuen Organisierten

Tacifbruch begangen hätten. Umgekehrt läge

die Sache, der Arbeitgeberverband stat aus ilicl>

tigen Gründer, die Unterzeichnung des Ber»

träges verschleppt, und die Zwischenzeit sei von

den Mitgliedern des Arbeitgeberoerbandes be»

nutzt, worden, um den Verweb zu machen, mit

den Angestellten Vereinbarungen zu treffen

unter Ausschluß dsr zuständigen Organimtio»

nen, wonach sich die Angestellten verpflichten

Zollten, für die nächsten Monate überhaupt

keine neuen Forderungen zu erheben und ihrer

Organisation den Rücken zu kehren. Das sei

Tarifbruch, uud das Ultimatum der Arbeits»

gemeinschaft freier Angestelltenverbände sei

nichts mehr und nichts weniger gewesen als

sine Schutzmaßnahme, die ergriffen werden

mußte, un! die Rechte der Angestellten zu wah»

ren. Außerordentlich bedauerlich fei, daß den

Arbeitgebern im Gewerkschaftsbund kauftnänni»

scher Angestelltenverbände eine Schutztruppe

entstanden sei. Der Gewerkschaftsbund wußte,

Wie die Verhältnisse liegen, und er hätte sich

zu seiner Orientierung nicht an den Arbeit»

geberverband, sondern an die Arbeitsgemein»

schift freier Angestelltenverbände wenden

sollen. Daß er es nicht getan habe, sondern

seine ihm vom Arbeitgeberverband erteilten

Informationen dazu benutzte, um gegen die

Angestellten schmähliche Anwürfe zu richten,

sei der beste Beweis, wie wenig die Angestell»

ten sich auf den Gewerkfchaftsbund verlassen

können. Auf einen Zuruf „Einigkeit" erklärte

der Referent, die Arbeitsgemeinschaft freier

Angestelltenverbände sei bereit, mit allen Or»

ganisationen zusammen tätig zu sein, wenn

diese Organisationen sich aus den Boden des

Gewerkschaftskampfes stellten, die bei ihnen

organisierten Arbeitgeber aus ihren Reihen

hinauswerfen und jegliche materielle Unter»

stützung seitens der Unternehmer ablehnten.

Die Arbeitsgemeinschaft freier Angestelltenoer»

bände hat nicht das Bedürfnis, noch einmal

dasselbe Schauspiel zu erleben mie bei der Be»

wegun.g der Werftangestellten. Jede

Organisation, die mit der Arbeirsgc»

meinschaft freier Angestelltenverbände zu»

sammenzugehen beabsichtigt, müsse ge»

prüft werden auf die Reinheit ihre: Wäsche.

Tr erklärte, daß auch der Geduldsfaden der

Angeftellten reißen würde, wenu die Verband»

lungen weiter negativ seien. Nicht politische

Ziele sind es, die die Angestellten verfolgten,

sondern die Angestellten wollten, daß diese Be»

wegung ihre Gehalts» und Arbeitsbedingungen

auf ein höheres Niveau bringt. Jeder Versuch,

diese Bewegung zu politischen Zwecken zu miß»

brauchen, müsse energisch von den Angestellten

zurückgewiesen werden. Der Arbeitgeberver»

band hat sich bereit erklärt, am Montag dis

Verhandlungen aufzunehmen. Er hofft, daß ss

zu einem Ausgleich kommen werde, doch könnte

dieses nur geschehen, wenn die berechtigten

Forderungen der Angestellten bewilligt werden.

Sollte dies innerhalb 8 Tagen nicht der Fall

sein, so behält man sich vor, zur Selbfihilfe

zu greifen. Die Angestellten wären durchaus

entschlossen, den ihnen von den Arbeitgebern

hingeworfenen Fehdehandschuh aufzunehmen

und den Kampf bis zum endgültigen Ende

durchzuführen.
Nuch kurzer Diskussion wurde mir mehr

Äs M MV Stimmen folgende Entschließung

Bigenommen:
Die am Freitag, den 11. April, w der Börse

in Hamburg versammelte.!, kaufmännisch.«!! und

technischen Angeftellten des Stödtekomvlexes

Hamburg, Altona, Wandsbek und Hingebung

sprechen den um eine wirtschaftliche Besserstellung

?ämpsenden Berliner Berufskollegen ihr« marinste

Sympathie auS und erklären, dasz die Berliner

Kollegenschaft auf die «eitestgehende UsUer»

Uützung der Versammelten rechnen kann.

Die Versammlung weift mit Enrrüstrrng die

vor, Äsn Arbeitgeberverböriden im Bunde mit Sem

GewsrZschaNsbund kaufmännischer Angeftellten»
verbände ausgestellte Behauptung, als beabsichtig»

ten die iÄufmannischen und technischen Ange»

stellten leichtfertig «ine Machtprobe zu vernnfwl»

ten. zurück.

Zur Steuer der Wahrheit verweist die Äer»

sammlung auf folgende Tatsachen:

Bereits Anfang Januar 19t« richtete die Ar»

beitsMueinschaft freier AngejteUtenoerbände im

Auftrage der kaufmännischen und technischen An»

gestellten an den Arbeiigeberverb^ind Hamburg»

Altona das Ersuchen, diirch Tarifvertrag die Äe»

haltZ» und Arbeitsbedingungen der in Frage kom»

menden Angeftellten einer Neuordnung entgegen»

zuführen. Der Arbeitgeberverbanid Hamburg.

Altona Halle die angeführten Forderungen als

undiskutabel zurückgewiesen. Es bedürfte erst

eines energischen Protestes der Angestellter, in

einer am Ä. Januar im Rewerkschaftsbause

Hamburg siattgesundenen Versammlung, um den

Arbeitgeberiierband zu veranlassen, seine pr,u»

zipielle Bereitschaft zur Beratung der Arbeits¬

bedingungen zu erklären. Erst Wirte Februar

haben Sitzungen mit dem Arbeitgeöirverband

stattgefunden. Die Schwierigkeiten, die der Ar»

beitgeberveroand bei den Verbandlungen machte,

waren derart, dafz Äie Weiterverhandlungen

wiederholt in Frage gestellt waren. Dem euer»

gischen Drängen der Vertreter der Arbeit-»

gemeinschaft freier Angestelltenverbände ist es zu

verdanken, dasz ein Nabmenlorifvcrnag zwischen

der Arbeitsgemeinschaft und dem Ardeitgebcrver-

band fertiggestellt wurde, ein Radmenlarifverlrag,

der den Untcrverbcrnöen lediglich andeiingibi.^mit

der Arbeitsgemeinschaft freier Angesteiltenver»

bände llntertarife zu schließen. Vis zur Einbe»

rufung der heutigen Versammlung lagen defini»

live Erklärungen der Unicroerdände. wann sie

bereit seien, zur' Frage ..Schaffung von Unter-

Kirifen" Stellung zu nehmen, nicht vor. Die

BersaniüüMen sind der lbeberzcugung, bei der

bekannten Methode der Aröeitgeberverbnnde, Ta-

risbertrcigen für kaufmännische und technische An»

gestellte möglichst aus dem Wege zu geben. Die

Verhandlungen über die Schaffung der UiUer»

tarife wären noch wochenlang, hinausgeschoben

und es wäre noch weitere kostbare Zeit verloren

gegangen, hätte nichl die Arbeitsgemeinschaft

freier Angestelltenverbände schärfere Maßnahmen

in Aussicht gestellt. Erst der Hinweis der Ar»

beitSgemeinschan freier Angestelltenverbände, sag

die Angestellten zur Selbsthilfe greifen würden,

wenn ihrem berechtigten Verlangen nach Regelung

der Gehalts- und Arbeitsbedingungen nicht Rech¬

nung getragen würde, hat zur Folge gehabt, dasz

die Arbeitgeberverbäude sich nunmehr zu sofor-

iigen Verhandlungen bereit erklärten. Die kauf¬

männischen und technischen Angestellten müssen

«im schleunigster Erfüllung ihrer bescheidenen For»

derungen bestellen, um nicht in meitere Verschul¬

dung zii geraten, um nicht in höherem Mafze sls

bisher Not und Elend vreisgcaeben zu sein.

Die Versammelten stellen fest, 'dasz der Ge.»

merkschaftsbund kaufmännischer Angestellten««.!»

bände:

1. keine Forderungen sn den Arbeitgeber»

verband im Januar gerichtet bat,

Ä. dafz der Gemerkscdaftsbund lein Mandat

besitzt, um über die Forderungen der kauf»

männifchen und technischen Angcsiellten der

Industrie mit dem Arbeitgeberverbaiid zu

verhandeln,

S. daß der Gewerkschaftsbünd vom Arbeit»

gederberbiud zu Verhandlungen hinzu-,

gezogen ist, anscheinend in der Absicht, um

-als Prellblock grgen die Forderungen d5r

Arbeitsgemeinschaft freier Angefti-lltenver»

bäiids benutzt zu werden; wind der G>>

werkschaftsbund doch vom Ardeitgeberver¬

band selbst als wirtschaftSfriedltch

bezeichnet;

i. dasz der Gewerkschaftsbund in dein Augen¬

blick, wo es heiszt, in energischster Weise die

Interessen der Angestellren zu vertreten,

den urn cine wirtschaftliche Besserstellung

Zäurpfenden kaufmännischen irnd tech¬

nische« AiiLi'stcllten Hurch ein Flugblatt in

> den Rücken fällt und als Schutztruppe für

die Unternehmerinter^sen auftritt.

Die versammelten Angeftellten erklären, kxrsz

fie den Frieden in Handel und Industrie wollen,

aber leinen Frieden wollen, der lediglich auf

Kosten der Angeftellten aufrechterkalrer, wird Sie

sprechen der Arbe,««gemeinschaft ihr vollstes Per»

trauen aus und «suchen die Arbeitsgemeinschaft

tr««- AnMfveMernzerrmnjde, energiisch <ruf id:c weit»

gehenöstk Erfüllung der Forderungen der Ange»

stellten zu dringen.

Die kaufmännischen und technischen Ange»

stellten richten zugleich daö dringend Ersuche,!

an alle Angestellten, sich im Allgemeininteresse

sofort den sreigewerkschaftlichen Organisationen

der Angestellten anzuschließen.

Hsin, LshmKkM S Co.,

DÜMlKsrfsOSsrbslS.
Der achttägige Angestelltenstrsik bsi der

Firma Hein, Lehmann u. Co.. Aktiengesell¬

schaft sür Eisenronstruktion und Brückenbau,

Düsseldorf.Oberbilk. hat am 1. April INS

seinen Abschluß gefunden.

Die ungenügende Bezahlung vieler An»

gestillten und die Erinnerung an manche Miß»

stäiwe aus den M'iegsjcchren war die Ursach?

des Streiks. Den Ausbruch selbst führten sol-

gende Umstände herbei: Anfang Januar stell»

ten die Angestellten durch ihren Ausschuß di::

Forderung, die bestehende Teuerungszulage im

Betrage von 85 M!. für Verheiratete und <15

Mark für Ledige lvon der bisherigen Teue»

rungözulage waren ab 1. Januar INS 5U Mk.

dem GeKall? zugeschlagen) um 15» Mk. inoriat»

lich zu erhöhen, um sie dadurch den immer wei»

ter wachseirden Tsuerungsverhaltnissen cmzu»

passen Zu dieser Forderung glaubten die An»

gestellteu ein doppeltes Recht zu haben, einmal

weil ihnen im Oktober 1öl8 bereits eine bc>

sondere Teuerungszulage in Hob? von 250 Mr.,

geltend für di? Monat? Oktober. November,

Dezember, also W Mk. für den Mona! be»

willigt worden mar. und dann, wei! die Firma

oer Arbeiterbelsgsckxift des Werkes im Januar

anstandslos ganz bedeutende Lohn»

erhöhungen bewilligt hat. Der Lohn d!Z

25jährigen verheirateten Facharbeiters wurde

von 1.65 Mk. auf 3,50 Mk. gebracht, was einer

Lohnerhöhung von 150 Mk. monatlich in die»

sein Fall? gleichkam. Die Firma lehnte jedoch

die Forderung der Angestellten ab, unö als alle

Versuche des Ausschusses, auf gütlichem Wege

zum Ziele zu gelangen, fehlschlugen, wurde

die Angelegenheit dcm Schlichtungsaus¬

schuß unterbreitet. Dieser kam, nicht zu¬

letzt aus Grund von leiten der Firma

beigebrachten statistischen Materials, das aber

von dem Angestelltenausschuß scharf angefoch¬

ten uud in der Folge auch als fehlerhaft und

irreführend erwiesen wurde, zu einem völliz

ablehnenden Urleilsspruch. Es kann an dieser

Stelle dem SchlichiungSiiuSschuß der Vorwurs

nicht erspart werden, daß er durch sein «in»

Zeitiges Urteil ganz wesentlich dazu beigetragen

hat. den Streik heraufzubeschwören.

Einen weiteren unmittelbaren Streikanlaß

bildere dann Sie Stellung, die die Firma de".

zurückgekehrten Kriegsteilnehmern gegenüber

einnahm, von denen sie verlangte, daß sie zu

diw gleichen Gehaft trotz der starr verteuerten

Lebensverhältnissc wieder arbeiten sollten,

dem sie vor Eintritt ins Heer gearbeitet daiteu.

Die letzte Ursache schließlich, dasz üo.Ä

schwelende Feuer de, Unzufried-mbeij zur ofss»

nen Flamme aufbrach, koar die Behandlung

der Vmzelchner. Diese hatten trotz t.« Ent»

scheidung des Ichlichtungsausschustes ihr.?

durchaus berechtigten Forderungen auf Besser»

stelluug erneut aufgenommen, wurden .wer vou

der Direktion natürlich unter Berufung auf

den Schiedsspruch immer wieder abschlägig be«
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schieden, rs den Verhandlungen bingeschlepvt
und schließlich mit Eniwfiung brörohl. — C«>

mit wurden schließlich d« Vorzeichner und nnt

ihnen die Werkmeister Techniker und tauf»

mcinnischen Angestellre». die sich sämtlich iol>.

darisch auf ihre Seit? stellten, m den offenen
Kämpf getrieben. Su» legten ar?> 26. März
1S13 geschlossen die Arbeit nipö«. Nachdem
die Firma einen schwachen Versuch gem<M
hatte, durch ein „Einschreiben" Su Angestellten
zur Wier^eraufnahm? der ÄrbeU zu beweae»,
unter dem Hinweis, dM st? son!» „berechtigt"
sei, fristlos zu kündige». — ei« Versuch, d«

natürlich fedlschlug — tralen am !. Avril die

Werksdirektioi! uud der Anaenelltenausschuß
unter Hinzuziehung vsp Vertretern der Ar-

beitgeder- und Arbsitnehmerorganisationen als

beratende Teilnehme! im „Parlboie!" in Ver»

Handlungen die noch neunstündiger Dauer z«

einem tur die Angestellten günstigen Abschluß
kansen. ^ Folgende Vereinborungen murden

getroffen:
l. sämtliche -AngefteUre mit ÄuSnayme i-er

jugendlttben »nter 2S Jahrert, dn weiblichen und

der Lehrlinge, über die sich ine Direltivl, beson¬

dere Ab in achun gen gemeinsam mir dem Än-^e,
steUiennnSschiisj l,ardebä!<. erhalten: al» l. 4. IftlS

eine Erhöhung der monatlichen Teue»

rungszulage uns 100 Ml für Ver»

heirai « rc und um LO M Z. für Ledige,
wovon die Hälfte dem Gehalt zuge»

schlagen wird.

L. Unter der Voraussetzung, dasz die Arbeit

sm L. 1. !9t9 restlos wiederaufgenonrmen wird.,

erllän sich die Firm«, bereit, keinen Ee»

Haltsabzug für die Ta.ze. an denen

nichi gearbeiter worden ist. ein¬

treten KL lassen.
8, Die aus dem Felde zurückgekehrten An»

gestellter, erhalten auf das Grundgehalt
von ! 9 I 4 eine monatliche Zulage
von 69 V Z. statt der bisberigen Zulage.

4, Bezüglich der Gratifikation für die

Vorzeichner und Festlegung der Urlaubs-

dauer iind Vereinbarungen zwischen Direktion

und Angestelltenausschuß zu treffen.

Die Frage, ob die Vorzeichner zu den Bu»

«au- oder Bctriebsbeamten gehören, ist von dn

Direktion zu entscheiden

Die vorstehenden Vereinbarungen gelten für
Angestellte mit einem Iabreseinkommen bis zu
1S0W MZ.

Die Vereinbarungen wurden in der im

Anschluß an diese Sitzung einberufenen Werks-

Versammlung nach längerer Beratung von den

Angestellten — wenn auch nich! einstimmig —

angenommen, womit der Streik sein Ende er»

reicht hat.

Interessant dürfte noch Sir Feststellung
sein, daß die Stenotypistinnen über M Jahre
inzwischen eine Zulage von 58 Mk.. die Tel»-

phonisiinnen eine Zulage von 42 Mk. erhalten
haben, wovon 3« Mk. bzw. 25 Mk. dem Gebalt

zugeschlagen werden.
'

Aus dem Verlauf dieses in mehr als einer

Hinsicht lehrreichen Kampfes ergibt ftch eine

Neche Folgerungen:
Es wäre falsch, der Firma. Hein, Leb-

Mann u. Co, den Vorwurf zu machen, daß sie
im Durchsckwitt ihre Angestellten schlechter eru

lohnt Kätu? als diejenigen ander?? Werke; aber

du Angestelltengehäiter standen eben iu ein?m

nicht mebr erträglichen Mißverhältnis zu der

Lebensvert?uerung.
Die Angestellte» ihal»« hier durch das ei-»»

Mutig? Zusammenstehe» all« Fachgruppen
vkir Unternehmern und sich selbst den Beweis

ßrchefert, i«>; st? geschlossen such eine Maöa

sind, besond?rS wenn t> bei ihren Fordermrg?«
die Sympathie der Bibeiterbelegschatt aus ihre
Seite haben wie es h»r der Fall war, und ds?

Unternehmer werden in Zukunft mit such??
Macht rechnen müsse».

EZbsrfM-Bsrmsn.
Ed>enss w» in anderen Orten Hut «ach in

ElberfeW--Barmeii der Zentralverband eine große
Mitgliederzunahm^ zu verzeichnen, Fn ganz

kurze: Zeit Hai fts? die Mitgliederzahl verdrei¬

facht War d« Anstellung eines Ortsbeamten

vor dem Kriege schon in Erwägung gezogen, so
würd? sie jet5> zur glmiiiyenden Normenldig.
Seit. I» sff?n«icr«n Bersammluiinen besvrach

Kollege Storch-Düsseldon die Verbefferung
öer L«hn» un« Arbeitsverhältnisi»? i« den

Kauf- unö Warenhäusern, Kollege Ueber-Berlin

üb?r lr>i? der Versiazerungsangestellten. Außer¬
dem referierte Kollege Siorch-Düsseldors über dic.

Frage. „Sollen die Errungenschaften de> Ber¬

liner Kellegen aum bei den hiesigen Versiche¬
rungsgesellschaften durchgesetzt werden. Kollege
Dröner sprach ni einer öffentlichen Versamin-
lung,. in welcher j^egen die Bestrebungen des hie¬
sige« Wewerbeamts, den kaufmännischen Ange¬
stellten die achtstündige Arl^itszeit zu nehmen,

protestiert wurde In zahlreichen Betriebs-

beiprecbungen wnrdcn die Äeballs- und Arbeits-

Verhältnisse bei vielen Firmen besprochen, und

über Verbesscrunger derselben beraren.

Mi! mehreren Firmcn murden Vertrage ab¬

geschlossen, die eine Verbesserung der Gehalts-
unö Brbeitsverhältnisse bcdeutcn. So mit dem

grössten» Warenhaus in Elberseld-Baruren der

Firms
Leonh. Tietz, Elberfeld

die Gebälter bis ZA! Mk. wurden um 33>Z Proz..
bis Ml. um S6 Proz, und bis 400 um 15 Pro¬
zent erhöht. Verheiratete und Witwcn mit Kin¬

dern erhalten eine Extrarergütung von S Proz,
Ueberstunden werden bezahlt. Das Verfügungs-
recht über die Strafgelder wird dcm Angestellten¬
ausschuß übertragen. Die 1914 vorgenommenen
Kürzungen der Gehälter werden zurückbezahlt.
Mit der Firma

Leonh. Tiey, Bnrmen

murde derselbe Vertrag abgeschlossen, ebenfalls
mit der Firma

lÄeiiriiser Alsberg, Barmen

die GelzaltskürzungÄl bis zum März 1916 vor¬

genommen hatte.
Dis Firma

M. Bär, Elberfeld

gemährte dieselben Zugeständnisse. Die Lageristen
erhielten eine Zulage von 40 Vroz.

Die Firma
M. Bär, Bsrmen

zahlt das gekürzte Gchalt für Felzlianc zurück
und gewährt ebenso wie die Firma M. Bär, El»

berfeld. nach b jähriger Reicbäiligunosdauer drei

Wochcn Ferien.
Die Firma

Gebrüder A:e>berg. Eibcrtrld

machte ihren Angestellten aus eine Eingabe des

Verbandes zufriedenstellende Zugeständnisse, wäh¬
rend die Firma

Michel 5 Co., Nachf., Elberfclb

versuchte, ihr Personal durch mangelhafte Zuge¬
ständnisse zu beschwichtigen,

Einc ganze Reihe von Firmen machte nach

dem Vorgehen des Zentralverbandes ihren An¬

gestellte:! ähnliche Zugeständnisse, wie sie bei den

genannten Firmen erreich! worden waren,, ohne
erst ei?? Eingreifen l cs Zentralverbandes abzu¬
warten.

Aber nicht nur bei den Waren» und Kauf¬
häusern wurde».? Verbesserungen der Lohn- und

Arbeitsverhältnifse erftrebt, es schweben zurzeit
mehre» Lohnbewegungen bei Firmen dcr In¬
dustrie und des GrohKnndels.

Krupp, Esssn,
K« einer trächtigen Kuichgoburi^ gestattete

sich «es« Versamuöung der Kruppschen kauf«
umiunschei: unö Z<chnj,sch«n Angestellte:^, die am

22. lMürz im störrischen S«rllbau fKNtfand, zu
der rve^ übe? WZllO Besuch.^ erschienen waren.

Die EiiÄsdung w«r Ksm vorläufigen Angestellten-
ausschich ergangeii,. Se»,z iängerei. Zeir schon
verbrngi« die Kngeftellten die sieben siün
diße, u »ge t«il?e ArösitsJeiit. um nnch
Bi!re»»ifchlust noch etivas frei« Zeii für ihre
eigewe» Wn^legenheiten gu haben, sodann aber

such, um nichl» roöhr««i> dvr MUSagSze»,? d<«

Het/jagid ii«ch ihrer, z^M Teil setz»' emt-f^rrne^»
Wllhrmngen inschen M müffenr Gs» Aussch»^
Mitglied ber-ichtet»? übe? d« inst Ke? Firm« u?5

m« Herrn K«ipp von FÄHle« u«K Hallxich gü>

oflogenen Verhan!dlu?ig«n. Ds» Firmi« >oa»r

kl^g. sich rmchs schrvst ableihniet-ch z«, verhalie«.
ivi.Ä'!« aber rsrrr di? 7^sta«Än>zö Arde^-zsit M»M>

flehen, die zudem erst u«, < Uh? mnhmiiÄrKk
enlden sollte. Wichtige iöe'lrri'^in'trresstn hinti«''
len» sie angeblich, d« Liursaus früher W schließen.
Mehr «war bisher trsh aller B«rrüHun»gew »ich»
yenausguhulen. In der DlsZufflO» sprachen en»

N«h>» Redner aus der BersammiunA die dunch»
n»?^ mit dem Zugesrnnbnis der Firm« Ni et>t

zufrieden marsr». Als Verrrebes uri'st'reS Ze»-
rralverbanides nahm KixlKeg? Ltichaist arsr

Düsseldorf dos Wonl, Er bez«ichn«^ die von d«

Firma beabsichtigt« Regelung als völlig unKS»

reichend, da hierbei ein Borteu für d« Angcsbell.
i?7!i. die meislcns sehr weite Weg« zu machen
haben, nicht mehr herauskomme. Wären die An»

gestellten straff fteigewerrschaftlich orffaNisierö,. st
hätte es die Firina nicht wagen können, sie ss
abzuspeisen,. Die Arbeiter häiren ^wattige Er»

folge erzielt, st dasz sie bezüglich Bezahbung. Ar»

beitszeit usw. ganz wesentlich besser dastünde?
aUt, die Angestellten, obwohl diese stch vor, dev

Harmonieverbänden iinmsr noch Vorreden lasstn
sie seien eine 'besondere., zum Mttelstand gebö»
rende Schirizz. die iiber den» Arbeitern steh»
Besonders rechnete Kollege L^ckan'« auch nM

einem Herrn ad, der sich der Versammlung al«

Beurreder dei Unorguivisierien- vorstellte. Nu.T

menn die Angesielllen der ökmwmischen Wachl
der Firma die geschlossene Mach? ihrer gewerk»
fürstlichen Organisation gegenüberstellen als

Fordernde, nicht als Bitisteller, wenn sie
ferner ihren Standesdünkel ablegen und mit der

Arbeiterschaft zusammen marschieren, können sie
auf Erfüllung ihver mir zu berechtigten Wünsch«
rechnen. Aus dieser Erkenntnis heraus müssen
Die Angestellten die Konfcqucnzen ziehen urck

ihre JntercsscnoerNelung den Organisationen
übertragen, die wirklich, nicht nur Lern Name?:

nach, ans dem Boden der Gewerkschaften stehen.
Dcr Redner des Zentralverbandes errüek»

mi: seinen wirkungsvoll vorgetragenen Aus»

führungen stürmische Zustimmung der Versamm.
lungsmehrheii. Die rMchfolgenden Redner, von

denen, einige mit den allen Redensarten vom Vis»

herifl.cn guten Einvern>ehm«n zwischen der Firm«
unb den Angestellten die Besucher zu ködern »er»

suchten, hallen wenig, Glück. Die Angestellter
sind es endlich auch bei der Firn«, Krupp satt ge.

worden, sich immer wieder vertrösten zu lassen
Einer Anregung des Kollegen Lachaise zufolgk

wurde beschlossen», dich die O r«a n i fa t i o n s »

Vertreter mst deni Angestelltenmisschufz noch»
inals bei der Firma vorstellig werden sollen, um
d« Annuhme der Forderung der Angestellter»
durchzusetzen.

Enidlich dämmert also auch dei Krupp, we

bisher der gelbe Beamtenverbanid das allein Mo-z»

liche war. Ein Teil der Angestellten hat sich be»

reits unserer Esfen>er Ortsgruppe angeschlossen,
aber das genügt noch King? nicht. Hier isl ei?,

dankbares Arbeitsfeld' für unsere Kollegen i«

Essen, Sie dürfen n-icht rasten. ViK auch de?

letzte Angestellte den, Weg zu unHerem Berbarij«

gefunden» hm. Es ift ja nick: dir Frage der Ar»»

l>eirszLit allein, die die Kruppschen Angestellten
interessiert, sondcrn auch ii, bezur, auf UrKilÄ»

uxid^Vezcchlnn« liegt bei der Firma, die sick se
sie! auf ihn. Wohlfalhrtseinrichiungen zugntt
!ui. noch manches im Argen, Man sollte nich?

glariben, daß ein Unternehmen, d«^ !»rhrenld deS

Krieges so auszerordentlich hohe Gewinne erzielte,
liinite noch feinen» Aufstellten GrhWtr: Ka>HK. d«

als völlig unzureichend bezeichnet werden müsse»,
M< Hilfe ilhrer gsiuerftchaMicKen Or-garrifatianen,,
unv das ist für die k^chin»ä»lirkis''b»r! Angestellie«
!«.» ZerntraKierband der H^ndK,n»gs'^i!!sen>, u«r»d

es gelingen, hie^. Wandel zn schaffen.

Offsnbach.
Auch lper in Off«ch«ch Kck lder Gv>

d«nre dsö gMerkststaftlichen Zustsmm^schdrHsS
unter den kaufmännischen AngesteLtcs! mehr u«!h

mehr Platz gegriffen, Wenn iroch vor und w<iH<
reich deo Kriege? die Mr^ieHsttisifZ der Ort!^

gruppe sich hauptsächlich auS Angeftellten ds«

Ärveiterunternehmungen zusammenfetzte, ss hsüS,
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«ich hier d« Revolution in Verbindung mit tat»

Kräftiger Agitation eine Umwälzung hervor»

gerufen. Such d,^ Angestellten ber Privatbetriebe

haben angefangen einzusehen, daß nur solche Or»

ganisationen tn der Lage sind, die wirtschaftlichen

Verhältnisse der Angestellten zu bessern, die ge»

Sützt auf Gre srsigewert^chaWiche Grundlage,

«nt aller tdraft und rücksichtslos die Interessen
Ker Angestellten mit Erfolg vertreten können. Auf

Krund dies« Erkenntnis ift der Anschlich der

«ngeftellten an unfern Zentralverband wie aller»

»srtS «uch m Offenbach recht stark geworden.

N«ch die Mitglioder der gegnerischen Verbände

Kunmen noch uiid nach gu dieser Ueberzeugung
«tb kehren ihren alten Verbänden allmählich den

Kücken. Jedenfalls ift es ein erfreuliches Zeichen,

d»ch die hiesige Ortsgruppe ihren Mitgliederstand
ir« Anfang dieses Jahres bereits versechsfachen
Kannte. DaS Hauptaugenmerk der Organisation
»ar natürlich auf die zum Teil erbärmlichen

W^haltsverhältntffe der Angestellten gerichtet; eS

»urden bei den verschiedensten Firmen Gehalts»

«rhöhungen, Teuerungszulagen unb Entschul»

j«ngssummen durchgesetzt. Auch haben verschie»

ü«ne Firmen, «ls sie den Einfluß des Zentral»

«rbandeS bei ihren Angestellten wahrnahmen,
j» aller Eile sogenannte »freiwillige Gehaltsanf»

Hesserungen" vorgenommen. Um nun die bisher

K verschiedenartig gelagerten Lohn» und Arbeits»

iierhältnisse der Angeftellten im allgemeinen zu

«geln. würd« den Unternehmerorganisationen
«n Tarifentwurf vorgelegt, der nach langwierigen

B«chandlunger. Krftemde kam, und der in der

luchsten Niiunner umseres Blattes abgedruckt
«nden wird.

Wenn auch zugegeben werden mufz, dasz der

«^geschlossene Vertrag in sehr vielen Punkten den

serechten Wünschen der Angeftellten nicht eni»

Kricht, s« bringt « doch für viele Angestellte
»aterielle Vorteile; er ift vor allen Dingen gegen»

Aber dem früheren wilden Verhältnis ein Fort»

schritt, an dem in allernächster Zeit weiter gebaut
»erden kann. Das kann aber nur geschehen,
»enn wir uns noch mehr zu einer mächtigen Or»

ganisation am Platze entwickeln. Aufgabe der

Kolleginnen und Kollegen mufz es nun sein, alles

daran zu setzen, um auch den letzten uns noch

Fernstehenden unserer Organisation zuzuführen.

Zuschriften aller Art sind an deii Vorsitzenden,

Kollegen I. Bock. Offenbach, Waldstr. 111, ,u

richten.

Zwischen den Firmen Fr. Methlow, Gedr.

Rothschild und H. Tietz einerseits, vertreten durch
Zser» Allgemeinen Arbeitgeberverband für die

Kreise Heidelberg und Mosbach e. V. und dem

Zentralverband der Handlungsgehilfen anderer»

Zeits ist «ur 1. März folgende
Vereinbarung

zxtroffem worden:

Die mannlichen und Weiblichen Angestellten,
S>« weniger slö bl» Mk. pro Monat Gehalt be»

stehen, sowie Putzmacherinnen, die in diese Ge»

rlisskala, gehören, erhalten sine einmalige ^rt»

Huldungssumme — sofort zahlbar — nach

»igender Mastgabe: li» M?. fstr die seit 1814

der Firma Beschäftigten, ISS M. für die seit

iiSIS bei der Firma Beschäftigten, IM Ml. für b«

Wt «IS dei der Firma Beschäftigten. Tb MZ. für

«e seit iöl? bei der Firma Beschäfrigten, SV MZ.

Dr die fei« !t»18 bei «r Firma Beschäftigten,
iS MZ. für sie nach dem 1. Oktober 1918 Ginge.

Kelenen pro Monat iMs Sl. Degember ISIS).

Wör Lehrmädchen und Kehrlinge werben SiZ Bro»

»^»t der vorstehend aufgeführten Sätze bezahlt.
Die Zinnen S. Methlow snrd H. Tietz rqpi»

idberen die Gehälter chr» Angestellten und Putz»

«ercherinnen sne folgt: Wz igy MZ. einschließlich

^ntt ciz« Aufbesserung so» SV Prozent, bis

t?>s> MZ. einschließlich tritt erne Aufbesserung ssn

» Prozent, öder M. Kitt eine Ausbeffe»

tBSig vom iÄ Prozenit »nn.

Da« erföchte «sH«lt Seginnt Mit

1. «Srg 1919.

Die Firma Friedrich Vcethlo» ermäßig! chre

Mllzerige Nmfatzprotnfion im» Prozent «uf

N> Prozent.
Die Firmen derpflichten sich, irgendwelche

Maßregelirngen wegen der Lohnbewegung nicht zu

lmternehmen.

Rundschau

B« Her Handelshochschule Berlin ift

die erste Jmmarrituiation für das Sommer»

semefter tSl9 auf Sonnabend, Sen W. Livril. fest»

gesetzt. Das Nähere ersehen, «e Äeser «uS der

auftlichen Be^riirtmachung «n Jchevatenteii
dieser Zeitung.

Vereinsmitteilungen

Bugsburg.
Jeden 1. MoMag tm Monat i» «<rs« Unio», «ai'er»

straße !», abends 7 Ubr. Mitglie««versammlu»a: jeden

Freitag abend gesellige Zusammenkunft.
— M« Schaff»

l«, 1. Vorsitzender, Söggingen, von der Oftenstr. IS.

Berlin.
Das »erdandSbnrenn befindet ftch Mtinzstr. « rmd tst

geöffnet: täglich von 1« dis » Utzr, auch «.«»tags

und Freitags von S bis 7 «r. ««»»abends

nur von 1« bis 1 Ubr.
ES „trd gebeten, BeittagSeinzalltungen «Sgltchst

vierteljährlich im vonruS zu leisten »nd bei Postein»

Zahlungen nur das Postscheckkonto Seriin

NW. 7 «r, 5S»2S M»z Wetzl«»d, Kassierer.

Münzstr. 2«, >» benutzen, «nch machen wir

nochmals mit die neuen Beitragssätze «smerksam. llllle

rückständigen Beiträge ftnd ebenfalls «t neuen «itzeu »

zahlen.
Dn Beitrag betrögt M

«lalle l S,— SS.
U ».« .

,
NI l.so ,

,
rr 1.L0 , ,

v g.so »

Die »erdandSzeUnn, »ir« den Mitgliedern lmrch die

Betriebsv«trauenSleute oder durch Bostzeitungsliftk z«.

gestellt. Wir biUen, Reklamationen über «wünktliche

Zustellung zunächst an den BeNiebSvertrauensmann oder

das zuständige Bestellroftamt gelangen zu lassen. Bleibt

dieser Schritt ohne erfolg, so wird s» Benachrichtigung

an das ««bandSbureou. »bt, .LetmngSezveditwn" ge»

^^Maiseter. Aus Beschwß der ««liner SewerkschaftS»

kommisfion finden keine gewerlschastlichen Maro«samm>

lungen itaU. Die Mitglieder werd« gebeten, ftch voll»

zählig an den Verunstaltungen ihrer Politischen Partei zu

^^Tageswanderung de» «ezir» „S«fZ.Bnlw" m»

Sonntag, den 11. l«ai. Bahnhof Schön »aide—

Gorinsee—Siepnitzsee—Wandlitz. Wegslrecke 22 kUwmeter

Fahrgeld 1,S0 Mk, «bsahrt Stetttner «orort»Bhl. 7.42

Uhr nach Reimckendorf.Rosenthal. »eit« mit d« «lem»

bahn (Vorort. und KUinbahnlart, tn »erllg

lösen.) KSbreierkenimngszeichen: .HandlungSsehusen»

^"We'«olleginnen »»d «ollegen »on »alUierse, «lt»

dersdorf, Hennickendorf, Fredersdors «nb rlmgegead wer»

den gebeten, ihre Adrefle zwecks Bildung eines Bezirks

an den Kollegen Karl Mill«. «aUberge. «an»!». 7. »

richten.

BezirksverfsmNlnnge» finden ftstt:

Freitag, drn 2. Mai, «beuSS 7^/« Uhr:

Bez. SLd»We«. Srndenhos. Ltndenftr. »»- _^s?sord.

nung- 1 Ziortrag deS «oi^en «Msmann: .Russische Er»

lsbniije" 2. Diskussion, S. »ecbandSangelegcnhelten.

4 Serschiedenes. «emülliches Beisammensein.

«ez. »eini»tk.-a>orf.«est. Restaurant Herm. Debnicke, «ei»

Nickendurf.West, Sa»rm,eberstr. LL. t. Neui«ls«ni«ung

des Bezirks und Wahl einer Bezirksleitung. », Ber»

bandsanaelegenheiten. Z. Serschi«t>«les.

Bez. StegltH. Im «rokiM Saal des ,Logenrestr«r«!a' »

Steglitz, Albrechttlr. lIL». ZsgeSordnungi l. Ser»

bandZangslegenheUen. 2. Neuwahl eines t. ZiezirkS»

führerS »»d edenkse!! Ersatzwahlen skr Si« «>iiZ«rionS>

Zommisfton. 5. «eschäftltches. t. ««schiede»«».

Montag, den 5. Mai, «beudS 8 Mr:

Bezirk S»tsdmn»N«»sü>ek. MSmarck, SstZt>2M,

Waifenlrr, S«, 1. «orrra«. 2. S«^^öang«t««,,ii>tUen.

S. B^iirechung >»rl«eS BezirlSisergnügenS. t. Grün»

Kurig einer Wander»r«>t». i. «»rssiedene».

Mittwoch, de» 7. Msi, «denSS ?Vz Nh?:

Bez. Zdud^Zefte». »rsnev.Brau««, SUsMoadU «S/4S.

New« Ssai l. 1. Vortrag !«s »oklegen Zritz «ogor!

Sber: .Matgedunkeg». Z. Z!erba«>SangeIegenb?U«n.

Bez. «Semdan. NestsurNrt Patzenhot«, S!r«so»»Ktz. t. Sor»

trag deS Kollegcn Sildt »bei Lu«k usd Siel 5« »e»sr!>

schaft, S, Lerb»ni>SangeIege,i>eiten.

Bez. rretztom.Ba««s««le«weg. !Sesta»rant »Lresww«

«lause^, Slsenslr. 27138, SS, jeiesholzstrndr. l. Ber»

bandsangelegenheitl.ii. S. Bezirtsangelegenheiteu.

5. Verschiedenes.

Bez. kSkiSeusee. Kcste»«nt Kentz. Lettin« »See ^sSS,

, Sck« Sehsersrcab«. l. «orrrsg t« «ollegt» Sehn«:

»WaS «warten «r dcm SerdanöSts«?' S. »»bsrids«

sngelegenheiten. Z. KerschieseueS.

Donnerstag, den K. M«i, sbcndS 7V, Nhr:

Bez. ««Se» ! («ofeMhel« Sortts«, S>«s»ichl»«r»en1.

Oswald Berlin«, Brunnens», 140. 1. Bezirks»

angelegenheiten. 2. »»schiedenes. Kachher gemütliSeS

Beisammeusetn »ch Tanz. «ezictsi^nktionSrsitzung

jetzt ständig jeden Z. Doinierstag im Moiiui, ibendS

7z<< Ubr, im «estanram Hohn, Usedomstr. 2S.

««. «,rden II (Schönbcmser ZZorstsdt). Achtuim, neucS

Lokal: »Lambertz' FestsSle", Schönhauser Allee t2S,

1. «ortrag des Kollegen Wendland: »Der Maigedentc».

2. Geschäftliches. S. verschieden«. Nachdem gemSt»

liches Beisammensein.
B«. «orde» m. GermaiiiafSIe. ikhausseeftr. 110.

1. Vortrag des Kollegen Morgenstern Kv«: »FveigelH

mid Weltwirtschaft'. 2. Sc,chäItIicheS. SerschiedeneS.

Bez. «ord^Zsten. UnionS»Kestsä!e, «reifSwald« Srr.

.!Äi—222, r. ,KZ«S MiweiiiminungSre«! und leine

Bedeutung «r Anaefiellien». SrelereM: Kolle««

Vutigenbach. 2. Geschäftliches. S. SerschledeneS.

«uchdem geselliges Beisammensein. Donnerstag,

Scn 1. Mai ISIS, ülusllug nach Schulzendors—

regei. rressvunlt 1«, llhr Steltinn «orortbahnhos.

SSr Nachzügl« « Uhr Waldrestaurant Schulzendorf.

»ez. Osten. «eftaurani Heinrich, Große Frankfurt«

Straße 30 ium Stransberger VIatz). 1. «ortrag. 2. Ber»

^andsangeiegeiibeiten, Z. Berschiedenes.

Bez. Westen. Restaurant .Ztattonalhof", Biilowstr. ST.

t. Verbaiid^angelcgünheiten, 2. Verschiedenes, Nach»

dem^ GemüllicheS Beisammensein.
Bez. «hi>rlo,,end»rg. VollshauS, Rostnenstr. S (Kleiner

L<«il). 1, «ortrag. 2. ««bandsangelegenheites.

Verschiedenes.
Sez. »arlshor»—OderfchSneweide—Köpent«—Friedrichs,

Hagen. Restaurant Kaissrhos. Köpenick. Grünstr. IS.

S«. Lichtenberg. Logen>Kasino, Knorrvromenade ».

i. Vortrag deS «ollegen gange über: .Die Bewert»

schaften uird dir neue Zeit". 2. Geschäftliches. See»

schiedenes. Semüilichcs Beisammenfein,

Sez. Pantow.Nicderschiiiiliausen. Achtung r»ueS L,k«ll

Restaurant »rürlilches Zelt", Pankow. Breitest!.

1. Vorlrag der Kollegin Schrodeck: „Mein Ausenthaii

i» d« Türkei", 2, Verbandsangelegenheiten. S. Aer»

schiedenes. Nachher gemütliches Beisammensein.

Bez. Tegel. «estaurcint Lindengarten, Tegel. Bcrlt«»

Str. US, 1. Vortrag. 2. Verliandsangelegenheiten.

Slj. Eichmalde. Restaurant Friedrich, Vahnhofstr. t.

t. Vortrag deS Lehrers Schuidt üb«: »Religion S5»

Sozialismus". 2. Verbandsangelegenheiten.

Bez. Schöneberg. Restaurant »Nationalhof", Bllwwstr. «k.

1. Berbandsangelegenheiten. 2. Verschiedenes. Zü«b»

dem: Gemütliches Beisammensein,

Sez. Steglitz. (Umfassend die Orte: Friedenau, S«H»

öichterseld«, Steglitz, Südende, Lnnkwitz, DoHl«,

Lehlendorf. Wilmersdorf.) Logenreslaurant Ste«!«,

«lbrechtstiake. 1. Vortrag. 2. V«bands» und V,,KkS

«lgelegenheiten. S. Verschiedenes.

Freitag, den 9. Mai, abends 7Vs Uhr:
Sez. Siid.Ost. Restaurant „Versöhnunashalle", «e»»

«m« Str. 14. l. Vortrag. 2, Diskussion. 3. »«»

bandsangclcgenheiten, V«fchieöenes. Nachdem: V»>

«rötliches Beisammensein,

Bez. Süden: Eaf« Heime, Hasenbaide 40/44. 1. »«r»g

des Kollegen Schindler: „DaS Tatzlorshstem im Hunt»»?»

gewerbe und die ncue Zeit". 2, Wahl einer Bezm»,

Kitung, 3. Diskussion. 4. Berschiedenes. Nachtz««

Semütliches Beisammensein.

Brz. Adlershof. Restaurant Ziege, Adlersbos, Bedanftr. «.

1. Vortrag des Kollegcn Silbermann. s. Bnb««dl«

angelegenheiten. 3, Vttfchiedenes.

Bez. Neukölln. RestauraM »Deutsches WirtSHanS',

Bergstr. 137. 1. Vortrag deS «ollegen P. Lange ««:

„Lrbeitslohn, Warenpreise, UnteruehmergciviS»^

2. Dislusston. S, Verbands» »ild Bezirksangele««»

heilen. 4. Berschiedenes.
vez, Reinickendorf.Osi.Siosenthal. Restaurant BSrg«»

heim, Reinickendorf-Ost, Prodinzstr. 8t, Ecke S»««»

straße. 1. Konstituierung des Bezirks und Wahl «««

Bezirksleitung. 2. Vcrbandsangelegenheiten. S.

schiedenes,
Ssz. Temxelhos. Neues Lokal. Restaurant Töps«, S«,

liner Str. 1«. 1. Jerbandsangelegenheiten. 2. A«.

schiedenes.

Sonnabend, den 10. Mai:

Bez. Potsdam.Nowawcs. Bezicksiicrgniigcn tm P:'«Z»

reftaurant (BerumniasSle) von Klemm, Nowa',«s,

Wilhelmstr. Z. Musik, VortrS«?, Theater, Singsdiei e»d

Lanz. Beginn S Nhr. Karten für Teilnehmer fw5 w

!«r Bezirlsfltzung am S. Mai und bei sämtlich?«

TNUltionären erhältlich.

Sountag, den ll. Mai:

«ez. Lichtenberg. Srüfzer Maiausslug nach ZeulH«».
Trefspunlt: S Uhr vormittags Neue BahnhoflUich».
SvNlttagstr,!ße iMiichhüuschenZ. Abfahrt g^jo Uor »«»

«nlkigs bis Zürüiiau! bon dort Fufznzai'.derung ZS«

Schmöckwitz noch geuthen, Restauranl Gescllschastsh^iiS.

K«.chzügler treffen sich nschmittligs 3 Uhr durii>!t,zt.

SÄlnehmerkarie einschließlich Tanz 1 M!. Für St«if«
«ld Trank ist gesorgt, ssch finden Verlosungen

Z3. Mai iHimmeZfahrt):
Vez. «anIow.NIederschSNhnnfen. SluSslug «H H««K>

«rs—Schulzendsrs—Tegel. ?refwunlt: 1 Nlfr Jech^?
Wolianlsiraße. Fahrt nach H«msdorf, ZiZarsS w^H
Schulzendors (Kafteetochen). Weitermarsch nach Aj^el.

kSücksahrt don «aS^ A>s Tegel. Mandoliu«! und «s««

L?,strumente mitbringen. Nachzügler treffen ^ z»z

Schsilzeudors, »ettaurant »Sommeriust".

Sonnabend, den 31. Mai:

«ez. P»»k»>v.N!zKrschön!ianZkn. Sesellkchaftsobend «

«n Gesamtrtumen des Slestuurants .Schloß S»w»

^usen" (früher Lonaib). L«derschö»h»>!sen, Li^«».

Kraße 11. «imittt 2 Mk. klnfaiig 7 Uhr.

Sinlaßkarten »ur w befchräktt« ZaHl i« d« !No»stI»

Siamg.

Jugend»Setti»n.
HektionS»,r?ZUimI«ilg: Mittwoch, den 7. M5?,

H»S Uhr, in d«! Lrmin»H«Äen, Kommirnd<rntenftr. Sri^IS.

Ksrtrag: »W«S trennt »nS d«u »en bSrgerlichen it«»

isnsen?"
Norden. «bt«tl»«es»«rsam»l»»»z

t^tnsoch, wn 14. SI«!, «»«ch« »Z^ im O««e»

Herrin«, Br»«neniir. !4S. Snrtras: »ukesS«

Kcr «n«e«kKenaussMsse".
Osten. «btet!sa«Sd«rlt!»»l»»i:

n«5tag, d?n IS. Mui, abends Uhr, tn tzen Sl«>»«S»

FefisSlen, «ndreassw. ZS. »ortrag: ,W« bringt tt«

Schule, WaS «fordert das Leben?"

Wanderungen. Matenwanderuns Soiue»

Wz. den 4. »at. «i^unU: Z Uhr »Ki»rch«vZ«!t,

(Beroli»«).
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lSbte!l»ngS?vand«ru«g Norde«: Nachtu

isand«r»ng l7./1K. Mai: Vvksdam—Eaputh—Ferch,

Treffpunkt- Sonnabendabend 7 Ub> Potsdamer !»ern»

bahnhvf.
SeltionSwandecung S. na« K>Naus-

berg—TteKesee. T»sfdunlt: « Schlsstjchtt Bahn»

hss «oöpenskabk,, Ecke Madaisrrs»,

Bsetefeld.

Dienstag, den S. Mai, abends ?t>, Uhr, in der »Eiseü>

öüite" Marltstr, S, Siilgliederi>ersammlung, Vortrng deS

Etcdidcrsrdneten Binder: »Die EigenhsimbewegiiNL",

»Ler^andSonselegenbeiten,

Bremen.
A« LrZSgruppe hat in der Obernstr. 17/10 lll (Licht»

spiclhaus) ei» OrtSSureau eingerichtet. Die? ift vor-

läufig abends von S—k Ubr gc^ssaet.

Dir in Kebruar abgebalicr!? Gcnerulver!am!nlu.!g

unserer Qrisgruppe bcschlofz einen Ortsznschlag in

Klalsr I—t gsmäjz >>cm Antrage ocs Vorstandes z:: er¬

heben. Ad > April 191? bclragen die monatliche»

Beiträs-
in Klasse t ...... 2,v« MI.

. 2 2,- »

. Z 1,7« .

4 ...... ,l,SV .

l> 0,öi) .

«ZK innen, oorstebende BeiKsgSia»» bei allen Ein»

S::hi!::illci! Klauen,

Aus dcm ,^eide zurltSgekehne Mitglieder ttttni mir.

ihre W'.eoeronnicldung mit Bdressenongabe unverzüglich

bewirken i>> «ollen.

N?b»r ^nviniltlichc geii'.ingsznsteüung, Beinag?-

eiiisichung usw wolle» die Mitglieder unK ebenfalls

«n!?eriüa>i<S> Mitteilung machen

Meinnztz.
Sülirs,.-« sei, 7. ülisi, abenss 7 Uhr, Milgiiederver-

sammturis im kleinen Sani des »aufmännischen Vcreins^

bimse? Tnl;?< Ordnung: l, Vortrag 5cs Herrn Gewerbe-

inlpektor« Miiu«: »Die neuen reichszesevliche» Bestini»

muugen zum schütze der Handelsangeltellten. S. Ouur»

kZl^'«li«,!,

MiiziiedSdücker und Ausweise ftnd am Saaleingnnge

dcrzuzeigcü Die auswärtigen Kolleginnen unb Kollegen

unserer Orisgruvp: bitten wir dason Vormerkung nehincii

zu wollen, dotz wir unter Nr, 4!> iS« ein Voslschccklortt

gachgrupl»: Sngeftrll?» d« Fnduftttr «»d Fabriken
1Z, Mai. abends 7H Uhr wi GeweclfÄasishauS,

Wandelhalle, Tagesordnung: 1. Bericht von den Tarif.

Verhandlungen. Redner: Zieh«. 2, Verschiedenes.

Fachgruppe. Angestellt? »« Werften am l4, M«i,

abends 7i4 Ui«, im GewerlschaftShaus, Wandelhalle,

TagesoronllNg: 1. Bericht üb« die Tätigkeit des Gesamt»

lnisschusses, Redner: Kollege Eckboff. 2, Verschiedenes.

Fachgruppe GenossenschaftSsngesteUtr am 19, Mai.

abcnds 7H Uhr, im Gewerlschaftsbaus. hochliegendes Sie»

stnurunt. Tagesordnung, i. Zosialisisrt« «der Genossen»

schaftsbctrieb, Redner: Kollegs Verleit. 2, Verschiedenes.

LcbrlinaSversammlung nm lS. Mai, vormittags

10H llhr. im Gew«kichaftsbauS, Wandelhalle. Tages»

ordnung: 1, Neuordnung der SchrlingSiusbildung, Red»

ner: Dnhrcndorf, 2, Verschiedenes,

BcrsamnUuns d« stellenlos:» MItiiÜcdrr am IU, Mai,

nuSmitiags 4 Ubr, im hochliegcnsea Restaiicsnt, Gewcrl«

IchaftSbaus. Tagesordnung: 1. Verichl von der Tätigkeit

des 2Ser Ausschusses Redner: Kollege Vbilipvson.

L. Verschiedenes.
Vcrsmnmiiiri« der weiöttchen «iitgiieder am S«, Mai,

abüiids 7^ llhr, im C,is? des Gewcrischaftslüiuses. Tages¬

ordnung: t. Unser Recht aus Arbeit, Rednerin: Kollegin

Anwiesen, 2 Verschiedenes.
Männliche Bcrdondsmitglicder haben ,» dieser Ver»

sWMlung keinen Jutritt"
Versammlung aller w> ?ia,iiSdicnft «nd bn Behörden

;KriegLiirrkorguneSamt. MilitiirbeKSrde. StntisttWieS Amt,

Arbeitsamt, Post usw.) beschSMüte» Mitglied« am 21. Mni,

nvends ?V> Nhr im GewertschaftsiluuS, hochliegendes Re»

stmirant. Togesordnun»: 1. Unsere Siele und unser«

Aufgibcn. Redner: Kollege RurUber. 2, Verschicdcncs,

Zu den vorgenannten Versammlungen haben nur

Mitglieder Zutritt. VerdandsdnS oder Veitragsouittung

diene» als Ausweis. Die FachgruvsenIeiiU wollen sür

Turlonirolle sorgen. Einführungen aeswiici"

Oeffentliche Fechgruvpeniürfvmmiüiigeü.

«»»«stellte d« Pcivirrivaren», «outoriicoaissarilkkl

ns». GekchStte am 22. Mai, abcnds 7«, llhr, im lies-

liegenden Restdimrant des GewerlschsktSSauses.
Angestellte der Zigarrciigeschaftc (Filialle'.tcr und

Letterinnen, Verkäufer und Berläuferinncni am SZ, Mai,

abends 7H Uhr, im hoeblisgenden Restaurant des Ge-

wcrlschaftShauseS.
Angestellte der Hausstands» und Elseiiioarcngrschijstc

am 2«, Mai, vormittngs 10l4 Uhr. im bvSliegenden

Restaurant des Gewerlsilxiflsbauses

Angestellte dn Förbcriien nnd Wäschereien am 5. Mai,

beim Voftscheckllmt in Leipzig errichtel haben. Älle'Zahl-1 abends Uhr, im Uefliegind»! Restaurant des Gew«!»

k.irien ftnd zu adressieren: Herrn Siegbert Fechcnbach, Hauses

Chemüitz,
Lcipzig.

Vosffchelklontk, Nr. 4S ISS, Bostschecklonlo

Frankfurt a. M.

Der »«uationsausschuS hält seine Sitzungen jeden

'Nimtag in oer Restauration Ditünann. Brönnerstr. 12,

li'ieiids 7 llhr, ab. Zum Vorsitzenden murde Kollege

Sinsdeimei gewäblt. Die Vertrauensleule in den Be¬

trieben find zu den Sitzungen eingeladen. PünktliÄcZ

Erscheinen ist erforderlich.

Laut B,cstglui> der Generslvrrfannalung vsm

IS. März wurden die Beiträge mit Wirkung ab 1. Mai

»is solat ttbüht: t. Klasse oiSKer 2,20 Wf„ ab 1. Mai

L.S« Mt.: 2. Klaffe bisher i,65 MZ,. ab 1. Mai 2,— W!.I

8. Klaffe bisber l.LS Mk.. ab 1. Mii 1,5g Mk.: 4. Klaffe

bisher 1,10 MI., »b 1. Mai 1,?9 M?.; tZ. Klalfe bisber

V,SS MI., ab 1. Mai S.6« Mk.

Es ist unbedingt nötig, dasz die Unterkassierer mit

ben alten Marker, bis spätestens SO, April abrechnen.

Wir bitten unsere Mitglicdcr, rückständige Beitröge

umgehend zu begleichen. Rückständige Beiträge, dis bis

1. Mai nicht bezahlt find, werden nach dem neuen Satze
berechnet.

Kollegen, dis nicht kassiert werden, wollen dieS unter

Ungabe oer genauen Adresse und in ivelcher Firma sie

beschäftigt sind, dem Bureau mitreiten.

Bei der kolossalen Zunahme an Mitglied«» ist eZ

technisch unmöglich, den ZeitungSvcrsand zur Zufrieden»

heit unserer Mitglied« auszuführen. Wir bitten daher

i,ie Vertrauensleute in den Betrieben, ihre Leitungen

«uf dem Bureau abzuholen.
Gleichzeitig bitten wir dte Kollegen, uns dt» Sdressen

tz» Vertrauensleute in den Betrieben mitzutetkn.

Gotha.
Di« Mttgliedsrdsrfammlung findet nicht er« i>. Mai,

sondern Freitag, den IS, Mai, abends 8 Uhr, im Saale

des „VrinzenhauS". Salzengasse-Hützelsgasse. statt. Vor»

rcaz des Herrn Meurer üb«: »Eenossenschastswssen".

Ee:!>au!>s!Z«ak!egenhetten.

Groß-Hambnrg.
Failigruvpeuvnsam«/'»Hgen.

Fachgruppe: Angestellte de, Waren», ««khävier,

«snfkMonsgeschiifte »sn, am S. Mai, abends 7V>» Uhr,

isi Gewerkschastshaus, grssz« Soc,!, 1. Stock. TageSord»

»U5g 1, DaS Wesen der Betriebstrankenkafsen. Redner:

tS. Fisch« 2, Verschiedenes.

Fachgruppe: Angestellt» »er «siontal» nnd gettwareri.

Selch««« «m 7. Mai, abends » Uhr im «ew«kschaftS-

hauS. tiefliegendes Restaurant. Tagesordnung, 1. Be»

richt do» de» Tarifverbandlungen. Redn«: keoslokoioSki.

S. Wahl der Fachgrupvenleirung, s. Verschiedenes,

Fachgruppe: Angestellte b« Lottcricgeschitst, en»

S. Mai, abends S l!K, tm Ge«erkschaftshaus. Wandel»

hülle TtigeSordnuns: 1. Stand >« Tarifverhandlungcn,

t?»-dn» Sarmeman». », LKlbZ tzs, Fachgruppeiileitung.
S. Verschiedenes,

Fachgruppe: klngrfteMe tz« lKr»,g^chS»w (Mltst
lÄrrrinne» und »«käuferinnen) »» t2. i!7»i. «dendS

» Ul», is Se»«kfch»stsba«S, Wunselhalk. T««eSord»

Nun« 1, Bericht von t»« Tartsi«rl)andlung«», ««Sn«

KosleioMM. S, Wsbi d» Sachgruppenleirur», ». ««.

schiedenes,
Fschkirzrp»»: «nzzeltkUk, des «SrofZünnde» «Mi «. W«5.

SkendS 7^ NK, im Gew«kschattÄhau«, W»z«d»>rballe.

TsgeS«dir»ng^ 1. «errchi vo» des Tlnifverbsudlungk«,

R»d»r « «Sxktz, ». ««schiede?««

Angestellte de? Auskunfteien, Detekteien, Inkasso»

biireaus usw, am 6. Mai, abcnds Uhr, iui Ge>o«I»

schaftshsus, ober« Saal. 1. Stock.

Tagesordnung in allen öffentliche»
Fachgrudpenversammlungen:

1. Der Weg zur Derbclferung der Gehalts» und Ar»

beitsbedingnngen. 2. Wahl einer Taristommisston,

z. Verschiedenes. Redner sind die Kollegen G. Schütt.

R, Miller. Seltner, E. Sckultz« und Kohlhagen.

Die Vnbandsmitglied« werden dringend gebeten, die

Angestellten der einzelnen Fachgruppen aus diese öffent¬

lichen Vcrsammlungcn aufmerksam zu machen.

Mitgliederserkammlung
am Donnerstag, IS. Mni, abends 7A, Uhr, im Mufiksaal

deS GewerkfchaftshauscS. Tagesordnung: 1. Die An¬

träge zum Nürnberger VerbiindSiag. Redn?r: Kollege

W. Fischcr (M. d. B.). 2, Wl^S! der Delegierten.

S. Verschiedenes.
Jutritt zur Versammlung nur gcgen Vorzeigung des

Mitgliedsausweis?»,. Aufüahüie neuer Mitglieder dor

Beginn der Versammlung, Beiträge können in dcr Ver¬

sammlung bezahlt werden.

Umerbezirl: FuhlSbüttel, Ohlsdors und Nmqegci'.K
am S. Mai. abends 7l4 Uhr. bei Tomfort, Fuhlsbüttel,
Tagesordnung: 1. Unsere Aufgaben und unsere Lie!e.

Redn«: Kolleg« John Ehrenteit. Z. Vnschiedenes.

ZeKtralverbKnd der Händlungs«
gehUfen.

Die in Nr. K der »Handlun^sgehilfen»Aek»
tung" ausgeschriebenen HilfSarbeiterstellen für
die Haitptaeschöftsftelle stnd befetzt worden.

Den engagierten Kollegen unb Kolleginnen

haben wir direkt Nachricht gegeben; allen anderen

Bewerbern sPrechen wir hierdurch unferen DrmZ

auS. Der VerbattÄssorstand.

I. A.: Otto Urban.

Mehrere AgMZZonsdssMte
für verschiedene Gebiete des Reichs werden g°s>

sucht. Die Bewerber müssen die HandlungS«

gehilfenbewegung gut kennen, organisatorisch und

agitatorisch besähigt fein und dem Verbände min»

desteiis drei Jahre als Mitglied angehören.
Bewerbungen mi! Angabe der bisherigen

Tätigkeit für unseren Verband sind bis zum

20. Mai zu richten an >den

ILorstatid des ZentralverKandeS der

Handluiigsszehilfen,

g. H. deS Vorsitzenden Otto Urba«,

Berlin SO. 26, Oranienstr. 40/41.

Orksbeamler für Augsburg
gesucht. Mitglieder, wclche dcr Organisation
niindesiens 3 Jnhre angehören, rednerische sowie
organisutorifche Befähigung und Kenntnis der

Handlungsgehilfenbewegung besitzen, wollen Be«

Werbungen an Kollegen Mnx Schaffler, Giiggin»

ge,i bei Augsburg, Lsn-ber-Osteu-Stroge IS,

richten.

Leipzig.,
Jrsitas. den IS. Mai 1L19, aoenS» 7« Uhr, im

»«slkshaus- (Gesellschaftsfaal). Zeitz« Str. S2, aufzcr.

»rdentllche Mitglicdrrverfammlnng. Tagesordnung:
1. Wahl eines Orisoeamten, 2. Die Anträge zum Ver»

SaiidStag. S, Wahl d« Delegierten. 4. Berufs¬

angelegenheiten. DaS Mitgliedsbuch ist diesmal am

Eingang des Saales vorzuzeigen. Wählbar und wahl¬

berechtigt stnd nur solche Mitglieder, die nicht mit S

oder mebr Beitrügen im Rückstände stnd. Wir bittcn um

zahlreiches Erscheinen I Die Ortsv«waltung,

^!!I«I!!!!l>!l«l!ll!l>!!I!liIii!lI,,"iII,!!IlIttiil!!>lIII>i>IIl,,,,,,II,II!!li!!I>!!!l,N,»N!i!i>ji>llIl,^

I Privatmann kauft gröbere H

U Postlagerkarte S4K, Berlin-SSöneverg, Z

^>!lIIII>>lIIlIl!IIi!I>>>ll«!i>III,NNli!Illl>llII>II>>!>lI>IlllIl!,,„„,>!!tt»,!l>l!li,>llI!l>Itt!!!,illIll^

Ortsgruppe Bremen.

Wir suchen möglichst sofort einen tüchtigen

Geschäftsführer. Bewerber, die über die nötigen

organisatorischen und agitatorischen Fähigkeiten

verfügen, werden gebeten, ihre Bewerbung bis

10. Mai mit der Aufschrist „Bewerbung" unter

Angabe der bisherigen Tätigkeit an den Unter«

zeichneten einzureichen.
Bedingung: 3 jährige Mitgliedschaft in ein«

sreigewerkschaftlichen Organisation.
Gehalt ben heutigen TeuerungSverhältnissen

entsprechend. I. A.: Albert Engel, Bremen,

Kirchweg 49.

OrZsbeamZer für Halle s. S.

Wir suchen möglichst für sofort einen tüchti»

gen Kollegen für unsere Ortsgruppe. Rednerische,

agitatorische Befähigung und gründliche Kenntnis

der Handlungsgehilfenbeweguilg ist notwendig.

Gehalt 48«) Mk. Bewerbungen an den Vorsitzen,
den Joh. Schweikart-Halle a. S., Maucha«
Straf» 7ib.

Beamte? fü? Kattowitz gesucht.
Zum möglichst sofortigen Antritt wird fi»

daS Industriegebiet Kattowitz ein tüchtiger Kol<°

lege gesucht. Agitatorische, organisatorische Be»

fähigung und Kenntnis der HalchlunoFgehilfen?
bewegung sind notwendig,

Beiverbungen sind mit Angabe der bisherigen

Tätigkeit einzureichen an den

Borstand deS Zentralverbandes der

HendlungSgehilfen,

ß. H. deS Vorsitzenden Otto Urban,

Berlin SO. LS. Oranienstr. 40/41.
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